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20. Wahlperiode Jugend

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und

Anwesenheitsliste der Sachverstiandigen

zur 24. Sitzung des Ausschusses fiir Familie, Senioren,

Frauen und Jugend am Montag, 7. November 2022, ab 14.00 Uhr

Anwesenheit

Dorthe Gatermann
Deutscher Verein fiir 6ffentliche und private Fiirsorge e. V.

Ulrike Gebelein

Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V.

Elke Hannack
Deutscher Gewerkschaftsbund

Prof. Lena Hipp, Ph. D.
Wissenschaftszentrum Berlin fiir Sozialforschung gGmbH

Kerstin Plack

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbénde e. V.

Dr. Dag Schélper
Bundesforum Ménner — Interessenverband fiir Jungen,
Maiénner & Viter e. V.
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Nina Strallner
SAP Deutschland SE & Co. KG
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Die Vorsitzende: Sehr geehrte Damen und Herren,
ich begriile Sie zu unserer heutigen 24. Sitzung.
Ich begriife die Kolleginnen und Kollegen, auch
die, die uns per Videokonferenz zugeschaltet sind.
Wie gewohnt, werde ich Sie jetzt fraktionsweise
einzeln aufrufen. Ich bitte Sie kurz zu bestétigen,
dass Sie in der Leitung sind.

Hinweis des Sekretariats: Folgende Abgeordnete
haben sich per Webex zur Sitzung zugeschaltet:

o Daniel Baldy (SPD),

o Anke Hennig (SPD),

o Josephine Ortleb (SPD),

o Ralph Edelhédufler (CDU/CSU),

o Astrid Timmermann-Fechter (CDU/CSU),
o Matthias Seestern-Pauly (FDP),

0 Thomas Ehrhorn (AfD).

Wir fiihren heute die 6ffentliche Anhérung zu
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung , Entwurf
eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der Richt-
linie (EU) 2019/1158 des Europédischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Ver-
einbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern
und pflegende Angehorige und zur Authebung der
Richtlinie 2010/18/EU des Rates“ auf BT-Drs.
20/3447

und dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. ,,28
Tage Elternschutz fiir den zweiten Elternteil ab
Geburt des Kindes einfiihren* auf BT-Drs. 20/2688
durch.

Ich begriile dazu die Mitglieder des Ausschusses,
die Mitglieder der mitberatenden Ausschiisse, so-
fern vorhanden, fiir die Bundesregierung die Frau
Parlamentarische Staatssekretdrin Ekin Deligoz,
die Zuschauerinnen und Zuschauer und natiirlich
die Sachverstdndigen fiir unsere heutige Anho-
rung.

Das sind:

Frau Dorthe Gatermann vom Deutscher Verein fiir
offentliche und private Fiirsorge e. V.,

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

Frau Ulrike Gebelein von der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V.,

Frau Elke Hannack fiir den Deutschen Gewerk-
schaftsbund,

Frau Prof. Lena Hipp fiir das Wissenschaftszent-
rum Berlin fiir Sozialforschung gGmbH,

Frau Kerstin Plack fiir die Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbdnde e. V.,

Herr Dr. Dag Schélper vom Bundesforum Ménner
— Interessenverband fiir Jungen, Ménner & Viter
e. V.,

Frau Lisa Sommer vom Zukunftsforum Fami-
liee. V.,

sowie per Videokonferenz zugeschaltet, Frau Nina
StraBner fiir SAP Deutschland SE & Co. KG.

Ich weise Sie darauf hin, dass die Anhdrung zeit-
versetzt - voraussichtlich morgen - auf der Home-
page des Deutschen Bundestages {ibertragen wird.
Von dieser Anhérung wird ein Wortprotokoll er-
stellt, das auf der Homepage des Familienaus-
schusses abrufbar sein wird. Dort finden Sie auch
die schriftlichen Stellungnahmen der Sachver-
stindigen.

Bild- und Tonaufzeichnungen durch andere Per-
sonen sind wihrend der Sitzung nicht gestattet.

Weiterhin bitte ich darum, wahrend der Anho-
rung auf Benutzung von Mobiltelefonen zu ver-
zichten.

Der Ablauf der 6ffentlichen Anhorung gestaltet
sich wie folgt: Wir beginnen mit den Eingangs-
statements der Sachverstdndigen von jeweils
drei Minuten und fahren anschlieBend mit einer
Frage- und Antwortrunde von 60 Minuten fort.
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Bei dieser Frage- und Antwortrunde wird das Fra-
gerecht nach dem Stdrkeverhéltnis der Fraktionen
zeitlich aufgeteilt. Die jeweiligen Zeitkontingente
gelten fiir Fragen und Antworten. Die zeitliche
Aufteilung auf die Fraktionen kénnen Sie dem
vorliegenden Ablaufplan fiir die Anhérung ent-
nehmen.

Ich wire Thnen dankbar, wenn jede Fragestellerin
und jeder Fragesteller in einem Beitrag maximal
zwei Fragen an einen oder zwei Sachverstdndige
richten wiirde.

Ein Hinweis noch zum Zeitmanagement: Die je-
weils zur Verfiigung stehende Zeit wird Thnen
iiber den Monitor im Saal sowie in der Videokon-
ferenz angezeigt. Ich bitte die Fragenstellenden so-
wie die Sachverstdndigen darum, diese Uhr je-
weils im Blick zu behalten.

Wir beginnen nun mit der 6ffentlichen Anhérung
zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung ,.Ent-
wurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europédischen Par-
laments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Ver-
einbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern
und pflegende Angehorige und zur Authebung der
Richtlinie 2010/18/EU des Rates“, BT-Drs.
20/3447

und zu dem Antrag der Fraktion DIE LINKE.
,,28 Tage Elternschutz fiir den zweiten Elternteil
ab Geburt des Kindes einfiihren®, BT-

Drs. 20/2688.

Zunichst bitte ich die Sachverstdndigen um ein
kurzes Eingangsstatement von jeweils drei Minu-
ten.

Ich bitte nun zunéchst Frau Gatermann um ihr
Eingangsstatement und erteile dann den weiteren
Sachverstindigen in alphabetischer Reihenfolge
das Wort.

Frau Gatermann, Sie haben das Wort. Bitte sehr.

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

Doérthe Gatermann (Deutscher Verein fiir 6ffentli-
che und private Fiirsorge e. V.): Herzlichen Dank.
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Abge-
ordnete, sehr geehrte Damen und Herren, im Na-
men des Deutschen Vereins mdéchte ich mich be-
danken, hier als Sachverstdndige sprechen zu diir-
fen.

Ziel der EU-Richtlinie war es, europaweit giiltige
Mindeststandards zur Unterstiitzung der Verein-
barkeit von Familie und Erwerbsleben einzufiih-
ren. Der Deutsche Verein hat dies damals in einer
Stellungnahme zum Richtlinienentwurf ausdriick-
lich begriiit. Vor dem Hintergrund einer, wie ja
im letzten Jahr die Sachverstdndigenkommission
des 9. Familienberichts festgestellt hat, Intensivie-
rung von Elternschaft, also den steigenden Anfor-
derungen an die Versorgung von und an die Fiir-
sorge fiir Kinder auf der einen Seite und gleichzei-
tig den steigenden Anforderungen der Arbeitswelt
an Familien, gerade in diesen Krisenzeiten, stellt
sich eben die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
fiir viele Familien als eine Herausforderung dar,
eine Herausforderung, die vor allem oder oft zu-
lasten von Miittern geht.

In diesem Sinne sind die vorgesehenen Regelun-
gen im Gesetz zum Bundeselterngeld und zur El-
ternzeit, wie beispielsweise die Mdoglichkeit zur
Verringerung von Arbeitszeit, ein zentrales fami-
lienpolitisches Instrument, um jungen Familien
eine Schonzeit zu verschaffen, gleichzeitig Im-
pulse fiir eine partnerschaftliche Aufteilung der
Sorgearbeit zu setzen und gleichzeitig die Arbeits-
marktbindung beider Elternteile zu unterstiitzen.
Einen Rechtsanspruch auf flexible Arbeitsregelun-
gen haben jedoch nur Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in Betrieben mit mindestens 15 Be-
schiftigten. Vor diesem Hintergrund begriifit die
Geschaftsstelle des Deutschen Vereins, dass die
Umsetzung der EU-Richtlinie nun auch Eltern in
Kleinbetrieben unterstiitzt. Zwar gibt es weiterhin
keinen Rechtsanspruch, aber wenn ein Antrag auf
so eine Verringerung und Verteilung der Arbeits-
zeit gestellt wird, dann muss im Falle einer Ab-
lehnung diese vom Arbeitgeber begriindet werden.

Die Geschiftsstelle des Deutschen Vereins begriifit
dartber hinaus die Intention des Gesetzgebers,
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durch Anpassung im Pflegezeit- und Familien-
pflegezeitgesetz auch Beschiftigte in Kleinbetrie-
ben in ihrer Verantwortung als pflegende Angeho-
rige wahrzunehmen und zu unterstiitzen. Zwar
gibt es auch hier keinen Rechtsanspruch auf Frei-
stellung. Die Begriindungspflicht im Fall einer
Ablehnung kann jedoch die Verhandlungsposition
pflegender Angehoriger stdarken und eventuell
eine vermehrte Bewilligung solcher Freistellungs-
antrdge bewirken. Dennoch werden diese MaB-
nahmen nicht ausreichen, um den zukiinftigen
steigenden Bedarf nach Unterstiitzung pflegender
Angehériger zu decken. Dazu sind weitere Verbes-
serungen notwendig. Der Deutsche Verein spricht
sich beispielsweise fiir eine Harmonisierung der
Schwellwerte im Pflegezeit- und Familienpflege-
zeitgesetz aus, zugunsten eben des Pflegezeitgeset-
zes, also der Schwelle von 15 Beschiftigten. Um
der Dynamik von Pflegesituationen gerecht zu
werden, regt der Deutsche Verein des Weiteren
an, einen Anspruch auf eine jahrliche kurzzeitige
Arbeitsverhinderung von 10 Tagen einzufiihren,
in Anlehnung an die Freistellung bei erkrankten
Kindern.

Der Deutsche Verein unterstiitzt die Vorschlége,
die der Unabhingige Beirat fiir die Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf in seinem ersten Bericht ge-
macht hat, ndmlich die Einfiihrung einer Lohner-
satzleistung anstelle des Pflegedarlehens. Vielen
Dank.

Die Vorsitzende: Vielen Dank. Es folgt Frau Gebe-
lein von der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Freien Wohlfahrtspflege e. V.. Sie haben das Wort.
Bitte sehr.

Ulrike Gebelein (Bundesarbeitsgemeinschaft der
Freien Wohlfahrtspflege e. V.): Vielen Dank fiir
die Einladung auch von unserer Seite aus, von der
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege, kurz BAGFW genannt.

Sehr geehrte Abgeordnete, sehr geehrte Damen
und Herren, die Bundesarbeitsgemeinschaft der
Freien Wohlfahrtspflege begriiit den Artikel 1 im
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur weiteren
Umsetzung der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie, ndm-

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

lich die geplante Einfithrung einer Begriindungs-
pflicht des Arbeitsgebers bei Ablehnung eines An-
trages auf flexible Arbeitszeitregelungen, sowie
die in Artikel 2 und 3 geplanten Regelungen fiir
Beschiftigte in Kleinbetrieben.

Ebenso begriiBt die BAGFW, dass mit Artikel 4
des Entwurfs auch Eltern oder pflegende Angeho-
rige unter den Schutz der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes fallen sollen.

Mit diesen Regelungen werden aus Sicht der
BAGFW verbesserte Rahmenbedingungen zur Ab-
sicherung und Versorgung von pflegebediirftigen
Angehorigen sowie von erwerbstétig Pflegenden,
insbesondere von Frauen, geschaffen. Dennoch
kann nach Ansicht der BAGFW mit dem vorgeleg-
ten Gesetzentwurf die Umsetzung der EU-Verein-
barkeitsrichtlinie von 2019 nicht als abgeschlos-
sen gelten.

Im Koalitionsvertrag der Regierungsparteien
wurde 2021 als familienpolitisches Ziel die Ein-
fithrung einer zweiwdchigen vergiiteten Freistel-
lung fiir die Partnerin oder den Partner nach der
Geburt eines Kindes festgeschrieben.

Die BAGFW unterstiitzt mit Nachdruck diese ver-
bindliche, mindestens 10-tdgige bezahlte Eltern-
zeitfreistellungsregelung fiir den Vater oder fiir
den zweiten gleichgestellten Elternteil. Dabei hélt
die BAGFW entgegen dem Antrag der Fraktion
DIE LINKE. eine Verankerung des Rechtsan-
spruchs auf diese vergiitete Freistellung im Bund-
eselterngelt- und Elternzeitgesetz fiir sachgerecht.

Perspektivisch sieht die BAGFW zudem Hand-
lungsbedarf in Bezug auf eine Harmonisierung
von Pflegezeitgesetz und Familienpflegezeitgesetz.
Hier sollten die Empfehlungen des Unabhédngigen
Beirates fiir die Vereinbarkeit von Pflege und Be-
ruf zur Familienpflegezeit und zum Familienpfle-
gegelt, wie sie im August 2022 vorgelegt worden
sind, aufgenommen und gesetzlich umgesetzt wer-
den.
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Vielen Dank. Ich denke, wir kommen in den Fra-
gerunden noch zu den Details.

Die Vorsitzende: Danke sehr. Es folgt Frau Han-
nack vom Deutschen Gewerkschaftsbund. Bitte
sehr.

Elke Hannack (Deutscher Gewerkschaftsbund):
Herzlichen Dank auch von mir fiir die Mdéglichkeit
einer Stellungnahme.

Ich will auch positiv beginnen und sagen, dass es
gut ist, dass die Bundesregierung mit dem vorlie-
genden Gesetzentwurf erste Schritte unternimmt,
die EU-Vereinbarkeitsrichtlinie umzusetzen. Aber
diese Schritte sind aus unserer Sicht nicht genug.
Insbesondere kritisieren wir, dass der Gesetzent-
wurf keine bezahlte Freistellung fiir Vater und
gleichgestellte zweite Elternteile nach der Geburt
eines Kindes beinhaltet und offenbar auch kein
anderer Gesetzentwurf dieses Inhalts zeitnah zu
erwarten ist. Nach der Definition der Regierungs-
parteien befinden wir uns ja in einem Jahrzehnt
der Gleichstellung; und trotzdem wird diese EU-
Vereinbarkeitsrichtlinie jetzt nicht umgesetzt. Wir
glauben, dass es vor allen Dingen jene Paare ent-
tduscht, die nach dem 2. August Eltern geworden
sind und entgegen geltendem EU-Recht jetzt keine
Vaterschaftsfreistellung rund um die Geburt nut-
zen konnen. Wir leben in schwierigen Zeiten, aber
dass ausgerechnet in Krisenzeiten hier bei den Fa-
milien der Rotstift angesetzt wird, ist aus meiner
Sicht familien- und gleichstellungspolitisch ein
Fehler.

Insofern erwarten wir, die Viterfreistellung im
Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens doch noch
hinzubekommen.

Auch fiir pflegende Angehdrige enttduscht der Ge-
setzentwurf. Er hélt ndmlich an den Schwellen-
werten fiir Beschiftige in Klein- und Kleinstbetrie-
ben fest. Zwar sollen die Beschiftigten nach den
geplanten Regelungen in den Artikeln 2 und 3 ei-
nen Antrag auf Pflege- und Familienpflegezeit
stellen konnen. Dieser kann aber von den Arbeit-
gebern abgelehnt werden, sofern er das begriindet.

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

Wir finden, eine solche Schlechterstellung gegen-
iiber pflegewilligen Beschiéftigten mit einem klar
formulierten Rechtsanspruch hat eine Reihe nega-
tiver Folgewirkungen. Hier will ich besonders den
mangelnden Kiindigungsschutz hervorheben. Na-
tlirlich brauchen wir mit Beginn der Pflege- und
Familienpflegezeit den erweiterten Kiindigungs-
schutz, wie es im Gesetzentwurf vorgesehen ist.
Das steht auller Frage. Aber die gréften Konflikt-
potentiale bestehen ja in der Situation, in der sich
die Arbeitnehmer*innen und der Arbeitgeber
nicht einig sind. Also, wenn Beschiftigte Verant-
wortung fiir einen Pflegebediirftigen {ibernehmen
wollen und Arbeitgebende die Arbeitszeitwiin-
sche fiir nicht kompatibel mit den Jobanforderun-
gen halten und insofern den Antrag auf Pflege-
und Familienpflegezeit ablehnen. Arbeitneh-
mer*innen sind in dieser ohnehin belastenden Si-
tuation nicht vor Kiindigung sicher, weil der Kiin-
digungsschutz hier nicht greift. Das aber schreibt
Artikel 12 der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie vor.

Ich finde, hier muss nachgebessert werden. Die
Losung ist ganz simpel: Schaffen Sie die Schwel-
lenwerte in den Gesetzen zur Unterstiitzung von
Eltern und Pflegenden ab. Schaffen Sie hier glei-
che Rechte fiir alle Beschéftigten.

Sie alle wissen, dass Frauen besonders héufig in
kleineren Betrieben arbeiten. Insofern ist es nicht
akzeptabel, dass mit diesem Gesetzentwurf ledig-
lich eine minimale Verbesserung des Status Quo
erreicht wird. Um die Gleichstellung der Ge-
schlechter tatsachlich voranzutreiben, reicht der
vorgesehene Entwurf bei weitem nicht. Wir brau-
chen die Entgeltersatzleistung fiir pflegende Ange-
horige. Sie ist im Koalitionsvertrag angekiindigt
und der Unabhéngige Beirat fiir die Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf hat ja sein Konzept schon
présentiert. Jetzt bedarf es des politischen Willens
zur Umsetzung.

Ein ganz kleiner letzter Punkt: Auch hinsichtlich
des Diskriminierungsschutzes bleibt die Bundes-
regierung mit Artikel 4 hinter den Vorgaben der
EU-Richtlinie zuriick, denn, das will ich auch klar
sagen, ein Beschwerderecht ist noch kein Schutz
vor Diskriminierung. An den eklatanten Durchset-
zungsdefiziten des AGG &ndert sich hier nichts.
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Vielen Dank.

Die Vorsitzende: Danke sehr. Es folgt Frau Prof.
Dr. Hipp vom Wissenschaftszentrum Berlin fiir
Sozialforschung. Bitte sehr.

Prof. Lena Hipp, PhD (Wissenschaftszentrum Ber-
lin fiir Sozialforschung gGmbH): Sehr geehrte
Frau Vorsitzende, sehr geehrte Abgeordnete, sehr
geehrte Anwesenden, auch ich méchte mich be-
danken fiir die Einladung heute und dafiir, dass
ich sozialwissenschaftliche Erkenntnisse mit in
diese Anhérung bringen kann.

Begriilenswert ist natiirlich die Richtlinie, die El-
tern und Personen, die Angehorige pflegen, die
Vereinbarkeit erleichtern soll. Es ist deshalb be-
griiBenswert, weil es gleichstellungspolitisch
wichtig ist, aber auch aus Unternehmenssicht und
angesichts des demografischen Wandels. Schon
ist natiirlich auch, dass sich so wenig Umset-
zungsbedarf ergibt, weil Deutschland in den letz-
ten 15 Jahren beziiglich der gesellschaftspoliti-
schen Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit vie-
les geleistet hat.

Ich mo6chte diese Stelle aber nutzen, um sozial-
wissenschaftliche Erkenntnisse einzubringen und
zu betonen, dass man das Gelegenheitsfenster,
was sich bei der Umsetzung der Richtlinie gedft-
net hat, hédtte weiter nutzen kénnen, um tatséchli-
che Vereinbarkeit voranzutreiben.

Ich mochte das gerne an zwei Punkten festma-
chen: Zum einen sehen wir, dass mit der Einfiih-
rung der Elternzeit immer mehr Viter Elternzeit
genommen haben. Mittlerweile nehmen iiber ein
Drittel der Vater von neugeborenen Kindern El-
ternzeit. Allerdings nehmen diese Viter zu iiber
80 Prozent genau diese zwei Monate. Meine ei-
gene Forschung hat gezeigt, wiirde man diese
zwei Partnermonate auf vier Partnermonate aus-
dehnen, wéren ein ganz deutlich groBerer Teil der
Viter bereit, tatsachlich diese vier Monate in An-
spruch zu nehmen. Zum einen ist die materielle
Anreizsetzung wichtig, zum anderen aber auch
das Legitimieren und Normalisieren der Elemente,
die eine gesetzliche Regelung hat. Das wire jetzt
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ein wichtiger Handlungspunkt, der natiirlich auch
auf andere Sorgeverpflichtungen, wie es in der
EU-Richtlinie angelegt ist, ausgedehnt werden
konnte.

Der zweite Punkt hat etwas mit Diskriminierung
zu tun. Frau Hannack hatte das eben schon ange-
sprochen. Wenn wir uns anschauen, wie sich El-
ternschaft und Sorgeverpflichtungen auf Diskrimi-
nierung am Arbeitsmarkt auswirken, so sehen wir,
dass sie immer in Zusammenhang mit Geschlecht
auftritt. Frauen, die in ihrem Lebenslauf ein Kind
angeben, das hat auch meine Forschung beispiels-
weise gezeigt, haben eine 40 Prozent geringere
Wahrscheinlichkeit zum Vorstellungsgespréach
eingeladen zu werden. Frauen, die aufgrund von
Betriebsschlielung entlassen wurden, haben eine
deutlich geringere Wahrscheinlichkeit wieder ein-
gestellt zu werden. Das sind nur zwei wichtige
Beispiele. Darum wire es so wichtig, Elternschaft
als geschiitztes Merkmal mit in das Antidiskrimi-
nierungsgesetz aufzunehmen. Der Gesetzentwurf
geht natiirlich in die richtige Richtung, miisste
aber zumindest noch zwei, drei Schritte weiter ge-
hen, um tatsédchlich auch Vatern die Angst zu
nehmen, in Elternzeit zu gehen und natiirlich zu
einer gerechteren Aufteilung von Erwerbs- und
Sorgearbeit zu fithren. Vielen Dank.

Die Vorsitzende: Danke sehr. Ich bitte Frau Plack
von der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbdande e. V. um ihr Statement.

Kerstin Plack (Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbdnde e. V.): Vielen Dank. Sehr ge-
ehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Abgeordnete,
sehr geehrte Damen und Herren, auch von uns
vielen Dank fiir die Gelegenheit, zu dem Gesetz
zur Umsetzung der Vereinbarkeitsrichtlinie in
Deutschland und dem Antrag der Fraktion

DIE LINKE. zur Einfiihrung eines Elternschutzes
Stellung nehmen zu kénnen.

Die Vereinbarkeit von familidrer Verantwortung
und beruflichen Anforderungen ist seit Jahren ein
gesamtgesellschaftliches Thema, das auch im be-
trieblichen Alltag zunehmend herausfordernd
wird. Es ist von grundlegender Bedeutung fiir die
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Unternehmen, um Mitarbeiter zu halten, zu moti-
vieren und auch neue Mitarbeiter gewinnen zu
kénnen. Dabei variieren die Moglichkeiten fiir
Vereinbarkeitslosungen vor Ort, vor allem in Ab-
hingigkeit von der GréBe des Unternehmens. Das
beriicksichtigt auch die Richtlinie, die einen
grundsitzlichen Schutz von Klein- und Kleinstun-
ternehmen vor unverhédltnisméBiger Beeintrdchti-
gung und unnétigem Verwaltungsaufwand an-
spricht.

Wir sehen die Gefahr, dass die im Umsetzungsge-
setz vorgesehenen Antragsverfahren auf Teilzeit
wihrend der Elternzeit, auf Pflegefreistellungen
und Familienpflegezeit zu erheblichen Herausfor-
derungen und Rechtsunsicherheit in gerade die-
sen kleinen Unternehmen fithren, die bisher rich-
tigerweise besonders geschiitzt sind. Das gilt ins-
besondere im Hinblick auf die bisher unbekann-
ten Anforderungen, mit denen solche Antrége ab-
gelehnt werden konnen. Es sollte unseres Erach-
tens nicht den Gerichten iiberlassen bleiben, diese
Anforderungen an eine Begriindung zur Ableh-
nung eines solchen Antrags im Laufe der nédchsten
Jahre herauszuarbeiten.

Kleinbetriebe sollten vielmehr die Mdglichkeit ha-
ben, mit Bezugnahme auf ihre Gré8e, wenn sie im
Einzelfall tatsdchlich einen Antrag nicht umsetzen
koénnen, ablehnen zu kénnen. Ubersichtlicher und
anwendungsfreundlich wiére sicherlich die vom
Bundesrat angesprochene Zusammenlegung von
Pflegezeitgesetz und Familienpflegezeit, die wir
ausdriicklich unterstiitzen.

Fiir den Antrag der Fraktion DIE LINKE. sehen
wir keinen Bedarf. Unsere sehr weitgehenden Re-
gelungen zu Elternzeit und Elterngeld geben be-
reits heute beiden Elternteilen die Mdoglichkeit,
sich bei der Geburt eines Kindes unter Bezahlung
von Elterngeld freistellen zu lassen. In keinem
Fall akzeptabel wire jedenfalls die angedachte Fi-
nanzierung eines solchen weiteren Freistellungs-
anspruchs durch die U2-Umlage. Die Finanzie-
rung dieser Umlage, die der Finanzierung von
Mutterschutzleistungen dient, erfolgt derzeit al-
lein durch die Arbeitgeber, was schon heute der
falsche Ansatz ist, um dieses gesamtgesellschaftli-
che Anliegen des Mutterschutzes zu unterstiitzen.

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
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Fiir die U2-Umlage bedarf es ganz grundsitzlich
einer Steuerfinanzierung und sie darf deshalb
nicht mit weiteren gesamtgesellschaftlichen An-
liegen belastet werden. Danke schon.

Die Vorsitzende: Danke sehr. Ich bitte

Herrn Dr. Schoélper vom Bundesforum Méanner —
Interessenverband fiir Jungen, Médnner & Viter
e. V. um sein Statement. Bitte sehr.

Dr. Dag Schélper (Bundesforum Ménner — Interes-
senverband fiir Jungen, Manner und Viter e. V.):
Vielen Dank. Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr
geehrte Abgeordnete, sehr geehrte Damen und
Herren, im Namen des Bundesforums Méanner —
dem Interessenverband fiir Jungen, Méanner und
Viter — bedanke ich mich zunéchst fiir die Gele-
genheit, hier heute Stellung zu nehmen und un-
sere Perspektive einer gleichstellungsorientierten
Mainner- und Viterpolitik einbringen zu kénnen.

Ich werde den Fokus auf die zweiwd&chige be-
zahlte Freistellung fiir Vater und zweite Eltern-
teile ab Geburt richten und damit auf eine Leer-
stelle im vorliegenden Gesetzentwurf der Bundes-
regierung zur weiteren Umsetzung der EU-Verein-
barkeitsrichtlinie abstellen.

Um die Gleichstellung der Geschlechter effektiv
voranzubringen, sind MaBnahmen erforderlich,
die unmittelbar Médnner und Viter adressieren.
Die Vaterschaftsfreistellung wiére hier eine hervor-
ragende Gelegenheit, um die Weichen neu zu stel-
len und den Weg freizumachen zum Ziel, die Ver-
einbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Frauen
und fiir Mdnner und damit die Gleichstellung der
Geschlechter zu stirken. Beides gehort unmittel-
bar zusammen, die Erwerbschancen von Frauen
und Miittern erhéhen und die Beteiligung von
Ménnern und Vitern an der privaten Sorgearbeit,
also an der Hausarbeit und an der Betreuung von
Kindern und pflegebediirftigen Angehdrigen,
nicht nur zu fordern, sondern auch effektiv zu for-
dern. In der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie ist die
Einfiihrung einer Vaterschaftsfreistellung als ,,pa-
ternity leave”, was komischerweise als Vater-
schaftsurlaub iibersetzt wurde, ein zentraler Be-
standteil, als EU-weiter Mindeststandard, der pa-
rallel zur Regelung des Mutterschutzes und zur
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Regelung zum ,,parental leave”, im Deutschen also
zu Elternzeit und Elterngeld, zu setzen ist.

Der vorgelegte Gesetzentwurf spart die Vater-
schaftsfreistellung allerdings komplett aus. Statt-
dessen soll eine solche Freistellungsregelung dem
Vernehmen nach im Rahmen des Pakets fiir mehr
Partnerschaftlichkeit noch in diesem Jahr auf den
Weg gebracht werden. Das Jahr ist allerdings recht
kurz.

Warum uns das so wichtig ist, dass Viter nach der
Geburt eine Freistellung mit moglichst vollem
Lohnausgleich erhalten? Weil der Anfang den Un-
terschied macht und weil Gleichstellung der Ge-
schlechter letztlich nur gemeinsam gelingen kann.
Das Globalziel ist paritdtische Arbeitsteilung zwi-
schen den Geschlechtern. Darum braucht es Véter,
die mehr Zeit und Verantwortung unmittelbar in
der Familie einbringen und dafiir Erwerbsarbeits-
zeit reduzieren und reduzieren konnen, und Miit-
ter, die mehr Zeit fir Erwerbsarbeit aufwenden
und dafiir bei unentgeltlich erbrachter Sorgearbeit
entlastet werden.

Die einschldgige Forschung zeigt ganz deutlich,
der zentrale Moment der Retraditionalisierung ist
die Arbeitsteilung der Geschlechter bei Familien-
griindung. Vor der Familiengriindung leben knapp
drei Viertel der Paare in einem Doppelverdienst-
modell. Nach der Geburt eines Kindes sind das
dann nur noch 15 Prozent. Miitter unterbrechen
und reduzieren ihre Erwerbstétigkeit auf langere
Sicht. Viter tun dies kaum oder gar nicht, auch
wenn seit Einfithrung des Elterngeldes hier durch-
aus ein positiver Trend zu verzeichnen ist.

Der Anfang macht den Unterschied. Auch wenn
es nur zwei Wochen sind, um die es mit der Va-
terschaftsfreistellung geht. Der zentrale Unter-
schied zu Elternzeit und Elterngeld ist, erstens,
diese Leistung spricht Viter explizit an und
nimmt sie in die Verantwortung, aber nur, wenn
es auch politisch so klar kommuniziert wird.
Zweitens, es ist ein glinstiger Moment, hier Viter
zu erreichen. Ubergéinge im Lebensverlauf sind
Umschlagpunkte, die neue Perspektiven 6ffnen,
Verdnderungen bringen, aber auch Verénderungs-
bereitschaft schaffen. Drittens, viele Véter wollen
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bereits heute mehr Zeit mit ihren Kindern verbrin-
gen und sich stirker einbringen. Von daher wiirde
sie ein solches Angebot, eine solche Maflnahme
da abholen, wo sie schon heute stehen, erst recht
bei vollem Lohnausgleich, vergleichbar mit dem,
was heute beim Mutterschaftsgeld mdglich ist.
Viertens, die Vater-Kind-Bindung, wie auch in der
Richtlinie betont, wird von Anfang an gestérkt,
ein Verantwortungsgefiihl entsteht und nicht nur
ein Wissen um Verantwortung. Das kann den ent-
scheidenden Unterschied machen, um dauerhaft
in die Verantwortungsiibernahme von Médnnern in
der Sorgearbeit zu kommen. Schliefilich, Médnner
sehen, dass es um sie geht als Vater. Die Botschaft
lautet: Gleichstellung tut nicht weh, Mann, dein
unmittelbares Engagement fiir Kinder und Familie
ist erwiinscht und die Chance, die sich daraus
ergibt, kann auch bislang an Gleichstellung wenig
Interessierte oder Skeptische erreichen. Sie erle-
ben, dass es etwas zu gewinnen gibt. Genau das ist
notwendig, um einen kulturellen Wandel hin zu
mehr Gleichstellung voranzubringen.

Die Vorsitzende: Danke sehr. Es folgt Frau Som-
mer vom Zukunftsforum Familie. Bitte sehr.

Lisa Sommer (Zukunftsforum Familie e. V.): Vie-
len Dank Frau Vorsitzende. Herzlichen Dank auch
im Namen des Zukunftsforums Familie fiir die
Moglichkeit, hier heute Stellung zu nehmen.

Das Zukunftsforum Familie (ZFF) setzt sich fiir
Rahmenbedingungen ein, die es Menschen ermog-
lichen, gleichberechtigt an Erwerbs- und Sorgear-
beit teilzuhaben. Mit der Vereinbarkeitsrichtlinie
sind auf EU-Ebene Mindestvorschriften fiir die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf geschaffen
worden. Gleichzeitig wurden auch Impulse fiir
eine partnerschaftliche Arbeitsteilung gesetzt.

Aus Sicht der Bundesregierung ergibt sich aus der
Richtlinie allerdings nur ein geringer Umsetzungs-
bedarf. Der vorliegende Gesetzesentwurf be-
schriankt sich dementsprechend auf wenige An-
passungen. Es sind geringfiigige Verbesserungen
vorgesehen, die insbesondere Beschiftigte in
Kleinbetrieben betreffen. Die Verbesserungen um-
fassen Antragsrechte und Begriindungspflichten
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seitens der Arbeitgeber*innen im Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetz sowie im Pflegezeit-
und Familienpflegezeitgesetz. Im Fall einer ver-
einbarten Freistellung nach dem Pflegezeit- oder
Familienpflegezeitgesetz sollen Beschiéftigte auch
in Kleinbetrieben kiinftig besser abgesichert sein.
Das begriilien wir.

Allerdings muss man festhalten, dass diese Be-
schaftigten weiterhin auf die Zustimmung ihrer
Arbeitgeber*innen angewiesen sein werden.

Es ist zu begriifen, dass sich Eltern und pflegende
Angehorige kiinftig in Fragen ihrer Rechte, die un-
ter die Vereinbarkeitsrichtlinie fallen, an die Anti-
diskriminierungsstelle des Bundes wenden kon-
nen. Dies setzt mindestens ein wichtiges Signal
und macht auch auf die vielfdltigen Benachteili-
gungen aufmerksam, die Menschen mit Sorgever-
antwortung in der Arbeitswelt erleben.

Insgesamt bedauert das ZFF, dass mit der Umset-
zung der Vereinbarkeitsrichtlinie die Gelegenheit
verpasst wurde, weitreichende Verbesserungen
tiir die Vereinbarkeit auf den Weg zu bringen. Zu
nennen ist hier insbesondere die Freistellung
nach der Geburt fiir Véter und zweite Elternteile.

Ein Vorschlag fiir die Ausgestaltung liegt heute
mit dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. vor. Auf
diesen werde ich kurz eingehen.

Als ZFF unterstiitzen wir alle Vorschlédge, die die
partnerschaftliche Vereinbarkeit friihzeitig for-
dern. Hierzu gehort ausdriicklich die Einfithrung
eines Elternschutzes nach der Geburt. Die Freistel-
lung in der frithen Familienphase gibt Vétern und
zweiten Elternteilen den notwendigen Raum, die
Bindung zum Kind aufzubauen und zu stdrken.
Die Regelung kommt ebenso Miittern zugute, die
in der Zeit des Wochenbetts auf eine umfassende
Unterstiitzung angewiesen sind. Wir begriilen die
Idee, den Elternschutz in den Mutterschutz zu in-
tegrieren, ebenso wie den Vorschlag eines vollen
Lohnersatzes fiir die Zeit der Freistellung. Dieser
volle Lohnersatz gibt gerade Familien mit kleinen
und mittleren Einkommen den finanziellen Spiel-
raum, die Leistung auch tatsdchlich zu nutzen.

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
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Vielen Dank.

Die Vorsitzende: Danke Thnen. Frau Strafiner vom
SAP Deutschland SE & Co. KG ist uns per Video-
konferenz zugeschaltet. Sie haben jetzt das Wort.
Bitte sehr.

Nina StraBner (SAP Deutschland SE & Co. KG):
Sehr gerne. Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr
geehrte Abgeordnete, werte Sachverstdndige, ich
darf heute Stellung nehmen in meiner Funktion
als Head of Diversity in People Programs der SAP
fiir Deutschland. Ich verantworte die Personalpro-
gramme, unter anderem im Hinblick auf die Ge-
schlechtergerechtigkeit fiir 23.000 Mitarbeitende.
Ich darf hier also aus der Praxis und aus der Per-
spektive eines Dax-Konzerns sprechen.

Die SAP operiert und konkurriert — wie auch mit-
telstandische und auch zunehmend kleine Arbeit-
gebende — mehr und mehr in einem globalen Ar-
beitsmarkt auch um Fachkréfte. Die Pandemie hat
das eher noch befeuert. Wir setzen im Unterneh-
men auf MaBnahmen, die das individuelle Fami-
lienleben moglich machen, indem die Berufstatig-
keit beider Geschlechter ebenso im Blick steht,
wie auch die gleichberechtigte Teilhabe an der
Care-Arbeit innerhalb der Familien. Noch immer
gehen mehr Frauen in familienbedingte Auszei-
ten, so auch bei SAP. Auch wir sind ein Spiegel
der Gesellschaft. 2019 ergab eine interne Befra-
gung unseres Viternetzwerks, welches 800 Viter
umfasst, dass das Instrument der gesetzlichen El-
ternzeit zwar durchaus geschétzt wird, aber aus
vielfédltigen und auch individuellen Griinden
nicht im rechtlich zuldssigen MaBe ausgenutzt
wird. Die SAP hat daher schon im Januar 2020 die
sogenannte ,, Vdterzeit*“, mit einem Sternchen
versehen, eingefiihrt, die dem gegensténdlichen
Antrag hier durchaus dhnlich ist und groBen An-
klang bei den Mitarbeitenden und auch bei den
Fithrungskréften fand. Viter, Co-Miitter, Adoptiv-
eltern, Paare haben die Moglichkeit, wahrend des
Mutterschutzes fiir 20 Prozent der Arbeitszeit be-
zahlt freigestellt zu werden. Das sind also dement-
sprechend acht bezahlte Tage innerhalb der ersten
acht Wochen. Freilich wird dadurch die Elternzeit
oder das Elterngeld nicht ersetzt. Es handelt sich
um ein zusétzliches Angebot im Hinblick auf die
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Wabhlfreiheit, die wir hier ermdglichen méchten.
Wir haben auch bewusst auf feste oder allzu feste
Regeln bei der individuellen Ausgestaltung ver-
zichtet, also allzu scharfe Fristen oder Auftei-
lungsschliissel. Dadurch entstand die von uns be-
absichtigte Transparenz, fernab von dem Reil3-
brett, zwischen den Beteiligten. Es hat also Fiih-
rungskréfte in die Lage versetzt, nachhaltig auch
nach dem Ende einer Viterzeit auf Bediirfnisse,
eben auch aus Vater- oder Partnersicht, eingehen
zu konnen.

Sie fragen sich: ,,Hat das Ganze funktioniert? Zu-
recht. Ja, das hat es und zwar nachhaltig. Seit Ein-
fithrung hat sich die Anzahl der Mitarbeiter, die
diese MaBnahmen in Anspruch genommen haben,
verdoppelt. Auch andere Arbeitsmodelle, wie bei-
spielsweise gemeinsame Fiihrung, haben einen
aufstrebenden Trend erfahren, vor allem von Mén-
nern, darunter aber dementsprechend auch von
Vitern. In den ersten 15 Monaten haben mehr als
500 Viter das Angebot in Anspruch genommen,
im Schnitt in 22 Monaten 33 Personen pro Monat.
Auch Frauen haben bei der SAP wihrend der Pan-
demie ihre Arbeitszeit erhéht. Auch die Eltern-
zeitquote ist weiter angestiegen. Interessant ist
auch eine steigende Tendenz innerhalb der Ma-
nagement-Rollen. Fiihrungskréfte haben die Plan-
barkeit dieser Ausfallzeit besonders hervorgeho-
ben und auch wir haben festgestellt, dass das
Thema Familie und Beruf auch mehr zu einem
ménnlich kommentierten Thema innerhalb des
Unternehmens geworden ist, was aus unserer
Sicht zu mehr Geschlechtergerechtigkeit in allen
Belangen beitragt.

Von daher halten wir das im Hinblick auf eine Eli-
minierung von familienbezogenen und in diesem
Kontext wohl eher weiblich gespickten Stereoty-
pen am Arbeitsplatz fiir eine gute und positive
Entwicklung. Vielen Dank.

Die Vorsitzende: Vielen Dank. Nun kommen wir
zur Frage- und Antwortrunde von 60 Minuten.
Hier macht den Anfang die SPD-Fraktion mit 9
Minuten. Hier wird Frau Lahrkamp beginnen.
Bitte sehr.

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

Abg. Sarah Lahrkamp (SPD): Vielen Dank,

Frau Vorsitzende. Sehr geehrte Sachverstdndige,
vielen Dank fiir Ihre Stellungnahmen und Ihre
Zeit, uns hier bei der Anhérung zur Verfiigung zu
stehen und mit uns zu diskutieren.

Das Thema der Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf begleitet uns ja schon einige Zeit. Obwohl in
den letzten Jahren schon viel erreicht wurde, wird
immer wieder deutlich, dass es hier noch weite-
ren Handlungsbedarf gibt. So iibernehmen leider
nach wie vor Frauen den GroBteil der unbezahlten
Sorgearbeit. Mit dem Paket fiir mehr Partner-
schaftlichkeit in unserem Koalitionsvertrag wol-
len wir dies dndern. Dort gibt es verschiedene
Schwerpunkte, wie zum Beispiel — hier auch héu-
fig angesprochen — die Viaterfreistellung. Ja, auch
ich wiirde mir wiinschen, wir wéaren hier schon
einen Schritt weiter, allerdings gibt es da noch zu
manchen Themen Gespriachsbedarf. Auf der einen
Seite geht es ja um die bessere Bindung von Vater
und Kind, das Ankommen nach der Geburt als Fa-
milie und die bessere Aufteilung der Sorgearbeit
am Anfang. Man erhofft sich ja auch, dass dies
weiter fortfiihrt wird. Aber auch die Unterstiit-
zung der Mutter nach der Geburt wird ja hier in
dem Zusammenhang auch thematisiert. Die Unter-
stiitzung der Alleinerziehenden miissen wir dabei
auch im Blick behalten. Spétestens hier wird
deutlich, dass die genaue Ausfiihrung der Véter-
freistellung nicht immer ganz einfach ist. Durch
Thre verschiedenen Stellungnahmen, die ich lesen
durfte, wird auch deutlich, dass dies bei IThnen
unterschiedlich diskutiert wird. Deswegen ma-
chen wir das jetzt im Zuge der Umsetzung nicht
im Eilverfahren, aber natiirlich steht es in unse-
rem Koalitionsvertrag und am Ende wollen wir
alle, dass alle mehr von Partnerschaftlichkeit pro-
fitieren kénnen.

Deshalb wiirde ich gerne das Bundesforum Mén-
ner fragen: Welchen weiteren Handlungsbedarf se-
hen Sie, um den sogenannten Gender Care Gap
noch weiter zu schlieBen? Kénnen Sie auBlerdem
nochmal ein wenig spezifischer ausfiihren, wel-
che konkreten Erwartungen Sie an die Einfiihrung
der Partnerschaftsfreistellung haben?
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Die Vorsitzende: Bitte sehr Herr Dr. Schélper, Sie
sind gefragt.

Dr. Dag Schélper (Bundesforum Méanner — Interes-
senverband fiir Jungen, Madnner und Viter e. V.):
Vielen Dank.

Zum einen, ja, die Adressierung von Vitern als
primére Zielgruppe, weil sie zahlenmaBig die
Starkste ist, stellen wir vorne an. Gleichzeitig ma-
chen wir deutlich, es muss nattirlich auch die an-
deren Elternteile erreichen, die nicht Vater sind
und trotzdem in der Verantwortungsgemeinschaft
leben.

Die Alleinerziehenden sind hierbei tatséchlich
nicht ganz trivial, von daher, wir haben es noch
nicht komplett durchdacht, aber uns scheint es
erstmal sinnvoll, hier einen eigenstdndigen Lo-
sungsweg zu schaffen. Denn ein Anreizgesetz fiir
mehr Partnerschaftlichkeit und zur Stdrkung einer
paritdtischen Rollen- und Aufgabenverteilung in
einem Abwasch mit den Spezialherausforderun-
gen von Alleinerziehenden 16sen zu wollen, er-
scheint uns erstmal als sehr schwierig und kénnte
zu wechselseitigen Wirkungen fiihren, die wir
vermeiden wollen. Denn ein Schlupfloch zu
schaffen, das die Ausnahme zur Regel macht, also
dass betroffene Frauen sich im Umfeld wiederum
Frauen suchen, die sie in dieser wirklich gefédhrli-
chen Phase auch des Wochenbettes unterstiitzen,
kérperlich, gesundheitlich — es gibt ja nicht um-
sonst den Mutterschutz —, wire problematisch.
Hier wire zielfithrender, wirklich Véter in die
Verantwortung zu holen und eben nicht durch die
Bedarfslage von Alleinerziehenden billige Aus-
stiegsoptionen zu schaffen. Da sehen wir ein ge-
wisses Risiko, wenn das so gestaltet wiirde. Es
muss hier entsprechend eine Losung gefunden
werden, die der alleinerziehenden Situation mdg-
lichst gut gerecht wird.

Zu Threr Frage, was braucht es eigentlich fiir die
Vereinbarkeit von Vollzeittdtigkeit und Care-Ver-
antwortungsiibernahme, ganz klar die Antwort: Es
muss in Richtung einer allgemeinen Arbeitszeitre-
duzierung gehen, als eine Normalitét, die einfach
klar macht, dass die Verantwortungsiibernahme

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
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auBerhalb der Erwerbstitigkeit fiir alle verpflich-
tend und bindend ist — und angesichts des demo-
grafischen Wandels auch unumgénglich ist. Von
daher muss diese Debatte nochmal gefiihrt wer-
den, auch unter einer Gleichstellungsperspektive.
Es zeigt sich auch ganz stark im Bereich der Pfle-
gevereinbarkeit, im Bericht des Beirats zur Verein-
barkeit von Pflege und Beruf ist es schon mehr-
fach zitiert worden, dass es Unterstiitzungsbedarfe
tiir die Klein- und mittelstdndischen Unterneh-
men braucht, die eben, wie es Frau Plack ja eben
berichtete, vor einer riesigen Herausforderung ste-
hen, wie sie es angesichts von Fachkridftemangel
hinkriegen sollen. Aber die betroffenen Familien
stehen vor dem gleichen Problem, Fachkrdfteman-
gel als Stichwort. Woher nehmen wir die Unter-
stiitzungskréfte in unserer Familie, die uns bei der
Ubernahme dieser Verantwortung entlasten?
Durch eben ambulante Hilfestationen, Pflegeein-
richtungen und dergleichen, die ja genauso unter
Personalmangel leiden und das zunehmend tun
werden. Hier in diesem Mehrklang muss definitiv
der Hebel angesetzt werden, der harmonisch mit-
einander abgestimmte Losungen bietet.

Abg. Ulrike Bahr (SPD): Ich wiirde weiter machen
fiir die SPD-Fraktion. Zwei Fragen: Mein Schwer-
punkt ist bei den pflegenden Angehdrigen.

Zum einen an Frau Hannack die Frage: Wir wis-
sen ja, dass die pflegenden Angehérigen seit 2005
einen Anspruch auf ein zinsloses Darlehen haben;
und acht Jahre danach stellen wir fest, dass das
Darlehen kaum in Anspruch genommen wird.
Was ist aus Ihrer Sicht gesetzgeberisch notwendig,
um pflegende Angehérige finanziell zu unterstiit-
zen?

Ich habe noch ein Frage an Frau Gatermann: Pfle-
gezeitgesetz bedeutet, anders als beim Familien-
pflegezeitgesetz, eine andere Definition, was ein
Kleinbetrieb ist. Beim Pflegezeitgesetz bis zu 15
Beschiftigten, beim Familienpflegezeitgesetz bis
zu 25 Beschiéftigten. Was bedeutet diese Unter-
schiedlichkeit der Schwellenwerte letztendlich in
der Konsequenz?

Die Vorsitzende: Bitte Frau Hannack.
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Elke Hannack (Deutscher Gewerkschaftsbund):
Darf ich die Antwort zurtickstellen? Ich weil3, wir
haben es erarbeitet, sagen auch, wir sind nicht
prinzipiell gegen das Darlehen, aber sehen natiir-
lich auch, dass es wenig in Anspruch genommen
wurde. Ich habe jetzt allerdings nicht mehr in Er-
innerung, welche Alternative wir vorschlagen in
der Stellungnahme. Da suche ich nochmal kurz.

Die Vorsitzende: Ja, gerne. Frau Gatermann, bitte
schon.

Dorthe Gatermann (Deutscher Verein fiir 6ffentli-
che und private Fiirsorge e. V.): Vielen Dank.

Zu den unterschiedlichen Schwellenwerten: Das
sind zwei unterschiedliche Gesetze, wie Sie ge-
rade gesagt haben. Zum einen geht es halt um die
Verringerung von Arbeitszeit {iber langeren Zeit-
raum in der Familienpflegezeit, um eben eine ldn-
ger andauernde Pflegesituation zu unterstiitzen.
Zum anderen um eine komplette Freistellung. Das
hat insofern eine Bedeutung, dass aus der Sicht
der Betriebe, eine drastische Arbeitszeitreduktion
iiber einen ldngeren Zeitraum einfacher zu leisten
ist, je gréBer der Betrieb ist. Auf der anderen Seite,
viele Frauen sind eher in kleineren Betrieben und
Kleinstbetrieben beschaftigt. Auflerdem, ohne jetzt
geschlechterspezifische Rollenverteilungen tradie-
ren zu wollen, viele pflegende Angehérige sind
weiblich. Das heilit, es wird ihnen jeweils schwe-
rer gemacht, hier eine Vereinbarkeit herzustellen,
was ja letztendlich auch heifit, dass eine Arbeits-
marktbindung hergestellt wird. Um Altersarmut
zu vermeiden, berufliche Weiterentwicklung,
Lohnbilanzen zu beeinflussen, ist es eben wichtig,
dass pflegende Angehorige weiter erwerbstatig
sind. Das kann eben am besten hergestellt werden,
wenn es Modelle gibt, diese beiden Komponenten
miteinander in Vereinbarung zu bringen.

Die Vorsitzende: Vielen Dank. Ich gebe weiter an
die CDU/CSU-Fraktion mit 8 Minuten. Es beginnt
Frau Breher, glaube ich.

Abg. Silvia Breher (CDU/CSU): Ja, genau. Ich be-
ginne. Vielen Dank Frau Vorsitzende und vielen

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
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Dank an die Sachverstdndigen fiir Ihre schriftli-
chen und miindlichen Ausfiihrungen hier live.

Meine Fragen richten sich an Frau Plack. Ich
wiirde beginnen mit Ihren Ausfiihrungen zum Er-
wagungsgrund 48 der Vereinbarkeitsrichtlinie,
wonach KMU, aber auch die Kleinstunternehmen
nicht unverhdltnisméBig belastet werden sollen —
und vor allen Dingen auch Biirokratie und Ver-
waltungsaufwand vermieden werden soll. Sie ha-
ben es schon angesprochen, Sie sehen dort eine
Benachteiligung. Kénnen Sie nochmal konkret
darlegen, weshalb die im Gesetzentwurf enthalte-
nen Regelungen dieser Mafigabe zuwiderlaufen?
Vor allen Dingen, Sie haben es vorhin auch ange-
sprochen, Frau Gatermann, viele Frauen arbeiten
in Klein- und Kleinstunternehmen. Gibt es bessere
Losungen, bessere Vorschlédge zur Zielerreichung?

Kerstin Plack (Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbédnde e. V.): Vielen Dank fiir die
Frage.

Wir sehen in diesem vorgesehenen Antragsverfah-
ren im Wesentlichen eine Gefahr durch die Erfor-
dernis, einen Antrag mit Begriindung ablehnen zu
miissen, weil der Gesetzentwurf, so wie er jetzt
vorliegt, nicht deutlich macht, welche Anforde-
rung an eine solche Begriindung gestellt werden.
Es ist derzeit so, dass gerade in diesen Kleinbetrie-
ben die Schwellenwerte greifen, um gerade ihnen
besonderen Schutz zu geben, die eben personell
und finanziell weniger belastbar sind als die Gro-
Beren und die ja wegen der sehr viel diinneren
Personaldecke in Féllen von Arbeitskrafteausfall
gar nicht die Moglichkeit haben, dieses freiwer-
dende Arbeitsvolumen auf andere Arbeitskréfte
im Betrieb zu verteilen.

Hinzu kommt, dass diese Betriebsgréfen in aller
Regel gar keine eigene Personalabteilung haben.
Da ist keiner, der origindr solche Antrdge bearbei-
tet und Ausschreibungen machen kann, um die je-
weils qualifiziert notwendige Ersatzkraft zu fin-
den. Gerade in diesen Fallen muss auch beriick-
sichtigt werden, dass die frei werdenden Stellen
immer nur befristet ausgeschrieben werden, was
nicht besonders attraktiv ist fiir diejenigen, die
Stellen suchen — und héufig auch nur in Teilzeit.
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Das sind eben besondere Belastungen, mit denen
gerade kleinere Unternehmen sehr viel schwieri-
ger umgehen konnen als dass groflere Unterneh-
men moglicherweise tun.

Wir sehen eben in dieser offenen Formulierung im
Gesetz, dass auf lange Sicht erstmal unklar bleibt,
was denn tatsdchlich vorgetragen werden muss,
um einen solchen Antrag in der Praxis abzu-
lehnen. Die Gesetzesbegriindung fiihrt zwar aus,
dass an den Inhalt der Begriindung keine hohen
Anforderungen gestellt werden miissen, aber auch
das bleibt vage und bietet letztlich keine Rechtssi-
cherheit.

Aus diesem Grund wiirden wir uns wiinschen,
dass im Einzelfall kleinere Betriebe, die einen sol-
chen Antrag nicht umsetzen kénnen, auf ihre
Grofle verweisen konnen, um ihn abzulehnen —
vor dem Hintergrund, dass wir auch in den klei-
nen Betrieben merken, dass Vereinbarkeitslosun-
gen immer Vorrang haben miissen, weil ja gerade
auch diese Betriebe auf die eingearbeiteten Mitar-
beiter angewiesen sind und wollen, dass sie zu-
riickkommen, dass sie gute Arbeit leisten kénnen
und nicht durch private Verantwortlichkeiten zu-
satzlich belastet sind.

Zu Threr zweiten Frage: Wir bekommen zuriickge-
meldet, dass es gerade in den kleineren Betrieben
immer leichter ist, Vereinbarungslésungen vor Ort
zu finden. Das ist eben was anderes, ob man einen
gesetzlichen Anspruch umsetzen muss oder ob
man die Méglichkeit hat, eine Lésung zu finden,
die fiir beide Seiten tragbar ist. Das kann, wenn
ich diesen gesetzlichen Anspruch habe, darauf
hinauslaufen, dass ein Mitarbeiter der montags
nachmittags frei haben muss, um sich um Kinder
oder Pflegebediirftige zu kiitmmern, die Arbeitszeit
reduziert. Einen Nachmittag oder zwei Nachmit-
tage pro Woche bekomme ich nicht abgedeckt
durch irgendeine Ersatzkraft. Aber wenn man sich
zusammensetzt und versucht, eine Losung zu fin-
den, dann konnte man vielleicht auch auf eine
Flexibilisierung der Arbeitszeit kommen. Dadurch
wird dann weder die Arbeitszeit reduziert, zu-
gunsten des Betriebs, noch hat der Mitarbeiter die
Doppelbelastung und kénnte dann die Zeit, die er
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braucht, fiir private Verantwortlichkeiten verwen-
den.

Insofern ist Best Practice aus unserer Sicht ganz
wichtig. Was Frau StraBner gerade fiir SAP gesagt
hat, das sind genau die richtigen Wege, wobei sich
die groffen Unternehmen eben sehr viel leichter
tun, solche Angebote zu machen. Aber wenn es
vom Arbeitgeber angeboten wird, dann ist es na-
tlirlich auch fiir die Mitarbeiter leichter, dieses
Angebot in Anspruch zu nehmen. Danke.

Die Vorsitzende: Danke sehr. Frau Breher hat
noch eine Frage. Bitte sehr.

Abg. Silvia Breher (CDU/CSU): Nochmal an Frau
Plack ergdnzende Fragen beziiglich der Umset-
zung des Vaterschaftsurlaubs und der Vereinbar-
keitsrichtlinie. Im Moment liest man oft die Uber-
schrift: ,,Wir haben ein Vertragsverletzungsverfah-
ren, weil Deutschland den Vaterschaftsurlaub
nicht umsetzt“. Aus Ihrer Sicht muss Deutschland
dies nicht umsetzen. Das haben Sie auch in Threr
Stellungnahme ausgefiihrt. Erstens, warum nicht?
Und zweitens, das ist mir mindestens genauso
wichtig, worauf bezieht sich das gegen Deutsch-
land eingeleitete Vertragsverletzungsverfahren
konkret? Das ist jetzt alles ein bisschen juristisch,
aber trotzdem wichtig.

Die Vorsitzende: Okay, Frau Plack, bitte sehr.

Kerstin Plack (Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbédnde e. V.): Die Vereinbarkeits-
richtlinie regelt selbst, dass Mitgliedsstaaten die-
sen Vaterschaftsurlaub dann nicht umsetzen miis-
sen, wenn die Elternzeit- und Elterngeldregelun-
gen besonders weitreichend sind, und setzt als
Voraussetzung, dass beide Elternteile mindestens
sechs Monate bezahlt freigestellt werden kénnen.

In Deutschland ist es nach § 4 Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetz (BEEG) so, dass grundsétz-
lich Elternzeit fiir die Dauer von 12 Monaten in
Anspruch genommen werden kann mit der Bezah-
lung von Elterngeld. Die Elternzeit kann fiir die
Dauer von 14 Monaten in Anspruch genommen

20. Wahlperiode Protokoll der 24. Sitzung

vom 7. November 2022

Seite 18 von 93



e

werden, wenn sich beide Elternteile einbringen.
Wenn das parallel erfolgt, was nach der Regelung
auch moglich ist, dann wéren das sieben Monate
pro Elternteil, womit wir diese sechs Monate, die
die Aussetzungsklausel in der Richtlinie vorsieht,
erfiillen.

Gleichzeitig miissen wihrend der Zeit mindestens
65 Prozent des Netto-Gehaltes gezahlt werden.
Das Elterngeld wird regelméBig in einer Hohe von
67 Prozent des vorherigen Einkommens geleistet,
es kann absinken, wenn das Gehalt hoher ist, aber
nur auf mindestens 65 Prozent, womit eben die
Voraussetzungen diese Aussetzungsklausel erfiillt
sind.

Worauf sich das Schreiben der Kommission be-
zieht, kann ich nicht genau sagen, weil es uns
nicht vorliegt, aber es kann sich nicht auf diesen
Vaterschaftsurlaub beziehen, weil die Richtlinie
eben selbst diese Moglichkeit der Abweichung
vorsieht. Wir vermuten, dass es allein darum geht,
dass die Richtlinie nicht bis zum 2. August umge-
setzt worden ist. Dafiir reicht eben nicht ein Ge-
setzgebungsverfahren anzustoBen, sondern das
Umsetzungsgesetz hitte bis zum 2. August in
Kraft treten miissen.

Die damalige Bundesfamilienministerin hatte ge-
sagt, dass es keinen Umsetzungsbedarf aus der
Richtlinie gibt, aber dann hétte Deutschland zu-
mindest im Rahmen dieser dreijdhrigen Umset-
zungsfrist der Kommission gegeniiber darstellen
miissen, dass es diesen Umsetzungsbedarf nicht
gibt. Wir vermuten, dass dies nicht erfolgt ist und
dass es deshalb jetzt zu diesem Anschreiben kam.
Danke.

Die Vorsitzende: Danke sehr.

Die Vorsitzgnde: Dann fahren yyir fort mit der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN mit zehn Mi-
nuten. Frau Stahr fangt an. Bitte schon.

Abg. Nina Stahr (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Vielen Dank Frau Vorsitzende und vielen Dank
fiir die Stellungnahmen an die Expert*innen.

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

Wir haben gehort, Elternzeit, Elterngeld, Pflege-
zeit, Familienpflegezeit erleichtern bereits vielen
Arbeitnehmer*innen in Deutschland Vereinbar-
keit von Familie, Beruf und Pflege. Der vorlie-
gende Gesetzentwurf sieht nun weitere Regelun-
gen vor, die erstmal als kleine Nachjustierung zu
bewerten sind. Nichtsdestotrotz ist es gut, dass sie
jetzt kommen. Sie werden die Vereinbarkeit von
Beruf, Pflege und Familie erleichtern.

Ich freue mich ganz besonders, dass Eltern sich
nun auch an die Antidiskriminierungsstelle des
Bundes wenden kénnen, wenn sie im Job Benach-
teiligungen dadurch erfahren, dass sie sich zu
Hause um Kinder oder zu pflegende Angehérige
kiimmern. Wie nétig das ist, zeigt das Gutachten
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, wo-
nach 40 Prozent der Eltern angegeben haben, im
Job diskriminiert zu werden. Dass hier also Bedarf
besteht, wissen wir, und es ist gut, dass wir hier
handeln.

Aber wir haben auch gehort, es ist noch mehr not-
wendig. Deswegen freue ich mich auch sehr, dass
wir uns alle in der Koalition sehr einig sind, dass
das der erste Schritt ist. Wir haben im Koalitions-
vertrag sehr viel mehr vereinbart. Wir werden im
nédchsten Schritt ein umfangreiches Paket fiir
mehr Partnerschaftlichkeit auf den Weg bringen,
um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf wei-
ter zu erleichtern.

Wir werden anschliefend an die Vereinbarkeits-
richtlinie weiter unseren Koalitionsvertrag umset-
zen. Es sind heute schon Punkte angesprochen
worden, wie beispielsweise die vergiitete Freistel-
lung fiir die Partnerin oder den Partner nach der
Geburt eines Kindes. Damit werden wir den Mut-
terschutz weiterdenken und auch einen ersten
Baustein fiir gleichberechtigte Aufteilung von
Care-Arbeit schaffen.

Genauso wichtig ist, dass wir auch den Kiindi-
gungsschutz nach der Elternzeit nochmal angehen
und um drei Monate nach Riickkehr in den Beruf
verldngern wollen. Wir wollen uns den Mutter-
schutz bei Fehl- und Totgeburten nochmal vor-
nehmen und auch hier ausweiten. Wir werden da-

20. Wahlperiode Protokoll der 24. Sitzung

vom 7. November 2022

Seite 19 von 93



e

mit die Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag um-
setzen und uns fiir mehr Partnerschaftlichkeit, Ge-
schlechtergerechtigkeit und damit fiir eine pro-
gressivere Gesellschaft auf den Weg machen.

Ich glaube, das ist sehr, sehr gut, denn wir wissen,
dass von gesunden Familien und der Erwerbsté-
tigkeit von Frauen alle profitieren und nicht nur
trotz, sondern gerade wegen der multiplen Krisen,
in denen wir uns befinden.

Ich mochte dazu zum jetzigen Gesetzesvorhaben
Fragen an Frau Gatermann vom Deutschen Verein
stellen:

Zum einen, wurde aus der Sicht des Deutschen
Vereins die EU-Richtlinie 2019/1158 vom

20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und Pri-
vatleben fiir Eltern und pflegende Angehérige mit
dem vorgelegten Gesetzentwurf ausreichend um-
gesetzt? Wie bewerten Sie diesen vorliegenden
Gesetzesentwurf? Welche Verdnderungen bringen
die vorgesehenen Neuregelungen fiir die Lebens-
welten junger Eltern? Welche Bedeutung haben
sie mit Blick auf die Weiterentwicklung der part-
nerschaftlichen Aufteilung von Fiirsorgearbeit so-
wie mit Blick auf die Geschlechtergerechtigkeit?

Noch eine zweite Frage: Der Gesetzentwurf sieht
auch eine Anderung des Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetzes vor. Welche konkreten Auswir-
kungen haben diese Neuregelungen fiir Eltern?
Vielen Dank.

Die Vorsitzende: Frau Gatermann, bitte sehr.

Dérthe Gatermann (Deutscher Verein fiir 6ffentli-
che und private Fiirsorge e. V.): Herzlichen Dank
fiir die Fragen.

Zur ersten Frage der Umsetzung der Richtlinie aus
der Sicht des Deutschen Vereins: Insbesondere
mit Blick auf pflegende Angehdrige sehen wir
letztendlich, ohne jetzt das EU-Recht nochmal be-
miithen zu kénnen, die Vorgaben der Richtlinie als
umgesetzt an.

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
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Zur Unterstiitzung pflegender Angehoriger, wie
ich schon im Eingangsstatement gesagt habe, be-
darf es aber noch weiterer, dariiber hinausgehen-
der MaBnahmen. Pflegende Angehérige sind im
Moment der grofite Pflegedienst fiir die Pflege von
alten Menschen und von Langzeitpflegebediirfti-
gen, die gesamte Gesellschaft ist dringend auf
pflegende Angehorige angewiesen, da das eben
durch professionelle Kréfte gar nicht zu leisten ist.

Schon jetzt werden mehr als die Hélfte der

vier Millionen pflegebediirftigen Menschen von
ihren Angehorigen gepflegt. Ein GroBteil dieser
Angehérigen ist noch im erwerbstédtigen Alter und
mehr als die Hélfte tatsdchlich erwerbstétig. Diese
Menschen brauchen Unterstiitzung, um diese Le-
benssituationen aufrecht zu erhalten.

Immer noch ist es so, dass insbesondere Frauen
ihre Erwerbstdtigkeit aufgeben oder zuriickstellen,
um solche Pflegearrangements herstellen und auf-
rechterhalten zu kénnen. Wie vorhin gesagt, birgt
das auch das Risiko der Altersarmut. Um das zu
verhindern, ist es ein wichtiges, auch gleichstel-
lungspolitisches Ziel, letztlich diese Arbeitsmarkt-
bindung aufrechtzuerhalten und zu verhindern,
dass man friihzeitig aus dem Erwerbsleben aus-
steigt und damit eben Einkommens- und Renten-
einbuffen hinnehmen muss.

Vor diesem Hintergrund unterstiitzt der Deutsche
Verein die Vorschldge des Unabhédngigen Beirats
zur Einrichtung einer Lohnersatzleistung. Aber
auch zur Vereinfachung der Pflege selbst sollten
die in der Corona-Pandemie eingefiihrten Locke-
rungen oder Verdnderungen des vereinfachten Zu-
gangs zum Pflegeunterstiitzungsgeld, der verkiirz-
ten Ankiindigungsfristen, eben verstetigt werden.
Und auch die Flexibilisierung der Mindestarbeits-
zeit auf durchschnittlich 15 Stunden in der Wo-
che sollte verstetigt werden.

Zu den jungen Eltern und der Weiterentwicklung
partnerschaftlicher Aufteilung von Sorgearbeit
durch die Richtlinie: In der Lebenswelt junger El-
tern kann es ganz konkret bedeuten, dass die Ver-
handlungspositionen von Eltern in Kleinbetrieben
gestdrkt werden und diese auch dazu in der Lage
sind, da die Verringerung von Arbeitszeit jetzt
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nochmal diskutiert werden muss, solche Regelun-
gen wie das Elterngeld Plus stdrker durchzuset-
zen.

Gleichzeitig ist es so, dass heute viele Eltern eine
eher partnerschaftliche Aufteilung von Fiirsorge-
arbeit préferieren, dass eben Viter am Leben ihres
Kindes aktiv teilhaben wollen. Das Selbstver-
stdndnis junger Véter hat sich verdndert. Das be-
schriankt sich nicht mehr nur auf die Rolle eines
Familienernédhrers, sondern schliefit eben auch
die Rolle eines aktiv fiirsorgeleistenden Eltern-
teils, der aktiv Teil am Leben des Kindes hat, ein.

Familienpolitische Regelungen kénnen hier sehr
groBe Wirkung entfalten. Das haben wir auch
schon gehort. Mit der Einfiihrung des Elterngeldes
2007 ist der Anteil an Vitern, die eine Freistel-
lung in Anspruch nehmen, exorbitant gestiegen,
von drei bis fiinf Prozent vor 2007 auf inzwischen
42 Prozent, aber auch nur fir durchschnittlich
drei Monate.

Hindernisse einer stdrker partnerschaftlichen Auf-
teilung sind einmal die individuellen Einkom-
mensunterschiede zwischen den Elternteilen, also
der Gender Pay Gap, vor allem fiir Haushalte mit
geringerem Haushaltseinkommen, die eben auf
diesen Ausfall nicht verzichten kénnen.

Zum anderen sind es aber auch betriebliche Hin-
dernisse. Wiahrend diese zwei Partnermonate bei
Betrieben schon als eine kulturelle Norm veran-
kert sind, trifft das halt nicht auf beispielsweise
Teilzeitregelungen fiir Viter zu. Da muss sich
eben noch etwas verdndern.

Das heil3it, insgesamt muss man zur Starkung von
Partnerschaftlichkeit in der Familie gesamtgesell-
schaftlich ansetzen. Es miissen eben die Rahmen-
bedingungen beeinflusst werden, die letztlich
diese Entscheidungen, die innerhalb der Familie
getroffen werden, strukturieren. Dabei gilt es, den
zweiten Elternteil als solchen ernst zu nehmen.

Dazu sind familienpolitisch unterschiedliche An-
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passungen in der Diskussion. Wir haben schon da-
von gehort, die Ubertragbarkeit von Elterngeldmo-
naten, dynamisierte Lohnersatzleistungen, aber
auch eben Freistellung vom zweiten Elternteil,
wie eben der Vaterschaftsurlaub, der hier auch
mit zur Diskussion steht.

Grundsitzlich kann eben ein Ziel oder eine Wir-
kung dieser Implementierung der EU-Richtlinie
sein, dass sie dazu beitragen kann, Impulse zu set-
zen, um die mit dem Koalitionsvertrag festgeleg-
ten Ziele zur Unterstiitzung von mehr Partner-
schaftlichkeit in der Verteilung der Sorgearbeit
weiter zu diskutieren und auch voranzutreiben
und diese Ziele auch in Krisenzeiten nicht aus
den Augen zu verlieren.

Abg. Nina Stahr (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Ich
ziehe eine Frage zuriick, weil meine Kollegin auch
eine Frage stellen mochte.

Die Vorsitzende: Okay. Frau Schulz-Asche hat
jetzt das Wort.

Abg. Kordula Schulz-Asche (BUND-

NIS 90/DIE GRUNEN): Frau Gebelein, welche
MaBnahmen iiber diese Richtlinie hinaus wéiren
zur Vereinbarkeit von Pflege und Familie und die
Moglichkeit, Geschlechtergerechtigkeit herzustel-
len, notwendig?

Zum zweiten, welche Weiterentwicklungen der
Pflegezeit, des Pflegezeitgesetzes und Familien-
pflegezeitgesetzes werden gesehen, auch ange-
sichts der Empfehlungen des Unabhéngigen Bei-
rats?

Ich mache es kurz, damit Sie vielleicht die bisher
schon von Frau Gatermann gemachten Ausfiih-
rungen aus der Sicht der Freien Wohlfahrtspflege
ergidnzen konnen.

Die Vorsitzende: Danke sehr.

Ulrike Gebelein (Bundesarbeitsgemeinschaft der
Freien Wohlfahrtspflege e. V.): Zum Darlehen, das
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in der bisherigen gesetzlichen Regelung gilt, habe
ich Thnen Zahlen mitgebracht. So wurden im Jahr
2021 lediglich 217 Antrédge gestellt, 132 Antrédge
von Frauen, 85 von Méannern. Das ist nattirlich
wenig.

Insofern ist die Position der Bundesarbeitsgemein-
schaft, hier doch iiber eine Lohnersatzleistung
nachzudenken, weil es 5,3 Millionen Pflegende
gibt, davon sind drei Millionen erwerbstétig und
davon 60 bis 70 Prozent Frauen. Es geht also stark
um die Einkommenssituation von Frauen, die na-
tlirlich das gesamte familidre Einkommen prégt.

Insofern ist, wie der Unabhédngige Beirat eben
auch festgestellt hat, eigentlich eine Lohnersatz-
leistung das Mittel der Wahl. Er hat ja auch dies-
beziiglich Vorschldge gemacht, wie das ausgestal-
tet werden kann. Es wird vorgeschlagen, dies ana-
log dem Elterngeld zu machen. Denkbar ist aber
auch eine pauschale Losung, aber die grobe Rich-
tung ist eine Lohnersatzleistung.

Eine weitere Moglichkeit zur besseren Vereinbar-
keit von Beruf und Familie, aber auch zur wirt-
schaftlichen Absicherung insbesondere von
Frauen, ist auch die rentenrechtliche Absiche-
rung. Da gibt es zwar Regelungen, aber die Frage
wire eben, ob sie ausreichend sind und aus wel-
chen Mitteln — ob aus Steuermitteln oder aus an-
deren Mitteln — sie zu finanzieren wéren.

Die Pflege selber lebt ja, ob es um Kinder oder &l-
tere Menschen geht, immer von dem hohen An-
spruch der Flexibilitdt, auch wegen der Unbere-
chenbarkeit von Pflegebediirftigkeit. Insofern
schldgt der Unabhéngige Beirat vor, die Pflegezeit
von 24 Monaten auf 36 Monate auszudehnen.

In Bezug auf die Kleinbetriebe bewegen wir uns
letztendlich in einem Interessensausgleich. Beziig-
lich der Beweisfithrung und auch der Antworten,
die hier gegeben werden, schlagen wir vor, fle-
xible Lésungen mit den Familien bzw. mit den
Beschiftigten zu finden, um fiir beide Seiten, so-
wohl fiir den Betrieb als auch fiir die Familien,
zufriedenstellende Lésungen zu finden.

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

Die Vorsitzende: Danke Thnen. Wir kommen jetzt
zur Fraktion der AfD mit sechs Minuten. Herr Ehr-
horn wird die Fragen stellen. Bitte sehr.

Abg. Thomas Ehrhorn (AfD): Vielen Dank und ei-
nen recht schonen guten Tag in die Runde.

Ich richte meine erste Frage an Herrn Dr. Schdl-
per. Das ist eine ganz spontane Frage, die mir ein-
gefallen ist, weil Herr Dr. Scholper eine fiir mich
interessante Zahl genannt hat. Wenn ich ihn rich-
tig verstanden habe, hatte er ja ausgefiihrt, dass in
einer Beziehung ohne Kinder es oftmals oder in
sehr hédufigen Fillen so ist, dass beide Partner
gleichberechtigt ihrer Berufstétigkeit nachgehen,
was sich dann aber offenkundig nach der Geburt
eines Kindes in drastischer Weise dndert, sodass
dann nur noch 15 Prozent der Frauen nach der
Geburt eines Kindes wie vorher uneingeschrankt
der Berufstitigkeit nachgehen.

Nun ist dies offenkundig auch eine Absprache un-
ter den Partnern in einer Partnerschaft, wer nun
weiter arbeitet und wer méglicherweise seine Ar-
beitstétigkeit zugunsten des Kindes einschrankt.
Die Frage, die sich hier stellt, ist ja, warum ist das
so? Gibt es ganz konkrete gesetzliche Benachteili-
gungen oder gesetzliche Hinderungsgriinde, die
darauf schlieBen lassen, dass es hier einfach keine
Gleichberechtigung gibt? Dass also eine Frau nicht
dasselbe tun konnte wie ein Mann, wenn sie es
denn wollen wiirde? Welche Faktoren spielen an-
sonsten hier eine Rolle?

Ich koénnte mir allerdings vorstellen, dass man
hier auf das immer wieder zitierte Gen-

der Pay Gap verweisen wiirde. Das mdchte ich al-
lerdings bewusst aullen vor lassen, da wir ja im-
mer wieder auch den Nachweis fihren konnten,
dass immer noch ein gréBerer Teil der Frauen
dazu neigt, in sozialen Berufen zu arbeiten, wah-
rend ein groBerer Teil der Madnner dazu neigt, in
technischen Berufen zu arbeiten, woraus sich na-
tlirlich in logischer Konsequenz ergibt, dass oft-
mals in den technischen Berufen auch héhere
Gehilter gezahlt werden.
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Aber davon mal abgesehen meine Frage: Gibt es
ansonsten gesetzlich verursachte Nachteile, die
dieses Verhalten, diese Absprachen in den Part-
nerschaften, begriinden kénnten?

Die Vorsitzende: Herr Dr. Scholper, bitte sehr.

Dr. Dag Schélper (Bundesforum Ménner — Interes-
senverband fiir Jungen, Ménner & Viter e. V.): Die
konkrete Frage war: ,,Gibt es gesetzliche Anreiz-
muster, die Frauen dazu nétigen, dem Arbeits-
markt fernzubleiben und den Partner an die Werk-

bank zu schicken?“ Die Antwort lautet, ,,so natir-
lich nicht®.

Es ist schon interessant, dass Sie in Threr Frage-
stellung die wesentlichen Strukturmerkmale aus-
klammern, sodass es mir jetzt sehr schwer fillt,
darauf zu antworten, wenn ich auf die Dinge nicht
eingehen kann, die durchaus Relevanz entfalten
in der Entscheidungsfindung.

Ich bin natiirlich nicht dabei bei den Millionen
von Familien am Kiichentisch, wenn sie diese
Dinge aushandeln. Aber tatséchlich ist leicht vor-
stellbar und aus der Sozialforschung heraus ja
auch gut belegt, dass die Entscheidungsmotiv-
lagen sehr vielfdltig und komplex sind. Hierbei
mochte ich auch den Hinweis geben, dass auch
der Ost-West-Vergleich hier sehr spannend ist, um
zu sehen, dass durchaus kulturell anders gelebte
Strukturen auch nachhaltige Wirkungen entfalten
in einer anderen Aufteilung von Arbeitszeitmo-
dellen und der Ubernahme von Verantwortung in
Familie, sodass schon davon auszugehen ist, dass
empirisch gelebte Realitdten, auch unterhalb oder
neben den gesetzlichen Vorgaben, ein relevanter
Faktor sind, um Wirklichkeit zu gestalten, die wir
hier nicht einfach ausblenden konnen, weil wir
der Meinung sind, dass sie in dieser Weise keine
Wirkung entfalten kénnen. Anders kann ich das
gerade nicht beantworten.

Die Vorsitzende: Danke sehr. Sie haben noch Zeit,
Herr Ehrhorn.

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

Abg. Thomas Ehrhorn (AfD): Dann wiirde ich
gerne noch eine Frage an Frau Kerstin Plack stel-
len.

DIE Fraktion DIE LINKE. hat ja im letzten Jahr
schon einmal einen dhnlichen Antrag gestellt und
die Arbeitgeberverbdnde haben damals kritisiert,
dass dieser im Ergebnis zu mehr Biirokratie fiih-
ren wiirde. Wie wiirden Sie das nun mit Blick auf
den vorliegenden Antrag beurteilen?

Die Vorsitzende: Danke sehr. Frau Plack bitte.

Kerstin Plack (Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbédnde e. V.): Danke.

Auch dieser weitere Antrag wiirde im Wesentli-
chen zu mehr Uniibersichtlichkeit fiihren, weil es
ja zu einer Verdopplung von Anspriichen fiihren
wiirde, wenn ich eine Freistellung einmal anldss-
lich der Geburt des Kindes als Partnerfreistellung
verlangen kann, das aber auch im Rahmen der El-
ternzeit tun kénnte. Elternzeitfreistellungen sind
ja in Kleinbetrieben fiir die vollstdndige Freistel-
lung moglich.

Insofern wire das vermutlich in dem Fall nicht
mehr Birokratie, aber mit Sicherheit eine Belas-
tung dadurch, dass es ein anderer weiterer An-
spruch ist, der wahrscheinlich anderen Vorausset-
zungen folgt. Wie ich ausgefiihrt habe, in Kleinbe-
trieben gibt es keine Personalabteilung. Also wa-
ren diese Betriebe jedenfalls belastet von dem
weiteren Anspruch, in den sie sich einarbeiten
miissten. Danke.

Die Vorsitzende: Danke sehr. Dann kommen wir
jetzt zur Fraktion der FDP mit acht Minuten.
Herr Seestern-Pauly wird per Video die Fragen
stellen. Bitte sehr.

Abg. Matthias Seestern-Pauly (FDP): Sehr geehrte
Frau Vorsitzende, vielen Dank fiir das Wort, aber
auch an alle Sachverstdndigen vielen Dank fiir die
Stellungnahmen und Thre bisherigen Ausfiihrun-
gen.
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Ich habe mehrere Fragen, die ich auch in Abspra-
che mit Nicole Bauer stellen darf, die ich ent-
schuldige, weil sie in Mutterschutz ist. Ich soll Sie
alle herzlich griifen von ihr.

Meine Fragen richten sich an Frau StraBner.
Meine erste Frage ist, dass die SAP zum
01.01.2020 die sogenannte ,, Véterzeit*“ in Ergédn-
zung zur gesetzlich geregelten Elternzeit ins Leben
gerufen hat. Kénnen Sie kurz erldutern, ein biss-
chen haben sie es schon angerissen in der Kiirze
der Zeit, was der Hauptbeweggrund fiir die SAP
war, dies betriebsintern umzusetzen? Und was
mich auch interessieren wiirde, auf welche Prob-
leme Sie vielleicht gestoBen sind.

Die zweite Frage, in Ihrer Stellungnahme fiihren
Sie aus, dass eine Befragung 2019 in Ihrer Beleg-
schaft ergeben hat, dass die gesetzliche Elternzeit
zwar unter den Mitarbeitenden sehr geschétzt
wird, aber nicht im rechtlich zuldssigen Male
auch ausgeschopft wird. Seit der Einfiihrung der
SAP-Viterzeit 2019 hat sich die Anzahl der Viter
in Elternzeit jedoch fast verdoppelt. Die Anzahl
der Fiihrungstandems hat sich seitdem ebenfalls
vervierfacht und diese sind nun paritidtisch unter
Maénnern und Frauen verteilt. Da wiirde mich in-
teressieren, worauf Sie das zurickfithren. Die bei-
den Fragen hitte ich als Erstes an Sie.

Die Vorsitzende: Danke sehr. Frau StraBner, bitte
sehr.

Nina StraBner (SAP Deutschland SE & Co. KG):
Das mache ich sehr gerne.

Ja, ich habe es schon angedeutet, es geht auch ein
bisschen auf den zweiten Teil der Frage ein. Wir
konnen bestimmte Zahlen ziehen, manche sind
nicht unbedingt ,,verlédsslich reportbar” sagen wir.
Uns interessiert natirlich oft, wer, wann, wo, wie
viele Kinder hat, was eigentlich Viter bewegt, was
Miitter bewegt Wir haben festgestellt, dass viele
Themen oft sehr miitterzentriert bespielt werden.
Wir haben nach Moglichkeiten gesucht, wie eben
auch Viter bzw. Méanner, die Kinder bekommen
wollen, im Unternehmen mehr Sichtbarkeit be-
kommen.

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

Wir haben nun ein sehr grofles Vaternetzwerk bei
uns, das ist ein Vorteil, wo wir ganz direkt nach-
fragen kénnen. Wir konnten auch ganz klar sehen,
dass sich die Elternzeiten zwischen Méannern und
Frauen bei uns sehr unterscheiden. Die Ménner
gehen kiirzer in Elternzeit, die Frauen dement-
sprechend deutlich ldanger.

Gesamtgesellschaftlich gesehen, gehen sie aber,
gehen auch die Frauen eine kiirzere Zeit in Eltern-
zeit, was sehr interessant ist, was wir auf Verein-
barkeitsmdglichkeiten zuriickfiihren, da sie eben
die Moglichkeit haben, aufgrund der flexiblen
Moglichkeiten frither an den Arbeitsplatz zurtick-
zukehren und dementsprechend auch Einkommen
Zu generieren.

Tatsdchlich ist die Elternzeit nach wie vor beliebt.
Es wurde aber tatsdchlich die finanzielle Decke-
lung aufgerufen, was aus unserer Sicht auch nach-
vollziehbar begriindet wurde, dass langere Auszei-
ten und ein Einkommen, welches auf das Eltern-
geld zuriickfallt, Probleme macht, wenn die Fami-
lien ihre laufenden Kosten haben.

Wir wollen im Unternehmen gar nicht eine Alter-
native dazu aufzeigen, sondern Wahlmdéglichkei-
ten geben. Dass man also nicht vor einer 100 zu 0
Losung steht, sondern je nach Familienmodell
entscheidet. Vielleicht wéren am Anfang eine fle-
xiblere Ausgestaltung oder weniger Tage eine
Moglichkeit. Das war das eine.

Die andere tatsdchliche Intention, die ich auch
schon angedeutet hatte, war das Thema Vater-
schaft auch am Arbeitsplatz deutlich visibler zu
machen. Bei Miittern wird das sehr viel themati-
siert, auch schon eben, weil sie gesetzlich in den
Mutterschutz gehen. Man erfdhrt es. Die Fiih-
rungskrifte erfahren es. Sie setzen sich damit aus-
einander. Viter, oft im Schatten, im Hintergrund,
iibernehmen die Care-Arbeit, wollen das auch im-
mer mehr, mochten auch eine Rolle spielen in den
Familien, werden damit aber am Arbeitsplatz gar
nicht so sichtbar.

Durch diese Viterzeit, die insgesamt ja auch sehr
konsensorientiert zwischen Fiithrungskraft und
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Mitarbeiter diskutiert wird, hat dieses Thema sehr
viel mehr Boden bekommen.

Nun, warum glauben wir, dass sich das auf andere
Arbeitsmodelle auswirkt? Wir glauben, dass vor
allem nachhaltige Mafinahmen wichtig sind. Eine
Elternzeit verlduft oft als eine Auszeit und danach
geht es so weiter wie vorher. Was machen wir
aber in einem Arbeitsmarkt, wo die Schwankun-
gen im Leben der Mitarbeiter wichtig sind? Die
héren nicht auf nach einem Jahr Baby-Zeit.

Das heilit, wenn man gleich am Anfang Mdglich-
keiten der flexiblen Gestaltung gibt, sodass sich
die Familien am Kiichentisch ein bisschen offener
iiber die Moglichkeiten unterhalten kénnen, die
sie haben, was hindert einen rechtlich daran? Gibt
es rechtlich eigentlich Tiiren, durch die man noch
gehen kann, um zu sagen, haben wir da eigentlich
miteinander Moglichkeiten, {iber die wir {iber-
haupt sprechen kénnen, die sich nachhaltig aus-
wirken? Wir glauben, dass dadurch die Transpa-
renz, die man in diesem Thema braucht, mehr
hervorgehoben wird.

So ist das zum Beispiel auch mit der Fithrung in
Teilzeit, wo man erstmal an Miitter dachte, was

bei uns aber tatsdchlich gar nicht der Fall ist. Es
gibt auch sehr viele Madnnertandems. Es gibt ge-

mischte Tandems, die in den letzten drei Jahren
von 17 auf iiber 40 angestiegen sind.

Auch, dass Frauen wihrend der Pandemie ihre
Arbeitszeit erhoht haben, war etwas, was wir mit
groBem Interesse wahrgenommen haben, weil wir
natiirlich erstmal mit anderem gerechnet haben.
Wir konnen das eben auch darauf zuriickfiihren,
dass gerade das Thema Viter zu Hause und wie
sie am Arbeitsplatz wahrgenommen werden,
wichtig ist. Auch, wie wir auf Viter oder Partner,
die Familienarbeit iibernehmen wollen, reagieren,
mit vielleicht nicht den schnellen Schlussfolge-
rungen, die man da zieht, ist wichtig.

Probleme sind relativ wenige entstanden. Es gab
Fragen, wie genau der Prozess eigentlich ausge-
staltet werden soll. Also, wenn iiberhaupt, gab es
diesbeziiglich Nachfragen. Grundséatzlich haben

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

wir sehr positiv wahrgenommen, wie die Fiih-
rungskréfte das Ganze doch sehr positiv begleitet
haben und gesagt haben, es gab ihnen die Gele-
genheit, auf Bediirfnisse der Mitarbeitenden ein-
zugehen.

Abg. Matthias Seestern-Pauly (FDP): Vielen Dank.

Die Vorsitzende: Punktgenau. Danke sehr. Wir
kommen zur Fraktion DIE LINKE. mit drei Minu-
ten. Frau Akbulut stellt die Frage. Bitte sehr.

Abg. Gokay Akbulut (DIE LINKE.): Vielen Dank
an die Sachverstédndigen fiir Thre Beitrége.

Wir als Linksfraktion sehen noch grofen Hand-
lungsbedarf in Bezug auf die Vereinbarkeit von
Beruf, Familie und Pflege und setzen uns auch fiir
einen besseren Diskriminierungsschutz und Kiin-
digungsschutz fiir die Betroffenen ein. Wir setzen
uns als Fraktion auch fiir die Novellierung des
AGG ein.

Ich habe zwei Fragen an Frau Sommer. Braucht es
aus Ihrer Sicht einen separaten Anspruch fiir ei-
nen Elternschutz nach der Geburt des Kindes fiir
den zweiten Elternteil oder ist aus Ihrer Sicht das
Elternzeitgesetz derzeit ausreichend? Die zweite
Frage: Was muss noch weiter am Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetz verdndert werden, um
die Partnerschaftlichkeit von Eltern bei der Kin-
dererziehung zu verbessern? Vielen Dank.

Die Vorsitzende: Danke sehr. Frau Sommer bitte.

Lisa Sommer (Zukunftsforum Familie e. V.): Vie-
len Dank fiir die Fragen.

Ich fange mit der Frage zum Elternschutz an. Kurz
gesagt: Ja, es braucht einen eigenen Anspruch,
weil wir davon ausgehen, dass der Elternschutz
eine eigenstdndige Funktion hat, die aktuell nicht
durch Elterngeld oder Elternzeit abgedeckt wird.
Die Freistellung nach der Geburt dient ja gerade
der Unterstiitzung der frithen Elternphase und
gibt in dieser Zeit eben Raum und Zeit.
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Kurzfristig erfiillt sie vor allem zwei Ziele: Ers-
tens, unterstiitzt sie Véter und zweite Elternteile
dabei, gerade in dieser besonderen Lebensphase
die Beziehung zum Kind aufzubauen und zu stér-
ken. Zweitens, entlastet die Leistung Miitter, die
ja in der Zeit des Wochenbetts auf umfassende
Unterstiitzung angewiesen sind. Die Leistung
wadre also ein, auch fiir uns, wichtiger Baustein,
damit sich beide Elternteile schon friih in die Kin-
derbetreuung einbringen kénnen.

Das haben wir heute schon 6fters gehdrt, aber ich
wiirde es trotzdem nochmal sagen: Langfristig hat
die Freistellung das Potential, eine partnerschaft-
liche Arbeitsteilung zu férdern, weil wir wissen,
dass Viter, die sich friih in die Betreuung ihrer
Kinder einbringen, auch langerfristig mehr Sorge-
verantwortung libernehmen, beispielsweise ldn-
gere Elternzeiten nehmen oder ihre Arbeitszeiten
fiir die Kinderbetreuung reduzieren.

Auch beim Elterngeld sehen wir Weiterentwick-
lungsbedarf mit Blick auf Partnerschaftlichkeit.
Ein Ziel der Regelung bei der Einfiihrung war, zu
einer gleichberechtigten Aufteilung von Erwerbs-
und Sorgearbeit beizutragen, aber gleichzeitig
kénnen wir relativ geschlechtertypische Nut-
zungsmuster beim Elterngeld beobachten. Dieses
12 plus 2 Muster, zwolf Monate die Mutter,

zwei Monate die Viter, das ist sehr weit verbreitet
und gilt einfach in vielen Familien, aber auch in
Betrieben, als Normalitét.

Das Wissen um die vielfdltigen Nutzungsmuster
ist begrenzt. Auch deswegen sprechen wir uns da-
fiir aus, die Partnermonate, also diese nicht iiber-
tragbaren Elterngeldmonate, nochmal auszuwei-
ten und so die partnerschaftlichen Elemente zu
stdrken bzw. dieses Leitbild ggf. nochmal ein we-
nig anzupassen.

Die Vorsitzende: Danke sehr. Wir kommen zur
zweiten Runde. Hier beginnt wieder die SPD-
Fraktion mit acht Minuten. Frau Lahrkamp und
Frau Breymaier werden sich das aufteilen. Bitte
sehr.

Abg. Sarah Lahrkamp (SPD): Vielen Dank.

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

Sehr geehrte Frau Prof. Hipp, ich hétte eine Frage
an Sie, denn Sie forschen zu den Themen ,,Ar-
beit” und , Fiirsorge“. Der Arbeitsmarkt hat sich in
den letzten Jahrzehnten extrem gewandelt. So
nehmen jetzt tatsdchlich immer mehr Frauen am
Arbeitsmarkt teil und auch die Fiirsorgearbeit
wird ja doch héufiger zwischen Médnnern und
Frauen aufgeteilt, auch wenn wir da noch lange
nicht am Ende sind.

Wie muss Ihrer Meinung nach die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf in der Zukunft aussehen?
Was genau bedeutet dies konkret in der Praxis fiir
Frauen?

Die Vorsitzende: Bitte sehr, Frau Prof. Hipp.

Prof. Lena Hipp, Ph. D. (Wissenschaftszentrum
Berlin fiir Sozialforschung gGmbH): Danke schén,
eine wichtige Frage.

Wenn man iiber familienpolitische Rahmenbedin-
gungen nachdenkt und wie die ausgestaltet wer-
den kénnen, damit Vereinbarkeit gelingen kann,
gibt es normalerweise diese Trias von Geld, Zeit
und Infrastruktur.

Das Infrastrukturthema ist ein extrem wichtiges,
steht aber heute jetzt nicht auf der Tagesordnung.
Darum wiirde ich mich auf die Aspekte Geld und
Zeit konzentrieren.

Ich glaube, eine ganze Reihe von Vorschldgen und
Ideen sind hier schon diskutiert worden. Ich
mochte ein paar einzelne Elemente nochmal her-
vorheben. Das eine ist, gesetzliche Regelungen zu
Auszeiten, sowohl fiir Kinderbetreuung als auch
Pflege, sind extrem wichtig. Sie sind wichtig, da-
mit Menschen den Anspruch haben, sie wahrneh-
men konnen. Das sind nach wie vor beides Sorge-
tatigkeiten, die in Deutschland von Privatperso-
nen geleistet werden.

Ich sehe bei allen Anstrengungen nicht, dass sich
das in der Pflege in den kommenden Jahrzehnten
dndert. Das wird hauptsédchlich von der Familie

und insbesondere von Frauen geschultert, obwohl
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Pflege auch zum gréBeren Teil von Médnnern un-
ternommen wird als es bei der Kinderbetreuung
der Fall ist.

Hier ist es wichtig, dass es diese Moglichkeiten
gibt und dass sie flankiert werden von einem kul-
turellen und normativen Wandel. Wenn das Recht
besteht, und das sehen wir sehr schon bei der El-
ternzeit und den zwei Partnermonaten, dann wird
es fiir Vater immer normaler, diese zu nehmen.
Darum sollte der Gesetzgeber die Ausdehnung
dieser Partnermonate erwirken, um dies auch in
Unternehmen zu normalisieren.

Da hat Frau StraBner mit ihren Ausfithrungen zu
diesen ersten acht Tagen oder zu dieser 20 Pro-
zent Freistellung wahrend des Mutterschutzes
noch dazu beigetragen. Es gibt immer ein Imple-
mentierungsproblem, die gesetzgeberischen Rah-
menbedingungen miissen auch implementiert
werden.

Das geht natiirlich nur, wenn ich eine gewisse Si-
cherheit habe, wenn ich weil, ich kann nicht ge-
kiindigt werden aufgrund von Elternschaft, auf-
grund der Sorgeverpflichtungen, die ich iiber-
nehme. Daher gehen der Rechtsanspruch und die
Rahmenbedingungen noch iiber das hinaus, was
tatsdchlich nur im Gesetz steht.

Ich finde, das ist aus unternehmerischer Sicht
auch sehr wichtig zu betonen. Man kann nicht
Unternehmen dafiir bestrafen, dass ihre Beschéf-
tigtenstruktur eher aus Frauen besteht, die dann
Kinder bekommen und deshalb nur diese Unter-
nehmen diese ,,Last” zu tragen haben. Das ist ext-
rem wichtig.

Es ist auch nicht richtig, dass fiir Unternehmen,
die mit den Beschiftigten gerade {iber der
Schwelle liegen, Kiindigungsschutzregelungen
greifen, dass fiir sie plétzlich harte Mainahmen
gelten und fiir die darunter nicht. Hier eine
Gleichbehandlung zu schaffen, ist glaube ich,
auch aus Wettbewerbssicht extrem wichtig.

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

Das wiren die Parameter, die bei Gesetzesvorha-
ben wichtig sind, um bessere Vereinbarkeit zu ge-
wihrleisten.

Die Vorsitzende: Danke sehr. Frau Breymaier
bitte.

Abg. Leni Breymaier (SPD): Schonen Dank.

Ich hétte noch eine Frage an Frau Hannack. Der
Gesetzentwurf sieht ja vor, dass die Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes fiir Diskriminierungen,
die unter die EU-Vereinbarkeitsrichtlinie fallen,
zustdndig sein soll. Als Ampel haben wir uns ja
vorgenommen, das AGG zu evaluieren und nach-
zubessern. Was sind aus Ihrer Sicht notwendige
Schritte, um den Diskriminierungsschutz von El-
tern und pflegenden Angehorigen im Arbeitsleben
weiter zu verbessern? Sie hatten eben die Schwel-
lenwerte und die Kleinbetriebe erwédhnt. Gibt es
dariiber hinaus noch Anregungen?

Die Vorsitzende: Bitte sehr.

Elke Hannack (Deutscher Gewerkschaftsbund):
Vielen Dank.

Wir sagen, die Antidiskriminierungsstelle ist
durchaus richtig adressiert an dieser Stelle und
sie kann auch ganz viel tun zur Sensibilisierung
tiir dieses hohe Diskriminierungspotential gegen-
iiber Eltern und pflegenden Angehorigen. Das
glauben wir schon. Aber die Regelung, die dieser
Artikel 4 vorsieht, ist ja sehr beschrdnkt gefasst.
Sie beschrénkt sich eindeutig auf Erkrankungen o-
der Unfall bei Fernbleiben von der Arbeit. Das ist
aus unserer Sicht zu eng. Das sollte weitergefasst
werden.

Aus unserer Sicht wére es von Vorteil, wenn wir
echte Diskriminierungsverbote in den jeweiligen
Einzelgesetzen, also auch im Bundeselternzeitge-
setz oder andere, hitten und dort dessen Durch-
setzung explizit regeln konnten. Das wére unser
Vorschlag.
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Die Vorsitzende: Danke sehr.

Abg. Leni Breymaier (SPD): Danke schon.

Frau Plack, vielleicht diirfte ich Thnen noch ein
bis zwei Fragen stellen: Jenseits unseres Koaliti-
onsvertrages und jenseits von allem, was wir uns
vorgenommen haben, diskutieren wir gerade, da
gibt es auch verschiedene Petitionen, den Mutter-
schutz fiir Selbststdndige und den gestaffelten
Mutterschutz. Haben Sie sich dariiber schon mal
Gedanken gemacht? Weil wir da gerade dariiber
nachdenken.

Die Vorsitzende: Frau Plack, mochten Sie? Bitte
sehr.

Kerstin Plack (Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbdnde e. V.): Tatsdchlich sind wir
davon nicht hauptsdchlich betroffen, von den
Selbststdndigen natiirlich schon.

Die Petition ging ja, glaube ich, urspriinglich da-
von aus, dass gerade auch Geschiftsfiihrerinnen
etc. diesen Mutterschutz in Anspruch nehmen
konnten. Wenn das generell der Fall sein soll, hét-
ten wir da grundsétzlich kein Problem. Das ist Ar-
beitsschutz, der gewdhrleistet sein muss.

Zum gestaffelten Mutterschutz miissen Sie mir
noch ein Wort dazu sagen.

Abg. Leni Breymaier (SPD): Der gestaffelte Mut-
terschutz bei Totgeburten, was die Kollegin vorher
gesagt hat, oder Fehlgeburten. Wir haben ihn im
Moment ab der 24. Kalenderwoche. Im Koalitions-
vertrag haben wir die 20. Woche drin. Wir haben
das Gefiihl, das ist jetzt auch nicht so zielgenau.
Das ist auch so eine Fallbeilregelung.

Kerstin Plack (Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbdnde e. V.): Ich weil nicht, ob es
anders geht, aber wenn das aus Gesundheits-
schutzgriinden notwendig ist, hdtten wir auch da
kein Problem mit.

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

Die Vorsitzende: Gut, danke sehr.

Dann gehen wir weiter zur CDU/CSU-Fraktion.
Hier stellt Frau Janssen die Frage, bitte sehr.

Abg. Anne Janssen (CDU/CSU): Vielen Dank

Frau Vorsitzende und vielen Dank an die Sachver-
stdndigen fiir die Stellungnahmen. Wir haben
schon viel gehort und ich hétte noch ein paar Fra-
gen an Frau Plack.

Sie kritisieren insbesondere, dass bei der Begriin-
dung der Ablehnung keine qualitativen Kriterien
festgelegt werden, die der Arbeitgeber darlegen
muss. Konnten Sie bitte nochmal erldautern, wel-
che Rechtsunsicherheiten sich Threr Meinung
nach dadurch fiir kleine und mittelstindische Un-
ternehmen ergeben und wie diese vermieden wer-
den konnen? Welche Anforderungen sollten Ihrer
Meinung nach an eine Begriindung der Ableh-
nung eines Antrags gestellt werden?

Dann habe ich noch eine kurze Frage zu den
Schwellenwerten. Der Gesetzentwurf birgt ja die
Gefahr, dass die Schwellenwerte, deren Sinn es ja
eigentlich ist, die kleinen und mittleren Unterneh-
men vor liberproportionaler Belastung zu schiit-
zen, ihre Funktion verlieren. Konnen Sie viel-
leicht noch ein paar Worte dazu sagen?

Kerstin Plack (Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbédnde e. V.): Ich hoffe, ich verstehe
Sie richtig. Ich glaube, das deckt sich ziemlich mit
der Frage, die ich eben schon beantwortet habe.
Ich mochte mich jetzt nicht wiederholen. Sie spre-
chen von der Belastung der kleinen Unternehmen.
Wir sehen das Problem darin, dass solche Antrige
nicht als Anspruch geregelt sind, wie in den gro-
Beren Unternehmen, aber trotzdem ein Antrags-
verfahren vorgesehen ist, wie wir es ja eigentlich
im Moment aus dem Gesetz zum Elterngeld und
zur Elternzeit (BEEG) bei der Elternteilzeit ken-
nen. Auch da ist ja ein sogenanntes Konsensver-
fahren im Gesetz vorgesehen, das mit einer be-
griindeten Ablehnung versehen werden soll.
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Wir sehen einfach Rechtsunsicherheit, weil iiber-
haupt nicht klar ist, welche Anforderungen an
eine solche Begriindung gestellt werden. Wir ha-
ben im Moment nur die Rechtsprechung zur Ab-
lehnung bei dringenden betrieblichen Griinden,
die sehr, sehr streng ist, aber auch nicht von vor-
neherein klar prognostizierbar ist, ob im Einzelfall
ein solcher Grund vorliegt oder nicht.

Die Gesetzesbegriindung sagt ja, die Anforderun-
gen sollen nicht so hoch sein. Aber wir sehen die
Gefahr, dass diese Schwelle bis zu den dringen-
den betrieblichen Griinden unklar ist. Es gibt im-
mer noch genug Spielraum fiir Gerichte, hier
Grenzen festzulegen. Wir sehen da einfach eine
erhebliche Rechtsunsicherheit fiir die kleineren
Unternehmen. Die miissen sich mit den Antrdgen
auseinandersetzen.

Es geht ja nicht darum, jeden Antrag moglichst
leicht abzulehnen, sondern tatsachlich zu wissen,
wo die Grenzen sind. Der Grundansatz ist erstmal,
dass ich dem Mitarbeiter entgegenkommen will,
deswegen werden ja auch Losungen vor Ort gefun-
den, wo gar kein Antrag und kein Anspruchsver-
fahren gesetzlich geregelt sind. Aber es muss fiir
die kleineren Unternehmen klar sein, in dem Fall
muss ich mich verbiegen, obwohl ich es eigentlich
nicht kann, oder ich darf den Antrag ablehnen,
ohne jetzt Rechtsstreitigkeiten zu riskieren, die
Kosten verursachen.

Die Schwellenwerte oder die neuen Antragsver-
fahren, die ja unterhalb der Schwellenwerte lie-
gen, die sich unterscheiden, je nachdem, ob es
Vollfreistellung oder Teilfreistellung ist, wiirden
fiir die kleinen Betriebe eine besondere Belastung
bedeuten.

Wir préferieren in jedem Fall Losungen, die auf
freiwilliger Basis vor Ort gefunden werden. Wir
sehen, dass da viel passiert, aber dass mit Sicher-
heit noch mehr passieren kann. Das muss sicher-
lich auch durch Best Practice bekannt gemacht
werden. Jetzt ist vielleicht SAP nicht das Beispiel,
das den kleinen Unternehmen tiiber die Briicke
hilft, aber auch die kleinen Unternehmen konnen
ja voneinander lernen, denn auch auf der Ebene
gibt es ja Losungen. Ich glaube, da muss einfach

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
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eine Offenheit da sein, dass umgesetzt wird, was
moglich ist.

Ein Punkt ist hdufiger schon angesprochen wor-
den. Was wir durchaus unterstiitzen wiirden,
wére, wenn die Partnermonate etwas erhcht wiir-
den und dafiir die zwolfmonatige Elternzeit viel-
leicht verkiirzt wird. Dass man Monate verschiebt,
von dem Grundanspruch auf zwdlf Monate viel-
leicht noch ein oder zwei Monate in die Partner-
freistellung, weil man dadurch, glaube ich, diesen
gesellschaftlichen Wandel, der ja schon angesto-
Ben ist, dadurch noch weiter befordern kann,
ohne aber einen weiteren gesetzlichen Anspruch
zu schaffen, der an sich zu einer Verdopplung
fiihrt. In den letzten Jahren haben ja schon viel
mehr Ménner diese Freistellungen in Anspruch
genommen als es friiher der Fall war.

Wir sehen nicht, dass dadurch das Inanspruch-
nahme-Verhalten wirklich gedndert wird. Wir
sind schon der Uberzeugung, dass das was ist,
was gesellschaftlich akzeptiert sein muss. Und
wenn ein Unternehmen mit gutem Beispiel voran-
gehen kann, indem es eigene Angebote macht, ist
das toll. Wenn es das aufgrund der GréfBe nicht
kann, dann muss jedenfalls die offene Kultur da
sein, iiber solche Moglichkeiten zu sprechen.
Wenn es maglich ist, dann ist es fiir alle gut, aber
manchmal ist es eben aufgrund der geringen
GroBe der Unternehmen nicht méglich.

Abg. Anne Janssen (CDU/CSU): Danke, genau. Sie
begriiflen ja auch in Threr Stellungnahme die Idee,
das Pflegezeitgesetz und das Familienpflegezeitge-
setz zu einem Gesetz zusammenzufiihren. Kénnen
Sie nochmal darlegen, welche Vorteile das mit
sich bringt?

Die Vorsitzende: Bitte sehr.

Kerstin Plack (Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbdnde e. V.): Im Moment ist es so,
dass die Gesetze eigentlich dasselbe Regelungsziel
haben, aber das eine Gesetz stiitzt sich auf kurz-
zeitige Freistellungen und die volle Freistellung —
das Pflegezeitgesetz — und bei dem anderen geht
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es um Teilfreistellungen fiir einen ldngeren Zeit-
raum. Trotzdem ist der Gesamtzeitraum auf
zwei Jahre begrenzt.

Dadurch verweisen die Gesetze an vielen Stellen
aufeinander — also das Pflegezeitgesetz auf das Fa-
milienpflegezeitgesetz und umgekehrt. Es gibt
zahlreiche unterschiedliche Ankiindigungsfristen,
die sich zum Teil decken, zum Teil aber auch
voneinander abweichen. Es gibt diese unter-
schiedlichen Schwellenwerte im Moment, die
aber eine Begriindung haben, weil eben die Teil-
freistellungen tatsdchlich schwerer umzusetzen
sind als Vollfreistellungen, jedenfalls wenn ich
eine Ersatzkraft sucht. Wenn das in einem Gesetz
geregelt wire, wére das einfach viel handhabbarer.
Jetzt ist im Moment noch der sehr undurchsich-
tige Darlehensanspruch mit enthalten.

Was wir aber nicht unterstiitzen, und das ist auch
schon das eine oder andere Mal angesprochen
worden, sind die weitreichenden Forderungen des
Pflegebeirats im Zusammenhang mit der Zusam-
menlegung der Gesetze, da eine deutliche Flexibi-
lisierung vorzusehen und eine Ausdehnung der

Schluss der Sitzung: 15:37 Uhr

bt Sal

Ulrike Bahr, MdB
Vorsitzende

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

Freistellungsanspriiche, eine Stiickelung der Frei-
stellungsanspriiche. Das wiirde in den Kleinbe-
trieben genau die Probleme verursachen, mit de-
nen wir uns auch hier bei den Antragsverfahren
schwer tun, weil dann umso héufiger diese An-
trdge auf nur kleine Auszeiten oder Teilfreistel-
lungen gestellt werden kénnten. Das bringt eben
erhebliche Umsetzungsprobleme in die Unterneh-
men.

Die Vorsitzende: Danke sehr.

Damit wéren wir auch am Ende dieser Anhérung.
Ich bedanke mich ganz herzlich bei den Expertin-
nen und Experten fiir Thre Expertise, fiir Ihre Zeit
und die Beantwortung unserer Fragen.

Wir werden Thre Ausfithrungen in den verschiede-
nen Fraktionen sicherlich nochmal diskutieren,
auswerten und in das parlamentarische Verfahren
einflieBen lassen.

Ich wiinsche Thnen einen schénen Tag, eine
schone Woche und alles Gute weiterhin. Ich
danke Ihnen ganz herzlich!
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angeforderte Stellungnahme zur 6ffentlichen Anhérung im Ausschuss fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend am 7. November 2022

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung , Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehérige und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates®, BT-Drs. 20/3447

sowie

zu dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. ,,28 Tage Elternschutz fiir den zweiten Elternteil ab Ge-
burt des Kindes einfiihren®, BT-Drs. 20/2688

von Deutscher Verein fiir 6ffentliche und private Fiirsorge e. V., Dérthe Gatermann
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Das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat am 19. Sep-
tember 2022 einen ,,Gesetzentwurf zur weiteren Umsetzung der Richtlinie (EU)
2019/1158 des Europadischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehorige und
zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates“ vorgelegt. Die nachfolgende
Stellungnahme zum Entwurf wurde von der Geschaftsstelle des Deutschen Ver-
eins erarbeitet.

Der Deutsche Verein begriiRte bereits in der Stellungnahme zum Richtlinienvor-
schlag im Jahr 2017 die Initiative der EU-Kommission, Mallnahmen zur Verbesse-
rung der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Manner und Frauen anzusto-
Ren, insbesondere die Einfliihrung von Freistellungsmoglichkeiten fir die kurzzei-
tige Betreuung und Pflege eigener Angehoriger, die Verkniipfung von Freistel-
lungs- und Bezahlungsanspruch und den Vorschlag einer Vaterschaftszeit.!

Ziel der EU-Kommission war es, europaweit giiltige Mindeststandards zur Unter-
stlitzung der Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsleben einzufiihren und da-
bei gleichzeitig Impulse fiir eine geschlechtergerechte Aufteilung familidrer Sorge-
arbeit zu setzen. Fiir Deutschland haben sich daraus nur wenig Neuerungen erge-
ben, da die geltenden Regelungen die in der Richtlinie formulierten Mindeststan-
dards bereits erfiillen bzw. dariiber hinausgehen (Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz (2007); Pflegezeitgesetz (2008); Familienpflegezeitgesetz (2012).

Mit den im vorliegenden Gesetzentwurf formulierten Regelungen werden weitere
Rahmenbedingungen der unterschiedlichen Erwerbsauszeiten zur Versorgung
von Kindern oder pflegebediirftigen Angehdrigen adressiert.

Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins begriiRt ausdriicklich die Intention des
Gesetzgebers, durch die Anderungen im Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetz
die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf fiir Beschaftigte in kleineren Betrieben zu
verbessern.

Zu den Regelungen im Einzelnen:

Anderung § 15 Abs. 5 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes

Die Regelung sieht vor, dass der Arbeitgeber im Falle einer Ablehnung des Antrags
von Eltern zur Verringerung der Arbeitszeit und ihre Verteilung diese begriinden
muss. Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins begriiRt, dass hierdurch die Um-
stande, die zur Ablehnung des Antrages fiihren, fiir die Betroffenen , auch in Klein-
betrieben, transparent werden kdnnen.

1  Stellungnahme des Deutschen Vereins zum Vorschlag fiir eine Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehdrige. Die Stellungnahme (DV 8/17) wurde am 12. September
2017 vom Prasidium des Deutschen Vereins verabschiedet, https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/
empfehlungen-stellungnahmen/2017/dv-08-17-vereinbarkeit.pdf; siehe auch: Stellungnahme der Ge-
schaftsstelle des Deutschen Vereins zum Referentenentwurf des BMFSFJ (DV 3/22). https://www.deut-
scher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2022/dv-3-22 eu-richtlinie.pdf

Deutscher Verein
fiir 6ffentliche und Seite 2

private Fiirsorge e.V.

lhre Ansprechpartnerinnen
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Erganzung § 3 Abs. 6a des Pflegezeitgesetzes und § 2a Abs. 5a Familien-
pflegezeitgesetz

In den Erganzungen wird zunachst klargestellt, dass Beschaftigte von Arbeitge-
bern mit in der Regel bis zu 15 (Pflegezeitgesetz) bzw. bis zu 25 (Familienpflege-
zeitgesetz) Beschaftigten (Kleinbetriebe) ebenfalls berechtigt sind, eine Freistel-
lung nach Pflegezeitgesetz bzw. nach Familienpflegezeitgesetz zu beantragen. Es
besteht allerdings weiterhin kein Anspruch auf Freistellung. Beschaftigte von
Kleinbetrieben, die den Abschluss einer Vereinbarung tiber eine Freistellung nach
dem Pflegezeit- oder Familienpflegzeitgesetz beantragt haben, sind kiinftig be-
rechtigt, innerhalb von vier Wochen nach Zugang des Antrags eine Antwort zu er-
halten, die im Falle einer Ablehnung durch den Arbeitgeber zu begriinden ist.
Kommt eine Vereinbarung nach einem der beiden Gesetze zustande, gelten auch
alle weiteren Regelungen des jeweiligen Gesetzes, z.B. die vorzeitige Beendigung
der Freistellung durch den Beschaftigten/die Beschaftigte, wenn die oder der na-
he Angehdrige nicht mehr pflegebediirftig oder die hausliche Pflege der oder des
nahen Angehdrigen unmaoglich oder unzumutbar ist. Dies entspricht der Umset-
zung der Anforderungen des Artikel 9 Absatz 3 Satz 3 der Richtlinie. Der Gesetzge-
ber erhofft sich durch die verpflichtende Begriindung im Falle einer Ablehnung
eine vermehrte Bewilligung der Freistellungsantrage auch in Kleinbetrieben. Die
Geschaftsstelle des Deutschen Vereins begriiRt die Regelung, da damit die Ver-
handlungsposition von Beschaftigten in Kleinbetrieben gestarkt wird.

Erganzung § 5 Abs. 1 Pflegezeitgesetz

Fur Beschaftigte in Kleinbetrieben, die mit ihrem Arbeitgeber eine Freistellung
nach dem Pflegezeit- oder Familienpflegezeitgesetz vereinbaren, wird ein Kiindi-
gungsschutz fiir die Dauer der vereinbarten Freistellung eingefiihrt. Die Geschafts-
stelle des Deutschen Vereins begriif3t die Regelung, da auch dadurch die Position
pflegender Angehdriger gestarkt und ihr Schutz vor dem Verlust des Arbeitsplat-
zes erhéht wird.

Anderung § 27 Absatz 1, Absatz 3, Absatz 4 des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes wird fiir Fragen im Zusammenhang mit
Diskriminierungen, die unter die Richtlinie (EU) 2019/1158 fallen, als zustandig
bestimmt.

Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins begriifdt, dass auch Eltern oder pflegen-
de Angehdrige unter den Schutz der Antidiskriminierungsstelle des Bundes fallen
sollen und damit ihr Schutz vor Schlechterstellung durch Beantragung oder Inan-
spruchnahme ihrer Rechte erhoht wird.

AbschlieRende Bemerkungen

Der Deutsche Verein hat in seinen Positionen und Empfehlungen zur Weiterent-
wicklung und nachhaltigen Finanzierung der Pflege (DV 3/20) bereits 2020 auf
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Weiterentwicklungs- und Harmonisierungsbedarf bei dem Pflegezeitgesetz (Pfle-
geZG, 2008) und dem Familienpflegezeitgesetz (FPfZG, 2012) hingewiesen.

Harmonisierungsbedarf sieht der Deutsche Verein in Bezug auf die ungleichen
Betriebsgrofien im Pflegezeitgesetz (PflegeZG) und Familienpflegezeitgesetz
(FPfZG). Ein Rechtsanspruch gegeniiber dem Arbeitgeber besteht bei Freistellun-
gen nach dem Pflegezeitgesetz ab einer BetriebsgroRe von mindestens 15 Be-
schaftigten, nach dem Familienpflegezeitgesetz jedoch erst ab einer Betriebsgro-
Re von 25 Beschaftigten. Die Regelung im FPfZG sollte an die im PflegeZG ange-
passt werden.

Dariiber hinaus empfiehlt der Deutsche Verein, die erstmalig mit dem Zweiten
Gesetz zum Schutz der Bevolkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler
Tragweite befristetet eingefiihrten und aktuell bis zum 30. April 2023 verlangerten
vereinfachten Zugange zum Pflegeunterstiitzungsgeld und den Pflegezeiten, die
Verkiirzung der Ankiindigungsfristen sowie die Flexibilisierung der Mindestar-
beitszeit wahrend der Familienpflegezeit (durchschnittlich 15 Std./Wo. statt min-
destens 15 Std./Wo.) zu verstetigen.

Da Pflegebediirftigkeit ein dynamischer Prozess ist, kann es immer wieder zu
plotzlichen Veranderungen der bendtigten Unterstiitzung kommen. Vor diesem
Hintergrund empfiehlt der Deutsche Verein, in regelmaligen Abstanden Auszeiten
zu ermoglichen. Angeregt wird ein Anspruch auf jahrlich zehn Tage kurzzeitige
Arbeitsverhinderung bei Zahlung des Pflegeunterstiitzungsgeldes analog zur Frei-
stellung bei erkrankten Kindern.?

Flr die Begleitung naher Angehdriger in der letzten Lebensphase gibt es seit 2015
die Moglichkeit einer bis zu drei Monate dauernden vollstdndigen oder teilweisen
Freistellung nach dem PflegeZG. In Kombination mit Freistellungen nach dem
Pflegezeitgesetz bzw. dem Familienpflegezeitgesetz darf eine Gesamtdauer von
24 Monaten allerdings nicht liberschritten werden. Aus Sicht des Deutschen Ver-
eins sollte eine Karenzzeit von drei Monaten fiir die Sterbephase eines Angehori-
gen nicht auf die Hochstdauer der Pflegezeit und Familienpflegezeit nach dem
PflegeZG und FPfZG von 24 Monaten angerechnet werden.

In der EU Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben werden wichtige
Mindeststandards definiert, die in Deutschland grofRtenteils bereits umgesetzt
sind. Zur Absicherung der Versorgung pflegebediirftiger Menschen und der Unter-
stiitzung der Vereinbarkeit fir die Pflegenden werden diese Mindeststandards
nicht ausreichen. Vor diesem Hintergrund hat der Deutsche Verein bereits an an-
derer Stelle die Empfehlung des Unabhangigen Beirats fiir die Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf, das Pflegedarlehen durch eine Lohnersatzleistung analog zum
Bundeselterngeld zu ersetzen, unterstiitzt.?

2 Gesetzlich Krankenversicherte mit Kindern, die ebenfalls gesetzlich versichert sind, haben gemaR §45
SGB V pro Kind unter 12 Jahren zehn Tage Anspruch auf Krankengeld wegen Erkrankung eines Kindes,
insgesamt hochstens 25 Tage. Bei Alleinerziehenden verdoppelt sich die Anzahl der Tage (§ 45 SGB V).

3 https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2020/dv-03-20-pflegefi-
nanzierung.pdf
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Deutscher Verein fiir 6ffentliche und private Fiirsorge e.V. -
seit iiber 140 Jahren das Forum des Sozialen

Der Deutsche Verein fiir 6ffentliche und private Flirsorge e.V. ist das gemeinsame
Forum von Kommunen und Wohlfahrtsorganisationen sowie ihrer Einrichtungen,
der Bundeslander, der privatgewerblichen Anbieter sozialer Dienste und von den
Vertretern der Wissenschaft fuir alle Bereiche der Sozialen Arbeit, der Sozialpolitik
und des Sozialrechts. Er begleitet und gestaltet durch seine Expertise und Erfah-
rung die Entwicklungen u.a. der Kinder-, Jugend- und Familienpolitik, der Sozial-
und Altenhilfe, der Grundsicherungssysteme, der Pflege und Rehabilitation. Der
Deutsche Verein wird gefordert aus Mitteln des Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend.
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angeforderte Stellungnahme zur 6ffentlichen Anhérung im Ausschuss fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend am 7. November 2022

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung , Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehérige und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates®, BT-Drs. 20/3447

sowie

zu dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. ,,28 Tage Elternschutz fiir den zweiten Elternteil ab Ge-
burt des Kindes einfiihren®, BT-Drs. 20/2688

von der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V., Ulrike Gebelein

1. November 2022
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Stellungnahme
der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V.
(BAGFW)
zum Gesetzentwurf der Bundesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158
des Europaischen Parlaments und des Rates vom
20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben flir Eltern
und pflegende Angehorige und zur Aufhebung der Richtlinie
2010/18/EU des Rates vom 10.09.2022 Drucksache 20/3447

Offentliche Anhdrung im Familienausschuss Deutscher Bundestag 07.11.2022

Die in der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) kooperie-
renden Spitzenverbande der Freien Wohlfahrtspflege nehmen gemeinsam wie folgt
Stellung:

Zu Artikel 1
Anderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes

Hinsichtlich der Elternzeit soll die in Artikel 9 Absatz 2 Satz 2 der Richtlinie (EU)
2019/1158 enthaltene Begrindungspflicht des Arbeitgebers bei Ablehnung eines An-
trags auf flexible Arbeitsregelungen eingeflhrt werden. Diese solle auch gegenluber Be-
schaftigten in Kleinbetrieben gelten, wobei die Begrindung formlos méglich ist. An den
Inhalt der Begriindung sind keine hohen Anforderungen zu stellen.

Die BAGFW begrul3t diese Neu-Regelung. Arbeitnehmer:innen und Arbeitgeber:innen
haben Rechte und Pflichten, die sich aus dem Arbeitsvertrag, aus Gesetzen und ande-
ren Rechtsnormen ergeben. Diese Rechte und Pflichten lassen oft erhebliche Ermes-
sensspielrdaume zu. Mit dieser Regelung wird die Mdglichkeit erdffnet, gleichberechtigt
mit dem Arbeitgeber fur den jeweiligen Betrieb und die betroffenen Arbeitnehmer:innen
sinnvolle und anwendbare konkrete Regelungen zu finden und einen faireren Ausgleich
zwischen den Interessen des Arbeitgebers und denen der Arbeithehmenden zu schaf-
fen.
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Zu Artikel 2
Anderung des Pflegezeitgesetzes und
Artikel 3 Anderung des Familienpflegezeitgesetzes

Die Intentionen, dass auch Beschaftigte in Kleinbetrieben (unterhalb einer Be-
triebsgrofle von 15 bzw. 25 Beschaftigten) das Recht haben, binnen 4 Wochen Antwort
auf ihren Antrag auf Pflegezeit oder Familienpflegezeit zu erhalten, und im Fall der Ab-
lehnung zu begrunden sowie die Pflegezeit oder Familienpflegezeit vorzeitig zu been-
den oder fur die Dauer der Freistellung einen Kiindigungsschutz zu erhalten, werden
nachdricklich begruft.

Die Anderungen im Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetz starken die Stellung der
pflegenden Angehdrigen, begunstigen eine bessere Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
und verringern dadurch langfristig den Ausstieg aus dem Erwerbsleben.

Da viele der pflegenden Erwerbstatigen Frauen sind, wird mit den Gesetzesanderungen
insbesondere die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben geférdert.

Perspektivisch sieht die BAGFW allerdings Handlungsbedarf in Bezug auf eine Harmo-
nisierung von Pflegezeitgesetz und Familienpflegezeitgesetz. Beide Gesetze sollten
mdglichst zu einem einheitlichen Gesetz zusammengefuhrt werden. Die Auszeiten der
Familienpflegezeit und Pflegezeit sind durch eine Lohnersatzleistung zu unterfuttern,
die sich in Analogie zum Verfahren beim Elterngeld berechnen sollte.

Zur Sicherung der finanziellen Ressourcen von pflegenden Angeharigen fur die Dauer
der Arbeitszeitreduzierung nach § 2 Familienpflegezeitgesetz (FPfZG) und § 3 Pflege-
zeitgesetz (PflegeZG) kann nach § 3 FPfZG beim Bundesamt fur Familie und zivilge-
sellschaftliche Aufgaben (BAFzA) ein zinsloses Darlehen beantragt werden. Aktuelle
Zahlen des Amtes fur Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben bestatigen allerdings
die geringe Wirkkraft dieser politischen MaRnahme' und unterstreichen die Notwendig-
keit einer tatsachlichen finanziellen Unterstitzung, wie sie auch der Beirat fur die Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf empfiehlt.

Der unabhangige Beirat fur die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf hat bereits in seinem
ersten Bericht empfohlen, das Darlehen einzustellen und stattdessen eine Lohnersatz-
leistung gefordert und im Juli 2022 dazu Handlungsempfehlungen zur Ausgestaltung ei-
ner Familienpflegezeit und eines Familienpflegegeldes vorgelegt. Im Kern sieht das Mo-
dell des Beirats vor, dass fiur jede pflegebedurftige Person 36 Monate Familienpflege-
zeit in Anspruch genommen werden kdnnen. Die steuerfinanzierte Freistellung fur die
Pflegenden soll mit dem Familienpflegegeld analog dem Elterngeld ausgestaltet wer-
den. Dabei liegt der Schwerpunkt des Konzeptes auf der Parallelitat von Pflege und Be-
rufstatigkeit.?

! Nach Angaben des BAFzA sind im Jahr 2021 217 Antrage (von 132 Frauen und 85 Manner) und in 2022 (Stand Marz 2022) 72

Antrage (45 Frauen und 27 Manner) auf Bewilligung des zinslosen Darlehens eingegangen.
2 Teilbericht des unabhéngigen Beirats fiir die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf (zweite Berichtsperiode); Stand 1.7.2022
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Weiterer Handlungsbedarf - Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union
und volkerrechtlichen Vertragen

Die Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europaischen Parlamentes und des Rates vom 20.
Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fir Eltern und pflegende Angeho-
rige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates ist am 1. August 2019 in
Kraft getreten. Sie ist von den Mitgliedstaaten bis zum 2. August 2022 in nationales
Recht umzusetzen.

Allerdings legt die Richtlinie 2019/1158 auch individuelle Rechte fest und zwar in Bezug
auf die Arbeitsfreistellung fur Vater oder gleichgestellte zweite Elternteile anlasslich der
Geburt eines Kindes zum Zweck der Betreuung und Pflege, die Arbeitsfreistellung von
Eltern anlasslich der Geburt oder Adoption eines Kindes zur Betreuung dieses Kindes
(siehe u.a. Nummer 11, 16, 23, 30, 37 der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie).

Aus Sicht der BAGFW kann daher die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Be-
ruf und Privatleben fur Eltern und pflegende Angehdrige und zur Aufhebung der Richtli-
nie 2010/18/EU des Rates auch mit dem vorgelegten Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung nicht als abgeschlossen gelten und bedarf einer weiteren gesetzlichen Umsetzung.

Im Koalitionsvertrag wurde als familienpolitisches Ziel die Einfuhrung einer zweiwdchi-
gen verguteten Freistellung fur die Partnerin oder den Partner nach der Geburt eines
Kindes festgeschrieben.

Die BAGFW unterstutzt mit Nachdruck diese verbindliche (mindestens)10-tagige be-
zahlte (Elternzeit-) Freistellungsregelung flr den Vater/den zweiten gleichgestellten EI-
ternteil rund um den Zeitpunkt der Geburt. Diese Regelungen kdnnten eine frihe und
enge Bindung des Vaters zum Kind, die Unterstitzung der Mutter rund um die Geburt
und die partnerschaftliche Verteilung von familidren und beruflichen Aufgaben in der Fa-
milie fordern.

Entgegen dem Antrag der Abgeordneten Gokay Akbulut, Susanne Ferschl,
Matthias W. Birkwald, Ates Gurpinar, Jan Korte, Pascal Meiser, Soren Pellmann,
Heidi Reichinnek, Dr. Petra Sitte, Jessica Tatti, Kathrin Vogler und der Fraktion Die
Linke, das bestehende Mutterschutzgesetz zu einem Elternschutzgesetz weiterzuentwi-
ckeln und darin einen Rechtsanspruch auf Elternschutz festzuschreiben, halt die
BAGFW eine Verortung bzw. Verankerung des Rechtsanspruches auf eine vergutete
Freistellung fUr die Partnerin oder den Partner nach der Geburt eines Kindes im Bund-
eselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) fur sachgerecht. Denn die erklarten Ziele
des BEEG sind zum einen die Gewahrung eines finanziellen Schonraums im ersten Le-
bensjahr eines Kindes, damit sich Familien in dieser Zeit in ihr Familienleben hineinfin-
den und der Betreuung ihrer Kinder widmen kénnen. Zum zweiten soll das Elterngeld
durch die Ausgestaltung als Lohnersatzleistung beiden Elternteilen eine wirtschaftliche
Selbststandigkeit ermdglichen wie auch vor einer Kiindigung schutzen. Drittens wird als
explizites Ziel im BEEG formuliert, dass die Teilhabe an Beruf und Familie von Frauen
und Mannern verbessert werden sollte. Durch das Mutterschutzgesetz als wichtiges Ar-
beitsschutzgesetz soll dagegen in erster Linie die Gesundheit der Frau und ihres Kindes
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am Arbeits-, Ausbildungs- und Studienplatz wahrend der Schwangerschaft, nach der
Entbindung und in der Stillzeit geschitzt werden. Eine Regelung im Mutterschutzgesetz
ist daher nicht sachgerecht.

Zu Artikel 4
Anderung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes wird fur Fragen im Zusammenhang mit Dis-
kriminierungen, die unter die Richtlinie (EU) 2019/1158 fallen, als zustandig bestimmt.
Die BAGFW begrufit, dass auch Eltern oder pflegende Angehorige unter den Schutz
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes fallen sollen und damit ihr Schutz vor
Schlechterstellung durch Beantragung oder Inanspruchnahme ihrer Rechte erhoéht wird.

AbschlieRende Bemerkung

In der EU Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben werden wichtige Min-
deststandards definiert. Mit den in dem vorliegenden Gesetzentwurf formulierten Rege-
lungen werden nun weitere Rahmenbedingungen zur Absicherung und Versorgung von
Kindern und von pflegebedurftigen Angehdrigen sowie von erwerbstatig Pflegenden ge-
schaffen.

Zur Absicherung der Versorgung pflegebedurftiger Menschen sowie zur besseren Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf sowie zur Unterstitzung von Familien, wenn sie sich
Erwerbs- und Familienarbeit partnerschaftlich aufteilen wollen, werden diese Mindest-
standards jedoch nicht ausreichen. Nach Ansicht der BAGFW sollten deshalb Regelun-
gen beziglich der Nicht-Ubertragbarkeit von Elterngeldmonaten (Nummer 20) der EU-
Vereinbarkeitsrichtlinie aufgenommen werden sowie die Empfehlungen des Unabhangi-
gen Beirats fur die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf insbesondere zur Familienpflege-
zeit und zum Familienpflegegeld.

Berlin, 01.11.2022

Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e.V.

Dr. Gerhard Timm
Geschaftsfuhrer

Kontakt:
Ulrike Gebelein (ulrike.gebelein@diakonie.de)
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Sekretariat des Ausschusses
fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend

Deutscher Bundestag

Ausschussdrucksache 20(13)32a

angeforderte Stellungnahme zur 6ffentlichen Anhérung im Ausschuss fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend am 7. November 2022

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung ,,Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehérige und zur Authe-
bung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates®, BT-Drs. 20/3447

sowie

zu dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. ,,28 Tage Elternschutz fiir den zweiten Elternteil ab Ge-
burt des Kindes einfiihren“, BT-Drs. 20/2688

vom Deutschen Gewerkschaftsbund, Elke Hannack

27. Oktober 2022
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stellungnahme

Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der Richtlinie (EU)

2019/1158 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019

zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende
Angehorige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates

BT-Drucksache 20/3447

Wirksame Vorgaben fiir Partnerschaftlichkeit:
Gestaltungsrechte fiir Eltern und pflegende Angehorige ausbauen

1. Hintergrund

Trotz familien- und gleichstellungspolitischer Reformen in den vergangenen Jahren tragen
traditionelle Rollenvorstellungen und strukturelle Rahmenbedingungen zur ungleichen
Verteilung von Sorge- und Erwerbsarbeit in Deutschland bei. Frauen ibernehmen nach wie
vor den GroBteil der Sorge- und Hausarbeit und reduzieren dafir ihre Erwerbsarbeitszeit.
Langfristig verhindert die ungleiche Teilhabe am Arbeitsmarkt die eigenstandige Existenz-
sicherung im Lebensverlauf, schmélert die Aufstiegs- und Weiterbildungsmdglichkeiten und
erhoht das Risiko fiir Altersarmut. Obwohl Vater sich mittlerweile hdufiger an Kinderbetreu-

ung und Erziehung beteiligen wollen, verkiirzen sie deutlich seltener als Mitter ihre Erwerbs-

arbeitszeit und gehen deutlich seltener und vor allem sehr viel kiirzer in Elternzeit.

Die am 20. Juni 2019 verabschiedete , EU-Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privat-
leben fiir Eltern und pflegende Angehérige (2019/1158)" setzt Mindeststandards, mit denen
die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben verbessert werden soll — auch um die faire
Verteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit zwischen Frauen und Mannern zu erleichtern.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund und seine Mitgliedsgewerkschaften begriiBen und
unterstlitzen das Vorhaben der Bundesregierung, Partnerschaftlichkeit in der Sorge- und

Hausarbeit zu fordern. Der vorliegende Gesetzentwurf fiir ein Vereinbarkeitsrichtlinienumset-

zungsgesetz greift jedoch viel zu kurz.

Zwar erkennt der Deutsche Gewerkschaftsbund an, dass die Bundesregierung damit die
Umsetzung der EU-Richtlinie in nationale Gesetzgebung angeht und die Schutzrechte von
Beschaftigten, die Sorgearbeit leisten, starken will. Angesichts der fortgeschrittenen Zeit

(Umsetzungsfrist: 02. August 2022) ist jedoch kritisch anzumerken, dass sie dieses Vorhaben

sehr spat in Angriff nimmt und zudem deutlich hinter den Vorgaben der EU-Richtlinie und
den Erwartungen des Deutschen Gewerkschaftsbundes zuriickbleibt.

26.10.2022

Deutscher Gewerkschaftsbund
Bundesvorstand

Anja Weusthoff
Abteilungsleiterin

Frauen, Gleichstellungs- und
Familienpolitik

anja.weusthoff@dgb.de

Telefon: 030/24060-144
Telefax: 030/24060-761

Henriette-Herz-Platz 2
10178 Berlin

frauen.dgb.de

Henriette-Herz-Platz 2
10178 Berlin

www.dgb.de
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Vor allem bedauert der DGB, dass die in der Richtlinie verankerte bezahlte Freistellung fir
Vater oder gleichgestellte zweite Elternteile anlasslich der Geburt eines Kindes im vorliegen-
den Entwurf (iberhaupt nicht aufgegriffen wird — zumal dieser Rechtsanspruch von den
Mitgliedstaaten der Europdischen Union mehrheitlich bereits in nationales Recht umgesetzt
wurde und Deutschland den vorgegebenen Zeitrahmen fiir die Umsetzung der Richtlinie
verfehlt.

Die Vaterschaftsfreistellung' rund um die Geburt eines Kindes mit vollem Lohnersatz ist
aus Sicht des DGB ein wichtiges gleichstellungspolitisches Instrument. Vater, die in einer
friihen Phase Sorge- und Betreuungsverantwortung fir ihre Kinder ibernehmen, engagieren
sich auch spater, wenn die Kinder heranwachsen, nachweislich mehr in der Sorgearbeit. In
der friihen Familienphase werden vielfach die Weichen fiir die spatere Arbeitsteilung in
Paarbeziehungen gestellt. Eine starkere Beteiligung von Vatern in der Familienarbeit ist
daher gleichzeitig ein Beitrag zu mehr Gleichstellung am Arbeitsplatz und einer starkeren
Beteiligung von Frauen im Erwerbsleben. Ganz entscheidend ist aus Sicht des DGB auch,
dass ein Anspruch auf bezahlte Freistellung von Vatern im Erwerbsleben positive Auswirkun-
gen auf den dringend notwendigen Wandel in der Unternehmenskultur haben und partner-
schaftliche Vereinbarkeit in Unternehmen sichtbar machen kann.

Der DGB geht davon aus, dass die Bundesregierung — wie angekiindigt — noch in diesem
Jahr einen entsprechenden Gesetzentwurf vorlegt und verzichtet an dieser Stelle auf weitere
Ausfiihrungen zur Dringlichkeit dieses Regelungsgegenstandes - allerdings nicht ohne kritisch
anzumerken, dass viele junge Familien durch die verspatete Umsetzung daran gehindert
werden dieses wichtige familien- und gleichstellungspolitische Instrument in Anspruch zu
nehmen.

Mit dem Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetz werden zwei Gesetze weiterent-
wickelt, die sich — siehe hierzu den Ersten Bericht des Unabhangigen Beirats fiir die Verein-
barkeit von Pflege und Beruf? — in der Praxis nicht wirklich bewahrt haben. Verbesserungs-
potential sieht der DGB in erster Linie nicht bei den zeitlichen Ausgestaltungsméglichkeiten
beider Gesetze, sondern durch die Einflihrung einer Entgeltersatzleistung fiir pflegende
Angehdrige, mit der eine Zusammenfihrung von Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetz
einhergehen sollte.

Dartiber hinaus ignoriert der Gesetzentwurf weitere wichtige Umsetzungsvorgaben der
Richtlinie im Bereich der Elternzeit und Pflegezeit, hinsichtlich des Kiindigungsschutzes, der

' Der DGB spricht sich fir den Begriff der ,Vaterschaftsfreistellung” aus; der von der EU-
Kommission verwendete Begriff , Vaterschaftsurlaub” ist im Hinblick auf die Realitat und
Wertigkeit von Erziehung und Pflege unangemessen. Der Anspruch soll zudem nicht nur fiir Vater,
sondern generell fiir den zweiten Elternteil wie u. a. Co-Miitter gelten. Um jedoch die primare
Zielgruppe anzusprechen, sollte der Begriff , Vater” in der neuen Regelung enthalten sein, diese in
der Umsetzung aber divers gehandhabt werden.

2 https://www.wege-zur-

pflege.de/fileadmin/daten/Beirat/Erster_Bericht_des_unabhaengigen_Beirats_2019.pdf
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flexiblen Arbeitszeitarrangements sowie in Bezug auf Sanktionen. Daher mussen familien-
politisch relevante Regelungen grundlegend nachjustiert werden — sowohl durch die
Verbesserung und Erweiterung bestehender Rechte der Beschaftigten als auch durch die
Schaffung neuer Anspriiche und deren Absicherung durch Kiindigungsschutz, Diskriminie-
rungsverbote und Sanktionen.

Dass hier Nachbesserungsbedarf besteht, belegt auch das Rechtsgutachten des Arbeits- und
Sozialrechtlers Stefan Treichel.?

Im Zuge einer vollstandigen Umsetzung der EU-Richtlinie sollten zudem die Rechte der
Interessenvertretungen (Informations- und Beteiligungsrechte) erweitert werden.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund bekraftigt daher seine Forderung nach vollstandiger
Umsetzung der aus der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie folgenden Handlungsbedarfe in nationales
Recht, um die Rechte von Eltern und pflegenden Angehdrigen zu starken, von denen im
vorliegenden Gesetzentwurf bisher nur einzelne und auch nur in Ansatzen aufgegriffen
werden.

2.  Bewertung der vorliegenden Regelungsvorschlage
2.1. Allgemeine Einschatzung

Der DGB spricht sich grundsatzlich fiir die Abschaffung jeglicher betrieblicher Schwellenwerte
aus. Deswegen ist die Verankerung lediglich eingeschrankter Rechte fir Beschaftigte in
Betrieben, die derzeit von den Regelungen zum Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, zum
Pflegezeitgesetz und/oder zum Familienpflegezeitgesetz ausgenommen sind, wie sie die
Artikel 1-3 beinhalten, kein sinnvoller Ansatz und widerspricht auch der EU-Richtlinie, die
keine solchen Schwellenwerte vorsieht. Mit den im Gesetzentwurf in den Artikeln 1 bis 3
vorgesehenen Regelungstatbestanden wirde sich die Situation dieser Beschéftigten gegen-
iber der bestehenden Rechtslage nur geringfligig verbessern. Richtig und notwendig ist, sie
in ihren Rechten mit Beschaftigten groBerer Betriebe gleichzustellen.

Stattdessen wahlt die Bundesregierung den Ansatz, Antrdge auf Freistellung nach den drei
oben genannten Gesetzen von Beschdftigten in Betrieben, die unter die Schwellenwertre-
gelungen von 15 bzw. 25 Beschaftigten fallen, zuzulassen. Arbeitgeber*innen sollen deren
Antrage aber innerhalb einer Frist von vier Wochen mit Begriindung ablehnen kénnen.

Zwar wirde sich damit grundsatzlich die Situation der Beschaftigten gegeniber dem Status
quo verbessern; sie konnten mit den Arbeitgeber*innen Vereinbarungen Gber die Freistellung
nach diesen Gesetzen treffen. Allerdings zeigt sich die Schlechterstellung gegentiber Beschaf-
tigten groBerer Betriebe flir pflegende Angehdrige bereits unmittelbar, da fir Beschaftigte
mit Rechtsanspruch bei Ankiindigung einer Freistellung der erweiterte Kiindigungsschutz

3 Treichel, Stefan (2019): Zur Notwendigkeit einer Umsetzung der Vereinbarkeitsrichtlinie
2019/1158 vom 20. Juni 2019 in das geltende Arbeits- und Sozialrecht. Rechtsgutachten im
Auftrag des Bundesvorstandes des Deutschen Gewerkschaftsbundes. Kurzfassung: Treichel —
Gutachten Zur Notwendigkeit einer Umsetzung der Vereinbarkeitsrichtlinie (5).pdf
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einsetzt, wahrend im Gesetzentwurf ein Kiindigungsschutz erst mit Beginn der Freistellung
vorgesehen ist. So kann nicht ausgeschlossen werden, dass als Reaktion auf den Antrag das
Arbeitsverhaltnis gekindigt wird. Und genau dieser Sachverhalt sollte mit unionsrechts-
konformer Umsetzung eigentlich ausgeschlossen werden. Durch einen Antrag auf Pflegezeit
oder Familienpflegezeit begeben sich Beschaftigte ohne Rechtsanspruch und Kiindigungs-
schutz gegebenenfalls in eine unsichere Situation, falls ihre private Pflegeverantwortung
vorher gar nicht bekannt war.

Das Festhalten an den jeweiligen Schwellenwerten, die im Unterschied zum Referent*innen-
Entwurf in den Artikeln 2 und 3 nun sogar explizit benannt sind, verkompliziert die gesetz-
lichen Regelungen. Offenbar soll an den Schwellenwerten — sogar an dem hoheren
Schwellenwert des Familienpflegezeitgesetzes — unbedingt festgehalten werden, obwohl
diese weder zeitgemaB noch praxistauglich, erforderlich oder unionsrechtskonform sind und
auch den kiinftigen Herausforderungen durch die demografische Entwicklung nicht gerecht
werden. Die Interessen der Arbeitgeber*innen werden bereits durch sonstige Regelungen,
die den Anspruch einschranken, ausreichend beriicksichtigt und geschiitzt, wie z. B.
Ankiindigungsfristen, zeitliche Begrenzung der Freistellungsmdglichkeiten, Verlangerung
oder Verkiirzung der Freistellungsdauer nur unter bestimmten Voraussetzungen usw.

AuBerdem fehlen in allen drei Artikeln Vorgaben, welchen qualitativen Mindestanforderungen
die begriindete Ablehnung genligen muss. Es ist weder geregelt, anhand welcher Kriterien
eine Ablehnung begrindet werden muss, noch werden ausdrlicklich sonstige rechtliche
MaBstabe an die Ablehnungsentscheidung angelegt. Zudem sieht der Gesetzentwurf keine
Rechtsfolgen vor, wenn Arbeitgeber*innen den Beschaftigten keine Mitteilung zukommen
lassen. Die Einfiihrung von Sanktionen gemaB Artikel 13 der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie wird
vollstandig ausgeblendet.

Dagegen ist in der Gesetzesbegriindung zu allen drei Gesetzen ausdriicklich erwéhnt, dass
eine sachlich nicht begriindete Ablehnung eines Antrags auf Freistellung oder das Ausbleiben
einer Reaktion auf die Antragstellung keine fiktive Zustimmung der Arbeitgeber*innen zur
Folge hat. Nur mit dem Eintritt einer solchen Rechtsfolge ware aber eine Absicherung des
Rechts und eine tatsachliche Verbesserung der Rechtsstellung der Beschaftigten gegeben.

Zufriedenstellend ist die Moglichkeit zur vorzeitigen Beendigung der Pflege- oder Familien-
pflegezeit bei Wegfall des Pflegegrundes geregelt, die fiir Beschaftigte kleinerer Betriebe
gleichermaBen gilt. Dies ist wichtig, weil z. B. bei Wegfall des Pflegegrundes die Darlehens-
zahlungen eingestellt werden und auch keine Rentenanwartschaften aus der Pflegetatigkeit
mehr erworben kdnnen.

Die geplanten Regelungen in den Artikeln 1 bis 3 helfen weder Eltern noch pflegenden
Angehdrigen wirklich weiter: In ihrer konkreten Situation vermissen sie nicht den Einblick in
die Grlinde, die zur Ablehnung ihres Antrags gefiihrt haben; ihnen fehlt vielmehr der Rechts-
anspruch auf Arbeitszeitreduzierung bzw. Freistellung und auf die Veranderung der Arbeits-
zeitverteilung. Aufgrund mangelnder staatlicher Betreuungsinfrastruktur ist eine Arbeitszeit-
regelung, die die Vereinbarkeit von Beruf und privater Sorgearbeit ermdglicht, oft
alternativlos. Der vorliegende Gesetzentwurf sieht einen solchen Anspruch erneut nicht vor
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und wird darum auch den Anforderungen, die die Betreuung von Kindern und die Pflege von
Angehdrigen an die Gesellschaft als Ganzes stellen, nicht gerecht.

Lediglich ein Signal setzt der Gesetzgeber mit Artikel 4: Beschdftigte, die ihrer Ansicht nach
durch Geltendmachung ihrer Anspriiche nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz,
dem Pflegezeit- oder dem Familienpflegezeitgesetz benachteiligt werden, sollen sich in
Zukunft an die Antidiskriminierungsstelle des Bundes wenden konnen. Dies ist vor allem fir
Beschaftigte in Betrieben ohne Betriebsrat — und das betrifft die Mehrheit der Betriebe in
Deutschland — sinnvoll, denn hier stehen betroffenen Eltern und Pflegenden keine adaquaten
Ansprechpersonen zur Verfiigung.

Doch konnte diese Regelung falsche Hoffnungen wecken, denn sie andert nichts an den
eklatanten Durchsetzungsdefiziten, die der DGB in Bezug auf das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz seit langem kritisiert. Die Richtlinie sieht hingegen ein Diskriminierungsverbot
von Eltern und pflegenden Angehdrigen vor, das lediglich mit einer Erganzung des § 27 AGG
nicht erreicht wird. Damit bleibt der Gesetzentwurf auch an dieser Stelle hinter den Vorgaben
der Richtlinie zuriick. Insofern halt der DGB auch an seinen Forderungen fest, die bestehen-
den Rechtsdurchsetzungsdefizite im AGG insgesamt zu verbessern.

2.2 Bewertung der einzelnen Artikel
Artikel 1 — Anderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes

§ 15 — Anspruch auf Elternzeit

§ 15 Absatz 5 BEEG soll um eine Begriindungspflicht der Arbeitgeber*innen im Falle einer
Ablehnung eines Antrags auf Verringerung der Arbeitszeit und/oder deren Verteilung erganzt
werden. Die Begrlindung muss innerhalb der bereits festgeschriebenen Frist von vier Wochen
nach Eingang des Antrags erfolgen. Mit der beabsichtigten Anderung soll die in

Artikel 9 Absatz 2 Satz 2 der Vereinbarkeitsrichtlinie vorgesehene Begriindungspflicht fir
eine arbeitgeberseitige Ablehnung des Antrags von Arbeitnehmer*innen auf Verringerung
und/oder Verteilung der Arbeitszeit umgesetzt werden. Die Begriindungspflicht soll den
betroffenen Eltern die Umsténde transparent machen, die zur Ablehnung des Antrags gefiihrt
haben, wobei laut Gesetzentwurf die Begriindung formlos méglich ist und an den Inhalt der
Begriindung keine hohen Anforderungen zu stellen sind.

Die Anderungen betreffen neben den Arbeitnehmer*innen die unter den Voraussetzungen
des § 15 Abs. 7 BEEG einen Anspruch auf Verringerung und Verteilung der Arbeitszeit
haben, auch die Arbeitnehmer*innen die in Betrieben mit in der Regel 15 und weniger
Beschaftigten arbeiten und keinen Anspruch auf Teilzeit in der Elternzeit haben. Auch sie
kénnen laut EU-Vereinbarkeitsrichtlinie einen Antrag auf flexible Arbeitszeitregelungen
stellen und sollen kiinftig im Falle der Ablehnung ihres Antrags eine Begriindung seitens
des/der Arbeitgeber*in erhalten.

Einschatzung aus Sicht des DGB: Die Einflihrung der Begriindungspflicht in der vorgese-
henen minimalistischen Form setzt die EU-Vereinbarkeitsrichtlinie vollig unzureichend um.
Die Vereinbarkeitsrichtlinie sieht in Artikel 9 Absatz 2 Satz 1 vor, dass Arbeitgeber*innen
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Antrage auf flexible Arbeitszeitregelungen unter Beriicksichtigung der Bediirfnisse
sowohl der Arbeitgeber*innen-Seite als auch der Eltern priifen und beantworten.
Artikel 9 Absatz 2 Satz 2 normiert dann die Begriindungspflicht einer etwaigen Ablehnung
des Antrags bzw. der Aufschiebung der Inanspruchnahme einer solchen Regelung. Im
Hinblick auf die von der Bundesregierung vorgesehene Minimalanderung zeichnet sich schon
jetzt ab: Eine familien- und gleichstellungspolitische Wirkkraft wird sie nicht entfalten. Der
DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften kritisieren das mit Nachdruck und bedauern die
Mutlosigkeit der Bundesregierung, nicht mehr zeitliche Spielrdume fiir erwerbstétige Eltern
und ihre Kinder zu ermdglichen. Aus Sicht des DGB besteht dringender Nachbesserungs-
bedarf, da bereits seit Inkrafttreten der Richtlinie zum Elternurlaub 2010/18/EG das BEEG an
dieser Stelle nicht mehr unionsrechtskonform ausgestaltet ist.

Artikel 2 — Anderung des Pflegezeitgesetzes

§ 3 — Pflegezeit und sonstige Freistellungen

Durch Einfligung von Absatz 6a sollen Beschaftigte in Betrieben mit in der Regel 15 oder
weniger Beschaftigten einen Antrag auf vollstandige oder teilweise Freistellung zugunsten
einer Pflegetatigkeit stellen kénnen, den Arbeitgeber*innen innerhalb einer Frist von vier
Wochen nach Zugang zu beantworten haben. Dabei kann es sich um die Pflege eines pflege-
bedirftigen nahen Verwandten in hduslicher Umgebung nach Absatz 1 Satz 1, die Pflege
eines minderjahrigen pflegebedirftigen nahen Angehdrigen in hauslicher oder auBerhdus-
licher Pflege nach Absatz 5 Satz 1 oder die Begleitung eines nahen Angehérigen mit einer
weit fortgeschrittenen progredienten Erkrankung nach Absatz 6 Satz 1 handeln. Eine
Ablehnung des Antrags ist zu begriinden.

Einschatzung aus Sicht des DGB: Es sollte explizit festgeschrieben werden, dass die
Ablehnung und deren Begriindung schriftlich zu erfolgen haben, wie es bei Ablehnungen von
Freistellungen nach Artikel 1 geregelt ist. Ansonsten ist die Einhaltung der Frist nicht nach-
vollziehbar. Dass im Begriindungsteil des Gesetzentwurfs lediglich vermerkt ist, dass eine
unterbliebene Antwort oder eine nicht sachlich begriindete Antwort keine Zustimmung
des/der Arbeitgeber*in zur Freistellung ist, ist abzulehnen. Nur durch die Rechtsfolge einer
Fiktion erfolgt eine Absicherung des Rechts. Es sollte klar geregelt werden, wie im Falle einer
unterbliebenen Antwort zu verfahren ist.

Auch sind die Fristen unklar: Nach § 3 Absatz 3 Pflegezeitgesetz ist die Beanspruchung einer
Pflegezeit der Arbeitgeber*innen-Seite spatestens zehn Arbeitstage vor Beginn schriftlich
anzukiindigen. Diese Regelung steht aber im Widerspruch zur Frist von vier Wochen, die
Arbeitgeber*innen von Betrieben mit in der Regel 15 oder weniger Beschaftigten zur
Beantwortung des Antrags eingeraumt wird. Hier sind klare und in sich widerspruchsfreie
Fristenregelungen notwendig. Diese hatten den Vorteil, dass sich Beschéftigte kleinerer
Betriebe bei ihrem Antrag auf Pflegezeit daran zeitlich orientieren kénnten. Durch die
vierwdchige Bearbeitungsfrist kann aber auch auf eine Pflegesituation zeitlich nicht in
gleichem Male reagiert werden — diese weitere Schlechterstellung, die nicht akzeptabel ist.
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Auch an dieser Stelle bestétigt sich die Einschatzung des DGB, dass der Verzicht auf gesetz-
lich definierte Rechtsanspriiche groe Probleme fiir eine praxistaugliche Ausgestaltung
bedeutet und firr Beschaftigte, denen lediglich eingeschrankte Rechte eingerdumt werden,
die Situation unnétig prekdr gestaltet.

§ 4 — Dauer der Inanspruchnahme

Durch Erganzung des § 4 Absatz 1 Satz 3 soll verhindert werden, dass Beschaftigte in
Betrieben mit weniger als 15 Beschéftigten eine Verlangerung auf die Hochstdauer der
Pflegezeit verlangen konnen, sollte ein vorgesehener Wechsel in der Person des Pflegenden
aus einem wichtigen Grund nicht erfolgen kénnen.

Einschédtzung aus Sicht des DGB: Der DGB sieht die Interessen der Unternehmen durch
die zeitlichen Vorgaben des Pflegezeitgesetzes ausreichend beriicksichtigt. Deshalb ist diese
Einschrankung sachlich kaum begriindbar. Der DGB lehnt jede Ungleichbehandlung von

Beschéftigten, insbesondere die Einschrankung ihrer Rechte aufgrund der BetriebsgroBe ab.

§ 5 — Kiindigungsschutz

Die Erganzung des § 5 Absatz 1 des vorliegenden Entwurfs regelt den Kiindigungsschutz fiir
Freistellungen nach § 3 Absatz 6a oder § 2a Absatz 5a Familienpflegezeitgesetz. Dieser
beginnt mit der Freistellung.

Einschatzung aus Sicht des DGB: Wahrend fiir Beschaftigte mit einem Rechtsanspruch
auf Pflegezeit der erweiterte Kiindigungsschutz mit der Ankiindigung beginnt, sind flir
Beschaftigte, die lediglich einen Antrag nach § 3 Absatz 6a oder § 2a Absatz 5a Familien-
pflegezeitgesetz stellen kénnen, die Kiindigungsschutzregelungen schwacher ausgestaltet.
Der erst mit Beginn der Freistellung einsetzende Kiindigungsschutz mag im Falle einer
einvernehmlichen Freistellungsvereinbarung zwischen Arbeitnehmer*in und Arbeitgeber*in
ausreichend sein, allerdings ist die Problematik einer Ablehnung des Antrags mit der Folge
einer gleichzeitigen oder zeitnahen Kiindigung, wie in 2.1 ausfiihrlich dargelegt, nicht
ausgeraumt.

Anders als im Referent*innen-Entwurf ist das Ende des Kiindigungsschutzes im vorliegenden
Gesetzentwurf der Bundesregierung nicht mehr geregelt. Im Begriindungsteil findet sich
lediglich der Hinweis das der Kiindigungsschutz fiir die Zeit der Freistellung gilt. Der DGB
fordert, dass fir alle Beschaftigten mit Sorgeverantwortung ein verbesserter und klar
geregelter Kiindigungsschutz zeitnah verankert wird.

Artikel 3 - Anderung des Familienpflegezeitgesetzes

§ 2a - Inanspruchnahme der Familienpflegezeit
Durch Einfligung des Absatzes 5a sollen Beschéftigte in Betrieben mit in der Regel 25 oder
weniger Beschaftigten einen Antrag auf Familienpflegezeit stellen kénnen, den die Arbeit-

geber*innen innerhalb von vier Wochen nach Zugang beantworten mussen. Dabei kann es
sich um die Pflege eines pflegebedirftigen nahen Verwandten in hauslicher Umgebung nach
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§ 2 Absatz 1 Satz 1 bis 3 oder die Pflege eines minderjahrigen pflegebediirftigen nahen
Angehdrigen in hduslicher oder auBerhauslicher Umgebung nach § 2 Absatz 5 Satz 1

Eine Ablehnung des Antrags ist zu begriinden.

Im Falle einer Einigung gelten die Bedingungen fiir Familienpflegezeit nach

§ 2 Absatz 2 bis 4, sowie § 2a Absatz 1, 4 und 6. 1. Halbsatz, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3
Satz 1, Absatz 4 und Absatz 5 entsprechend. Da der zweite Satz in § 2a Absatz 2 nicht gilt,
miissen Arbeitgeber*innen den Wiinschen der Beschaftigten Giber Verringerung oder
Verteilung der Arbeitszeit nicht entsprechen. Auch kann durch Ausschluss des

§ 2a Absatz 3 Satz 2 keine Verlangerung bis zur Gesamtdauer verlangt werden, wenn ein
vorgesehener Wechsel in der Person der oder des Pflegenden nicht erfolgen kann. Die
vorzeitige Beendigung nach § 5 hingegen gilt uneingeschrankt.

Einschatzung aus Sicht des DGB: Wie zu Artikel 2 Pflegezeitgesetz bereits ausgefihrt,
sollte explizit festgeschrieben sein, dass die Antwort der Arbeitgeber*innen schriftlich zu
erfolgen hat. Auch an dieser Stelle besteht Regelungsbedarf, wie mit einer unterbliebenen
Antwort zu verfahren ist. Auch an dieser Stelle gilt: Nur durch die Rechtsfolge einer Fiktion
ist hier das Recht gewahrleistet.

Dass die Arbeitszeitwlinsche der Beschéftigten weniger Berlicksichtigung finden sollen, stellt
betriebliche Interessen Uber die Notwendigkeit einer funktionierenden Arbeitszeitregelung
zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. Ohne eine Arbeitszeitregelung, die die Arbeitszeit-
wiinsche der pflegenden Beschaftigten in den Mittelpunkt riickt, sind Familienpflegezeiten
hinfallig. Denn es ist davon auszugehen, dass nicht allein die Freistellung von einer
bestimmten Anzahl an Arbeitsstunden entlastend ist, sondern dass Pflegearrangements nur
bei einer bedarfsgerechten Freistellung zu bestimmten Zeiten funktionieren.

In eine dhnliche Richtung geht die weitere Einschrankung, die Familienpflegezeit unter
bestimmten Voraussetzungen nicht bis zur Gesamtdauer verlangern zu kénnen. Der Gesetz-
geber ist nun umso mehr in der Verantwortung, mit einer vollumfanglichen Betreuungsinfra-
struktur unterstiitzend zur Seite zu stehen.

§ 3 — Forderung der pflegebedingten Freistellung von der Arbeitsleistung

Der neu gefasste Absatz 1 Satz 2 regelt, dass bei einer Freistellung nach
§ 2a Absatz 5a Familienpflegezeitgesetz Anspruch auf ein zinsloses Darlehen des
Bundesamtes fir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben besteht.

Einschédtzung aus Sicht des DGB: Die Darlehensregelung hat sich in der Praxis nicht

bewahrt — vergleiche hierzu den Ersten Bericht des Unabhangigen Beirats zur Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf. Deshalb ist sie durch eine Entgeltersatzleistung zu ersetzen. Trotzdem
ist es richtig, dass die bestehende Darlehensregelung auch fir Beschaftigte kleiner Betriebe

gilt.

Artikel 4 - Anderung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes

§ 27 — Aufgaben der Antidiskriminierungsstelle des Bundes
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Der neu angefiigte Satz regelt, dass sich Beschaftigte, die der Ansicht sind, aufgrund der
Beantragung oder Inanspruchnahme ihrer Rechte als Eltern oder pflegende Angehérige auf
Freistellung von der Arbeitsleistung oder Anpassung der Arbeitszeit nach dem Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetz, dem Pflegezeitgesetz und dem Familienpflegezeitgesetz, des
Fernbleibens nach § 2 Pflegezeitgesetz oder auf Verweigerung der zu erbringenden Arbeits-
leistung aus dringenden familidren Griinden im Falle einer Erkrankung oder eines Unfalls
nach § 275 Absatz 3 BGB, diskriminiert zu werden, an die Antidiskriminierungsstelle des
Bundes wenden kénnen.

Die Erganzungen in Absatz 3 Nummer 2 und Absatz 4 Satz 1 erweitern entsprechen den
Aufgabenbereich der Antidiskriminierungsstelle.

Einschédtzung aus Sicht des DGB: Auch Artikel 4 bleibt deutlich hinter den Vorgaben der
Richtlinie zuriick. Zudem ist die Beschrankung auf Erkrankung oder Unfall bei Fernbleiben
von der Arbeit nach § 275 Absatz 3 BGB zu eng gefasst. Dem in Artikel 11 der Richtlinie
geforderten Diskriminierungsverbot von Eltern und pflegenden Angehdrigen wird die
Méglichkeit, sich bei der Antidiskriminierungsstelle des Bundes beschweren zu kénnen, nicht
gerecht. Erforderlich wdre, in den jeweiligen Einzelgesetzen (z. B. BEEG) ein
Diskriminierungsverbot und dessen Durchsetzung explizit zu regeln und bei VerstoB die
Unwirksamkeit der Handlung, MaBnahmen, die Gleichbehandlung und angemessene
Entschadigungszahlungen in Aussicht zu stellen. Um die politische und gesellschaftliche
Sensibilisierung fur das hohe Diskriminierungspotential gegentiber Eltern und pflegenden
Angehdrigen im Arbeitskontext éffentlichkeitswirksam voranzutreiben, ist die ADS aber sehr
gut geeignet.

3.  Bewertung in Anlehnung an das Gutachten von Professor Stefan Treichel

3.1 Nachbesserung bei der Arbeitsfreistellung aufgrund hoherer Gewalt

= Der Gesetzgeber muss Rechte zur Freistellung ,aufgrund hoherer Gewalt”
ausgestalten, die keine Interessenabwagung zwischen dem Arbeitneh-
mer*inneninteresse und den betrieblichen Interessen vorsehen.

— Der Gesetzgeber hat gem. Art. 7 V-RL Regelungen zu schaffen, nach denen
Arbeitnehmer*innen aufgrund ,héherer Gewalt” das Recht auf Arbeitsfreistellung
haben.

— Solche Rechte finden sich bisher in § 275 Abs. 3 BGB, § 2 Abs. 1 PflegZG und
§ 45 Abs. 3 und 5 SGB V. In Zuge der Coronapandemie wurde zudem
§ 45 Abs. 2 a SGB V eingefiihrt, der i. V. m Abs. 3 und 4 bei Geltendmachung im
Fall von Kita- und SchulschlieBungen die Hauptleistungspflichten suspendiert.

= Der Anspruch aus § 275 Abs. 3 BGB ist nicht ausreichend. Durch die vorzunehmende
Interessenabwdgung werden hier Einzelfallentscheidungen getroffen, die in der Praxis zu
groBer Rechtsunsicherheit fiihrt. § 616 BGB kann und wird haufig arbeitsvertraglich
abbedungen. § 45 Abs. 2 a SGB V ist zeitlich begrenzt. Es bedarf daher eines Rechts auf
bezahlte Freistellung, wenn und soweit der Arbeitspflicht wegen Sorgearbeit nicht
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nachgekommen werden kann Der Gesetzgeber muss zudem Diskriminierungs-
verbote ausgestalten und Sanktionsregelungen vorsehen. Solche finden sich nicht im
Gesetzentwurf. Die Richtlinie wird ohne diese Regelungen jedoch nicht korrekt
umgesetzt.

— Gem. Art. 11 V-RL missen Diskriminierungsverbote fiir den Fall geschaffen werden,
dass die Arbeitnehmer*in das Recht auf Freistellung ,aufgrund hoherer Gewalt”
(also die Rechte nach § 275 Abs. 3 BGB, § 2 Abs. 1 PflegeZG oder
§ 45 Abs. 2a, 3, Abs. 5 SGB V, § 616 BGB, bzw. des neu zu schaffenden Rechts)
geltend macht

— Denkbar ware hier die Aufnahme einer gesetzlichen Klarstellung als Schutzgesetz,
ahnlich wie in § 4 TzBfG mit allen damit verbunden Rechtsfolgen (Unwirksamkeit
der MaBnahme, des Rechtsgeschafts oder der Vereinbarung, Gleichbehandlung und
Schadenersatzanspriiche).

— Ein Diskriminierungsschutz aufgrund des ausgetibten Rechts auf Freistellung muss
zudem zusatzlich zu den Unwirksamkeitsfolgen, dem Anspruch auf Gleichbehand-
lung und Schadenersatzanspriichen auch mit einem schadens- und verschuldens-
unabhéngigen Entschadigungsanspruch (,Schmerzensgeld”) ausgestaltet werden.
Dies muss in der Regelung zum Diskriminierungsverbot ausdriicklich angeordnet
werden (vgl. § 253 Abs. 1 BGB) — zum Beispiel durch die Klarstellung, dass ein
Anspruch auf materiellen und immateriellen Schadenersatz besteht (vgl. insoweit die
Formulierung von Art. 82 Abs. 1 DS-GVO). Eine solche Regelung wiirde zugleich
den Anforderungen des Art. 13 V-RL entsprechen, da eine Entschadigung auch als
Sanktion wirkt. Voraussetzung dafUr ist, dass durch die Entschadigungshéhe eine
tatsachlich abschreckende Wirkung erreicht werden kann.

SchlieBlich ist der Diskriminierungsschutz mit einer widerlegbaren Vermutungsregelung
zugunsten der Arbeitnehmer*innen auszugestalten. Das bedeutet, wenn die in Frage
stehende MaBnahme im zeitlichen Zusammenhang zur Geltendmachung des Rechts auf
Freistellung steht, so ist zu vermuten, dass sie diskriminierend ist, weil sie wegen der
Inanspruchnahme des Rechts erfolgte. Schon die vorhergegangene Geltendmachung des
Rechts an sich sollte somit das Indiz fiir das Vorliegen einer Diskriminierung sein. Der
Gesetzgeber hat die Freistellungsanspriiche gem. Art. 13 V-RL um Sanktionsrege-
lungen zu erganzen. Ohne eine solche Sanktionsregelung wird die Richtlinie nicht
korrekt umgesetzt.
— Zuvorderst sollte die an die Nichterfllung der Freistellung kniipfende zwingende
Befreiung von der Arbeitspflicht oder aber (alternativ) die Gewahrung eines
Leistungsverweigerungsrechts eingefiihrt werden.

— Zudem sollte aber auch die oben ausgefiihrte Entschadigungsregelungen geschaffen
werden.

— Auch BuBgelder sollten den Schutz absichern.
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3.2 Recht auf Beantragung flexibler Arbeitsregelungen

» Das Recht auf Beantragung flexibler Arbeitszeiten ist ungenligend ausgestaltet. Der
Gesetzentwurf sieht lediglich vor, dass Arbeitszeiten verringert werden kdnnen. Die
Richtlinie sieht aber noch weitere Flexibilisierungsrechte insbesondere die Festlegung
bestimmter Arbeitszeiten vor.

= Der Gesetzgeber hat gem. Art. 9 Abs. 1 Rechte zur Beantragung flexiblere Arbeitszeiten
fur Arbeitnehmer*innen mit Kindern bis zu mindestens 8 Jahren sowie pflegende
Angehdrige auszugestalten. , Flexible Arbeitsregelungen® in diesem Sinne sind aufgrund
der Legaldefinition des (Art. 3 Abs., 1 lit. f V-RL) die Mdglichkeit fir Arbeitneh-
mer*innen, ihre Arbeitsmuster anzupassen, einschlieBlich flexibler Arbeitsplane oder
Reduzierung von Arbeitszeiten.

= Ein flexibler Arbeitsplan im Sinne der Richtlinie ist ein Plan, in dem flexible Uhrzeiten
und/oder flexible Arbeitstage geregelt sind. Hierunter kann insbesondere auch eine
Gleitzeitregelung fallen — ebenso wie die Festlegung bestimmter Schichten bspw. in den
Vormittagsstunden.

= Somit muss es weitere Regelungen zur Flexibilisierung geben, zudem muss der Anspruch
auf Verringerung der Arbeitszeit besser ausgestaltet werden.

Verringerung der Arbeitszeit

= Der Gesetzgeber hat gem. Art. 9 Abs. 2 Satz 2 V-RL Rechte zur Beantragung von
flexiblen Arbeitszeiten zur Betreuung und Pflege auszugestalten. Die Ausgestaltung
hinsichtlich der Verringerung von Arbeitszeit ist nicht ausreichend.

— Diese Anspriiche missen entsprechend im PflegezG und im BEEG geregelt werden.
— Die Beantragung muss eine schriftliche Begriindungspflicht zur Folge haben.

— Schwellenwerte dirfen die Regelungen nicht vorsehen. Eine Begrenzung auf eine
Mindestbeschéftigtenanzahl asst die Richtlinie nicht zu. Schwellenwerte in diesem
Zusammenhang sind richtlinienwidrig.

= Die vorgesehenen Anderungen im BEEG geniigen hierzu nicht. Denn, hinsichtlich der
Elternzeit sieht die Richtlinie keinerlei Einschrankung vor, dass sich das Elternteil in
Elternzeit befinden muss — es geniigt bereits ein betreuungsbediirftiges Kind von bis zu
8 Jahren.

3.2.1 Begriindungspflicht

* In § 3 Abs. 4 PflegeZG sowie in § 2a Abs. 2 FPfZG ist eine schriftliche Begriindungs-
pflicht vorzusehen, falls der/die Arbeitgeber*in die teilweise Freistellung aus
betrieblichen Griinden ablehnt.

» Ebenso ist eine solche Regelung in § 15 Abs. 5 BEEG vorzusehen.
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» Die Begriindungspflicht ist qualitativ auszugestalten.

3.2.2 Schwellenwerte

= Die Schwellenwertregelungen nach § 3 Abs. 1 Satz 2 PflegeZG sowie
§ 2 Abs. 1 Satz 4 FPfZG sind abzuschaffen, wenn der Gesetzgeber fir eine
Differenzierung keine nachvollziehbaren Sachgriinde hat. Solche sind nicht erkennbar.

Flexible Arbeitszeiten
3.2.3 flexibler Arbeitsplan

= Der Gesetzgeber hat gem. Art. 9 Abs. 1 Satz 1 V-RL die gesetzliche Mdglichkeit einer
Beantragung eines ,flexiblen Arbeitsplanes” einzufiihren. Dieser Anspruch wurde mit
dem Gesetzentwurf nicht umgesetzt. Hier miissen erganzende Regelungen im BEEG als
auch im PflegeZG, ggf. auch FPfZG geschaffen werden.

— In Bezug auf den Antrag zum , flexiblen Arbeitsplan” hat der Gesetzgeber
auBerdem eine arbeitgeberseitige Priifungs- sowie Beantwortungspflicht innerhalb
eines angemessenen Zeitraums vorzusehen, Art. 9 Abs. 2 Satz 1 V-RL.

— Fir den Fall der Ablehnung oder Aufschiebung des Antrags hat der Gesetzgeber
gem. Art. 9 Abs. 2 Satz 2 V-RL eine arbeitgeberseitige Begriindungspflicht fiir den
Fall der Ablehnung einzufthren.

— Schwellenwerte diirfen die Regelungen nicht vorsehen.

3.2.4 Kiindigungsverbote und Kiindigungsbegriindungspflicht

= Der Gesetzgeber hat gem. Art. 12 Abs. 1 V-RL die fiir die Falle der Arbeitszeitver-
ringerung bereits bestehenden Kiindigungsverbote (§ 18 Abs. 2 BEEG, § 5 PflegeZG,
§ 2 Abs. 3 FPfZGi. V. m. § 5 PflegeZG) auf die Vorbereitung einer Kiindigung zu
erweitern.

= Der Gesetzgeber sollte eine Regelung schaffen, nach der die Kiindigung sowie die
Vorbereitung einer Kiindigung aufgrund in Anspruch genommener Teilzeit zu
Kinderbetreuungs- oder Pflegezwecken verboten ist.

= Der Gesetzgeber hat in den Fallen der Kiindigungsverbote aufgrund Arbeitszeitverrin-
gerung (§ 18 Abs. 2 BEEG, § 5 PflegeZG, § 2 Abs. 3 FPIZGi. V. m. § 5 PflegeZG) gem.
Art. 12 Abs. 2 Satz 1 V-RL ein Recht der Arbeitnehmer*in vorzusehen, vom/von der
Arbeitgeber*in die Angabe der Kiindigungsgriinde verlangen zu kénnen. Im Fall der
Kiindigung eines/einer Arbeitnehmer*in, der Elternteilzeit beantragt oder in Anspruch
genommen hat, ist eine Regelung zu schaffen, nach der der/die Arbeitgeber*in die
Kiindigung schriftlich zu begriinden hat, Art. 12 Abs. 2 Satz 2 V-RL.
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Der Gesetzgeber hat gem. Art. 12 Abs. 1 V-RL ein Verbot fiir Kiindigungen und
Vorbereitungen fiir Kiindigungen aufgrund der Inanspruchnahme sonstiger , flexibler
Arbeitsregelungen” vorzusehen.

Zudem muss der Gesetzgeber gem. Art. 12 Abs. 2 Satz 1 V-RL ein Recht einflihren, vom/
von der Arbeitgeber*in die Angabe der Kiindigungsgriinde verlangen zu kénnen.

3.2.5 Diskriminierungsverbot

Der Gesetzgeber hat gem. Art. 11 V-RL jede Diskriminierung aufgrund einer nach

§ 15 Abs. 5 bis Abs. 7 BEEG, § 3 Abs. 1 Satz 1 PflegeZG oder § 2 Abs. 1 Satz 1 FPfZG in
Anspruch genommenen Teilzeit zu verbieten. AuBerdem hat er jede Diskriminierung
aufgrund einer in Anspruch genommenen sonstigen , flexiblen Arbeitsregelung” gem.
Art. 11V RL zu verbieten, und zwar mit der Rechtsfolge, dass die MaBnahme, Verein-
barung oder das Rechtsgeschaft unwirksam und der/die Arbeitgeber*in sich sowohl
schadenersatzpflichtig macht als auch ein Anspruch auf Gleichbehandlung besteht.

Das Fehlen einer Verhandlungsbereitschaft iiber einen vom/von der Arbeitnehmer*in
beantragten flexiblen Arbeitsplan sollte der Gesetzgeber mit der Rechtsfolge des
automatischen Eintretens der beantragten Arbeitsregelung sanktionieren, um so

Art. 13 V-RL Rechnung zu tragen. Diese flexiblen Arbeitsregelungen sollten auBerdem
kumulativ mit einem absoluten Kiindigungsverbot abgesichert werden. Auch im Bereich

der Pflegezeit bzw. Familienpflegezeit sollte der Gesetzgeber die fehlende Verhandlungs-

bereitschaft mit dem gesetzlichen Sanktionsmechanismus des automatischen Eintretens
der begehrten Arbeitszeitverringerung (bzw. -verteilung) versehen, etwa in
§ 3 Abs. 4 PflegeZG und § 2a Abs. 2 FPfZG.

Die bestehenden Teilzeitregelungen im BEEG, PflegeZG und FPfZG sowie die neueinzu-
fihrenden Regelungen zur Beantragung von flexiblen Arbeitspldnen missen jeweils
zusatzlich zu den mit dem allgemeinen Diskriminierungsverbot verbundenen Rechts-
folgen (Unwirksamkeit, Schadenersatz und Gleichbehandlung) um einen schadens- und
verschuldensunabhangigen Entschadigungsanspruch (, Schmerzensgeld”) fiir den Fall
einer Diskriminierung erganzt werden. Dies muss in der Regelung zum Diskriminierungs-
verbot ausdrticklich angeordnet werden (vgl. § 253 Abs. 1 BGB) — zum Beispiel durch
die Klarstellung das ein Anspruch auf materiellen und immateriellen Schadenersatz
besteht (Vgl. insoweit die Formulierung von Art. 82 Abs. 1 DS-GVO). Eine solche
Regelung wiirde zugleich den Anforderungen des Art. 13 V-RL entsprechen, da eine
Entschadigung auch als Sanktion wirkt. Voraussetzung dafir ist, dass durch die
Entschadigungshdhe eine tatsachlich abschreckende Wirkung erreicht werden kann.

SchlieBlich ist der Diskriminierungsschutz mit einer Vermutungsregelung zugunsten der
Arbeitnehmer*innen auszugestalten. Das bedeutet, wenn die in Frage stehende
MaBnahme im zeitlichen Zusammenhang zur Geltendmachung der Rechte liegt, so ist zu
vermuten, dass sie diskriminierend ist, weil sie auf der Beantragung beruht. Schon die
Geltendmachung des Rechts an sich sollte somit das Indiz fiir das Vorliegen einer
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Diskriminierung sein. Der/die Arbeitgeber*in sollte die Méglichkeit erhalten, diese
Vermutung zu widerlegen.

4.  Bewertung aus gleichstellungspolitischer Sicht

Von der Bundesregierung wurden gleichstellungspolitisch weitreichende Verbesserungen
angekiindigt. Deren Umsetzung sollen auBerhalb dieses Gesetzesentwurfs erfolgen: Eine
zehntdgige bezahlte Freistellung fir Vater und gleichgestellte zweite Elternteile nach der
Geburt eines Kindes, die Verlangerung der Partnermonate im Rahmen des Elterngeld- und
Elternzeitgesetzes und die Einfihrung einer Entgeltersatzleistung fir pflegende Angehdrige.

Dieser Gesetzentwurf wird gleichstellungspolitisch kaum Wirkkraft entfalten. Zwar arbeiten
mehrheitlich Frauen in Betrieben unterhalb der jeweiligen Schwellenwertregelungen. Doch
wird offensichtlich davon ausgegangen, dass Freistellungen ohne entsprechende gesetzliche
Flankierung ausgehandelt werden oder alternativ die Erwerbstatigkeit aufgegeben wird.
Anders kann Beschaftigten in Betrieben unterhalb der jeweiligen Schwellenwerte nicht
iberzeugend dargelegt werden, dass sich ihre Situation durch —im Vergleich zu
Beschéftigten groBerer Betriebe — eingeschrankte Rechte zum Positiven verandert.

Gesetzliche Regelungen, die bei der Vereinbarkeit von Erwerbs- und Sorgearbeit allein die
Frauen im Blick haben, sind alles andere als fortschrittliche Gleichstellungspolitik. Denn es
wird nicht in Frage gestellt, warum die Betreuung von Kindern, Alten und Kranken flir Frauen
Pflicht und fir Manner lediglich Kiir ist. Offensichtlich besteht noch immer die Grundan-
nahme, dass Sorgearbeit von Frauen weitestgehend unbezahlt und zulasten der eigenen
Erwerbsbiografie zu erledigen ist. Echte Gleichstellungspolitik zielt darauf ab, die faire
Verteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit zwischen den Geschlechtern voranzutreiben. Dieser
Ansatz ist im vorliegenden Gesetzentwurf nicht zu erkennen. Gut ware beispielsweise,
geteilte Verantwortlichkeiten auch in der Pflege zu etablieren.

Das Diskriminierungspotential, dem Eltern und pflegende Angehdrige im Arbeitskontext
ausgesetzt sind, starker zu problematisieren, geht politisch in die richtige Richtung.
Benachteiligungen aufgrund der Ubernahme von Sorgearbeit kdnnen Ménner wie Frauen
gleichermaBen treffen und sind damit durch die Kategorie , Geschlecht” im AGG nicht
sachgerecht abgebildet. Dem wirkt allerdings auch die Verankerung des Zusatzes im

§ 27 AGG nicht wirksam entgegen. Auch bei der Ausgestaltung der rechtlichen Anspriiche
fiir von Diskriminierung betroffene Eltern und pflegende Angehdrige besteht noch erheblicher
Handlungsbedarf.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der Bundesregierung ist kein groBer Wurf gelungen; die
Hierarchisierung von Erwerbs- und Sorgearbeit bleibt bestehen. Die starke Stellung der
Arbeitgeber*innen auf der einen und die unzureichende Betreuungsinfrastruktur auf der
anderen Seite erschweren Beschaftigten mit Sorgeverantwortung, die Anforderungen in der
Erwerbsarbeit und in der Familie unter einen Hut zu bekommen. Das wohl groBte Hindernis
fur die Gleichstellung ist, dass Beschaftigte, die ihre Arbeitszeit zugunsten von Sorgearbeit
reduzieren, hinsichtlich ihres Einkommens und ihrer spateren Rentenbezlige gravierende
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Nachteile erfahren. Unter diesen Rahmenbedingungen wird die Gleichstellung der
Geschlechter bestenfalls mit angezogener Handbremse vorangetrieben.

5. Fazit

Die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen gesetzlichen MaBnahmen zur Umsetzung der EU-
Vereinbarkeitsrichtlinie sind nicht mehr als ein schwaches Signal, die Rechte von Eltern und
pflegenden Angehdrigen starken zu wollen. Sie bleiben in vielen Punkten sogar hinter der
Richtlinie zurlick.

Das vom Deutschen Gewerkschaftsbund in Auftrag gegebene Rechtsgutachten zur
Notwendigkeit der Umsetzung der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie 2019/1158 vom 20. Juni 2019
in das geltende Arbeits- und Sozialrecht zeigt, dass die bisherigen nationalen Regelungen
nicht ausreichen — und nun werden auch die vorgesehenen Regelungen den Notwendig-
keiten der Umsetzung nicht gerecht.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund und seine Mitgliedsgewerkschaften fordern deshalb die
Bundesregierung auf, die EU-Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben flir Eltern
und pflegende Angehérige vollstandig und konsequent umzusetzen. Dafiir fordert der DGB
u. a. einen vollstandigen Verzicht auf betriebliche Schwellenwerte und die Umsetzung eines
erhéhten Kiindigungsschutzniveaus gemal der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie, deren Vorgaben
iiber die Regelungsinhalte des Gesetzentwurfs weit hinausgehen.
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Sekretariat des Ausschusses
fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend

Deutscher Bundestag

Ausschussdrucksache 20(13)32h

angeforderte Stellungnahme zur 6ffentlichen Anhoérung im Ausschuss fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend am 7. November 2022

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung ,.Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur

Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehorige und zur Authe-
bung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates, BT-Drs. 20/3447

sowie

zu dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. ,,28 Tage Elternschutz fiir den zweiten Elternteil ab Ge-
burt des Kindes einfiihren*, BT-Drs. 20/2688

vom Wissenschaftszentrum Berlin fiir Sozialforschung gGmbH, Prof. Dr. Lena Hipp

7. November 2022
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Schriftliche Stellungnahme
zur offentlichen Anhérung von Sachverstandigen in Berlin am 7. November 2022 zum

Gesetzentwurf der Bundesregierung.

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben fur Eltern und pflegende Angehdrige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU
des Rates

Drucksache 20/3447

Prof. Lena Hipp, PhD
Wissenschaftszentrum Berlin flr Sozialforschung (WZB) & Universitat Potsdam

1. Umsetzungsbedarf aufgrund der EU-Richtlinie (EU) 2019/1158

GemalR der EU-Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
20. Juni 2019 sind die Mitgliedstaaten der Europaischen Union verpflichtet, durch die
Umsetzung verschiedener Mindestvorschriften die Gleichstellung von Mannern und Frauen am
Arbeitsmarkt zu verbessern. Die Mitgliedstaaten der Europaischen Union sind darum
aufgefordert nachstehende, individuelle Rechtsanspriiche in der nationalen Gesetzgebung zu
etablieren:

e Arbeitsfreistellung von Vatern oder eines gleichgestellten, zweiten Elternteils anlasslich
der Geburt eines Kindes

e Arbeitsfreistellung von Eltern anlasslich der Geburt oder Adoption eines Kindes

e Arbeitsfreistellung von Arbeitnehmer:innen zur Pflege von Angehérigen oder von im
selben Haushalt lebender Personen, die auf Pflege und Unterstitzung angewiesen sind

o flexible Arbeitsregelungen fur Arbeitnehmer:innen mit Sorge-, Pflege- und
Betreuungsverpflichtungen.

Aufgrund der in Deutschland aktuell geltenden Gesetzeslage ergibt sich aus der Richtlinie
lediglich in Bezug auf einige wenige Punkte Handlungsbedarf, wie zum Beispiel bei den
Begrindungspflichten fur Arbeitgeber im Falle abgelehnter Antréage auf Arbeitszeitverkirzung
oder Verlagerung von Arbeitszeiten wahrend der Elternzeit, die Einfiihrung eines
Kindigungsschutzes fur die Dauer von Pflegezeiten in Kleinbetrieben oder die Zustandigkeit der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes flr Diskriminierungen im Zusammenhang mit Richtlinie
(EU) 2019/1158. Alle weiteren Vorgaben der EU-Richtlinie bedirfen laut des vorliegenden
Gesetzesentwurfs keiner weiteren gesetzlichen Umsetzung in nationales Recht.

2. Forschungsergebnisse zur ungleichen Verteilung bezahlter und unbezahlter Arbeit

Bezahlte und unbezahlte Arbeit sind in Deutschland trotz erheblicher Verbesserungen der
gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen seit Mitte der 2000er Jahre noch immer sehr
ungleich zwischen den Geschlechtern aufgeteilt. Zwar haben sich die Erwerbsquoten von
Frauen und Mannern seit den 1990er Jahren auf eine Differenz von 10 Prozentpunkten
angenahert, jedoch bewegt sich die Licke im Arbeitszeitvolumen konstant auf einem hohen
Niveau (Altintas & Sullivan, 2016; Hipp & Leuze, 2015; Hobler et al., 2020). Auch bei der
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Aufteilung unbezahlter Arbeit haben Geschlechterunterschiede in den vergangenen
Jahrzehnten etwas abgenommen, allerdings verbringen Frauen in Deutschland weiterhin
durchschnittlich 10 Stunden mehr pro Woche mit unbezahlter Arbeit als Manner—bei Eltern fallt
diese Differenz noch deutlich héher aus (Altintas & Sullivan, 2016; Kott et al., 2016; Kihbhirt,
2011; Samtleben, 2019). Frauen sind auf’erdem haufiger fur die Pflege von Angehdrigen
zustandig als Manner. So wird die familiare Pflege, die von Menschen im erwerbsfahigen Alter
(17-64 Jahre) ausgelbt wird, zu 42 Prozent von Frauen und zu 26 Prozent von Mannern
geleistet (Ehrlich, 2019; Ehrlich & Kelle, 2019). Auch bei der Inanspruchnahme der seit
nunmehr 15 Jahren existierenden Elternzeit spiegelt sich dieses Ungleichgewicht wider. Zwar
nehmen mittlerweile mehr als ein Drittel der Vater Elternzeit in Anspruch—mehr als 80 Prozent
dieser ,Elternzeitvater” jedoch lediglich die zwei Monate, die andernfalls verfallen wirden (Hipp,
2021; Samtleben, Schaper, et al., 2019).

Diese ungleiche Verteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit ist ma3geblich verantwortlich fir die
fortbestehenden 6konomischen Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern. Dies zeigt sich
nicht zuletzt an der nach wie vor bestehenden Rentenliicke: Der sogenannte Gender Pension
Gap in Ostdeutschland liegt derzeit bei 23 Prozent und in Westdeutschland sogar bei 55
Prozent (Hobler et al., 2021). Ursachlich fir diese immensen Unterschiede sind u.a.
Erwerbsunterbrechungen und Teilzeiterwerbstatigkeit aufgrund von Erziehungs- und
Pflegetatigkeiten.

Vor diesem Hintergrund sind MalRnahmen zur Reduzierung des Gender Care Gaps notwendig
und ausdricklich zu begrifien.

3. Bewertung der vorgeschlagenen MaRnahmen

Angesichts des fortschreitenden demographischen Wandels, des damit einhergehenden
Fachkraftemangels und den sozialwissenschaftlichen Erkenntnissen zu den individuellen und
gesellschaftspolitischen Auswirkungen einer partnerschaftlichen Aufteilung von Sorge- und
Erwerbsarbeit kdnnte die Umsetzung der EU-Richtlinie 2019/1158 offensiver ausfallen.

Nur wenn die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Sorgearbeit kinftig besser gelingt, kbnnen
Unternehmen den steigenden Fachkraftebedarf abdecken. Wahrend die Erwerbsquoten von
Vatern mit Kindern unter drei Jahren bei rund 90 Prozent liegen und diese Vater zu mehr als 90
Prozent Vollzeit arbeiten, liegt die Erwerbsquote bei Mittern von Kindern unter drei Jahren bei
weniger als 60 Prozent und weniger als ein Drittel dieser Mutter arbeitet Vollzeit (Destatis,
2019). Von den derzeit schatzungsweise 4,8 Millionen pflegenden Angehdrigen sind circa 2,5
Millionen erwerbstatig und missen Pflege und Beruf gleichzeitig schultern; davon sind mehr als
70 Prozent Frauen, die gleichzeitig noch Kinder betreuen (BMFSFJ, 2020). Diese Doppelt- und
Dreifachbelastungen machen eine vollzeitnahe, qualifikationsadaquate Beschaftigung oftmals
unmoglich. Beschéaftigungsschutz wahrend Eltern- und Pflegezeiten sowie
Uberbriickungsldsungen (bis bspw. professionelle Unterstiitzung greift oder adaquate
Kinderbetreuung gefunden wurde) sind wichtige Unterstitzungselemente fir Eltern und
pflegende Angehorige. Angesichts der steigenden Anzahl pflegebeduirftiger Menschen, die auch
in Zukunft wohl weiterhin in erster Linie durch Angehdrige versorgt werden, sind solche
MaRnahmen unabdingbar und sollten sich, dem Grundgedanken der EU-Richtlinie 2019/1158
folgend, vorrangig auch an Manner richten.

Die sozialwissenschaftliche Erkenntnislage zu den Auswirkungen der Inanspruchnahme von

Elternzeiten auf das Erwerbs- und Familienleben von Mannern spricht eine eindeutige Sprache:
Véater, die Elternzeit genommen haben, verbringen im Schnitt deutlich mehr Zeit mit ihren
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Kindern als Vater, die keine Elternzeit genommen haben (Blnning, 2015). Gleichzeitig scheinen
sie keine beruflichen Nachteile zu erfahren: Das gilt sowohl fiir die subjektiven Einschatzungen
der Auswirkungen der Elternzeit (z.B. Samtleben, Bringmann, et al., 2019) als auch flir mégliche
Lohneinbufen (Blinning, 2016) oder Einstellungschancen (Hipp, 2020). Vor dem Hintergrund
dieser positiven Erfahrungen Uberrascht es nicht, dass der Anteil der Vater, die langer als 2
Monate Elternzeit nehmen wirde von etwas weniger als 40 Prozent auf uber 60 Prozent
ansteigen wirde, gabe es anstelle der aktuell zwei kiinftig vier Parthermonate im
Elterngeldbezug (Blnning & Hipp, 2021).

MalRnahmen, die insbesondere Vatern die Moglichkeiten geben, sich gleichberechtigter ins
Familienleben einzubringen und die ihnen die haufig gedullerten Sorgen vor beruflichen
Nachteilen nehmen (Bernhardt et al., 2016), bspw. indem sie auch in Kleinbetrieben wahrend
der Inanspruchnahme vor Kiindigungen geschitzt sind, sind daher zu begriRen.

Schutzrechte und materielle Anreize fir eine gleichberechtigtere Aufteilung von Sorge- und
Betreuungsarbeit fihren nicht nur zu mehr Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt, sondern sind
auch aus Arbeitgebersicht vorteilhaft. Rechtlicher Schutz vor Diskriminierung und Kundigung
aufgrund von Pflege- und Betreuungsverpflichtungen kann die Sorge vor beruflichen Nachteilen
verringern, die Beschaftigte haben, wenn sie zeitweise ihre Erwerbstatigkeit aufgrund von
Eltern- und Pflegezeiten unterbrechen. Das gilt insbesondere fir Vater, die in Befragungen
immer wieder angeben, sie wirden aus Angst vor beruflichen Nachteilen keine Elternzeit bzw.
keine langere Elternzeit in Anspruch nehmen (Bernhardt et al., 2016). Darlber hinaus stellen
universell bestehende Kindigungsschutzrechte und Diskriminierungsverbote auch sicher, dass
Unternehmen, die ihre Angestellten bei Vereinbarkeitsfragen adaquat und fair unterstitzen,
nicht schlechter gestellt sind als Unternehmen, die das nicht tun. Eine langere Dauer der
.Partner:innenmonate” im Elterngeldbezug wiirde auRerdem die Inanspruchnahme von
Elternzeiten durch Vater gesellschaftlich und im Arbeitsleben legitimieren und damit
normalisieren. Solche Normalisierungstendenzen sind nicht nur im Sinne der
Geschlechtergleichstellung, sondern auch aus betrieblicher Sicht wiinschenswert. Sie verkirzen
Auszeiten vor allem von weiblichen Beschaftigten, gehen mit mehr Planbarkeit einher und
stellen sicher, dass die unternehmerischen Lasten gleichmaRig auf alle Betriebe unabhangig
von ihrer demographischen Beschaftigungsstruktur verteilt sind.
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Zusammenfassung

Pflege ist ein zunehmend wichtiges gesamtgesellschaftliches Thema. Das zeigt sich im betrieb-
lichen Alltag immer mehr. Viele Unternehmen garantieren die Vereinbarkeit von familiaren Ver-
pflichtungen und beruflichen Anforderungen, um Mitarbeiter zu unterstutzen, zu motivieren, zu
halten und neue Mitarbeiter zu gewinnen. Vor dem Hintergrund vielfaltiger guter Beispiele sollte
die sog. Vereinbarkeitsrichtlinie mit Vorsicht in das deutsche Recht implementiert werden. Eine
Uberschiellende Umsetzung schadet der Akzeptanz dieser wichtigen gesellschaftlichen Anlie-
gen. Bei der Zustimmung Deutschlands zur Richtlinie hatte die damalige Familienministerin aus-
dricklich darauf hingewiesen, dass deren Verabschiedung keinen Umsetzungsbedarf im deut-
schen Recht auslost.

Grenzen fir Angebote setzt seitens des Arbeitgebers die betriebliche Umsetzbarkeit, maligeb-
lich abhangig von der BetriebsgrofRe. Das erkennt auch der europaische Richtliniengeber an,
der in Erwagungsgrund 48 der Richtlinie ausdrticklich auf die besondere Situation von KMU
eingeht. Er verlangt, dass die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der Vereinbarkeitsrichtlinie
moglichst keine administrativen, finanziellen oder rechtlichen Auflagen vorschreiben, die KMU
einer unverhaltnismafigen Belastung aussetzen. Dazu zahlt auch Rechtssicherheit zu gewahr-
leisten. Dieses Anliegen sieht die BDA im Referentenentwurf zur Umsetzung der Vereinbarkeits-
richtlinie nicht ausreichend gewahrt.

Im Einzelnen

Nach Erwagungsgrund 48 der Vereinbarkeitsrichtlinie sollen KMU und insbesondere Kleinstun-
ternehmen nicht unverhaltnismafig beeintrachtigt werden und unnétiger Verwaltungsaufwand
soll vermieden werden. Es sollte nicht den Gerichten Uberlassen bleiben, im Laufe der nachsten
Jahre die Anforderungen an Ablehnungsgriinde in Kleinbetrieben im Gegensatz zu den Anfor-
derungen an Ablehnungsgriinde in grof3eren Betrieben herauszuarbeiten.

KMU nicht mit Antragsverfahren (iberlasten

Das fir das Pflege- und das Familienpflegezeitgesetz vorgesehene Antragsverfahren zur Ver-
einbarung einer Pflegezeit oder Familienpflegezeit in Kleinbetrieben ist zu weitgehend. Die Re-
gelungen in § 3 Abs. 6a PflegeZG-E, § 2a Abs. 5a FPfZG-E und § 15 Abs. 5 S. 4 BEEG-E
missachten die betrieblichen Mdglichkeiten zur Umsetzung von Flexibilisierungswiinschen der
Beschaftigten in Kleinbetrieben. Die Schwellenwerte von Pflegezeit- und Familienpflegezeitge-
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setz, sowie Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz haben ihren Grund in der deutlich geringe-
ren personellen wie finanziellen Belastbarkeit von KMU. Diese kénnen Mitarbeiterausfalle auf-
grund der diinneren Personaldecke haufig nicht durch eine Umverteilung oder Umorganisation
abfangen. Vor allem haben solche Unternehmen in aller Regel keine Personalabteilung, die die
zeitlichen Kapazitaten haben kann, solche Antrage von Mitarbeitern zu bescheiden Besonders
kritisch ist, dass nicht deutlich wird, welche Anforderungen an eine Begriindung zur Ablehnung
eines Antrags gestellt werden. Diese dirfen in keinem Fall das Gewicht dringender betrieblicher
Griinde haben missen. Das sollte in der Gesetzesbegriindung klargestellt werden. KMU ms-
sen einen Antrag mit dem Verweis auf eine fehlende Umsetzbarkeit aufgrund ihrer GréR3e ab-
lehnen kdnnen.

Auch die bisherige Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts stilitzt niederschwellige Anforde-
rungen an die Ablehnung eines Antrags in KMU. Das schon bestehende Antragsverfahren zur
Geltendmachung einer Elternteilzeit im Kleinbetrieb nach § 15 Abs. 5 BEEG bezeichnet der
Neunte Senat richtigerweise als ,Konsensverfahren®. D.h. beide Parteien miissen sich einig
sein, eine Teilzeit umzusetzen. Dieses Gleichgewicht ist gestort, wenn an die eine Partei beson-
dere Anforderungen an eine Ablehnung gestellt wirden.

Mit einem fir KMU neuen und niederschwelligen Antragsverfahren, das Sinn und Notwendigkeit
der Schwellenwerte anerkennt, kénnte die Vereinbarkeit von Familie und Beruf trotzdem gefor-
dert werden, indem fir beide Seiten akzeptable und tragfahige Lésungen vor Ort ermdglicht
werden — auch in KMU.

Individuelle Lésungen férdern

Fur Freistellungen, die nicht den Voraussetzungen des Pflegezeit- oder Familienpflegezeitge-
setzes entsprechen, soll kein Anspruch auf Forderung durch ein zinsloses Darlehen bestehen.
Das widerspricht dem Anliegen der Richtlinie, wonach Losungen fiir die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf gefunden und geférdert werden sollen. Durch den Ausschluss des Darlehens-
anspruchs bei freiwilligen Lésungen auf betrieblicher Ebene werden diese unnétig beschnitten
und erschwert. Das kann im Einzelfall dazu fiihren, dass Beschéftigte Vereinbarungen nur des-
halb ablehnen, weil sie den Anforderungen einer gesetzlichen Pflege- oder Familienpflegezeit
nicht entsprechen, obwohl sie fir sie hilfreich und fiir den Betrieb umsetzbar waren.

Zusammenlegung Pflegezeitgesetz und Familienpflegezeitgesetz

Die vom Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 16. September 2022 vorgeschlagene Zusam-
menfiihrung der Gesetze und eine anwenderfreundlichere Gestaltung begriiRen wir ausdrick-
lich. Die in den zwei Gesetzen geregelten Anspriiche sind weitgehend von denselben Voraus-
setzungen abhangig, sodass zahlreiche Verweise eine Ubersichtliche Darstellung verhindern.
Die vielen verschiedenen Fristen, z.T. fiir den gleichen Anspruch, nur zu unterschiedlichen Zeit-
punkten geltend gemacht, sind intransparent und fiir eine praxisgerechte Handhabung ungeeig-
net.

Aufgabenfeld der Antidiskriminierungsstelle sachgerecht anpassen

Die ADS ist die fiir Fragen im Zusammenhang mit Diskriminierung zustandige Stelle. Es ist daher
nachvollziehbar, dass sich Beschaftigte an die ADS wenden kénnen, die der Ansicht sind, auf-
grund der Beantragung oder Inanspruchnahme einer Freistellung von der Arbeitsleistung oder
der Anpassung ihrer Arbeitszeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, dem Pflege-
zeitgesetz oder dem Familienpflegezeitgesetz als Eltern oder pflegende Angehdrige oder auf-
grund des Fernbleibens von der Arbeit nach § 2 Pflegezeitgesetz oder der Verweigerung ihrer
personlich zu erbringenden Arbeitsleistung aus dringenden familiaren Griinden, wenn eine Er-
krankung oder ein Unfall ihnre unmittelbare Anwesenheit erfordert (§ 275 Abs. 3 BGB), benach-
teiligt worden zu sein. Flr diesen Personenkreis gelten die in § 27 Abs. 2 AGG genannten Un-
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terstlitzungsmaoglichkeiten der ADS. Eine allgemeine Beratungsleistung zu den genannten Ge-
setzen und zu den Anspruchsvoraussetzungen der dort genannten Rechte ist damit nicht ver-
bunden.

Keine Ausweitung der AGG-Merkmale

Mit der Erweiterung des Aufgabenfeldes der ADS darf keine ,Erweiterung der Benachteiligungs-
grinde” im Sinne des § 1 AGG einhergehen. Eine solche wiirde zwingend einen Rechtferti-
gungstatbestand erfordern, der fiir die betriebliche Praxis keine sichere Grundlage bietet. Eine
Ausweitung der AGG-Merkmale widerspricht zudem Erwagungsgrund 48. Danach dirfen KMU
nicht unndétig belastet werden, soweit die Belastung vermeidbar ist. Eine Ausweitung der AGG-
Merkmale steigert jedoch die Gefahr neuer Rechtsstreitigkeiten. Faktisch jeder, der eine Flirsor-
geverantwortung herleiten kann, kénnte eine Entschadigungsforderung geltend machen. Dies
fuhrt dazu, dass Arbeitgeber insbesondere bei der Ablehnung erfolgloser Bewerber stets dem
Risiko vermeintlicher Entschadigungsforderungen ausgesetzt waren. Der missverstandliche
Wortlaut, wonach sich die Benachteiligungsgriinde erweitern, bedarf daher einer Uberarbeitung
(vgl. S. 15).

Schon heute bieten das MaRregelungsverbot in § 612a BGB, die abgestufte Darlegungs- und
Beweislast im Klndigungsprozess sowie das Kiindigungsschutzgesetz und der Willkiir-Schutz
(falls das KSchG nicht greift) bei der Wahrnehmung eigener Anspriiche einen umfassenden
Schutz.

Mutterschutz ist Arbeitsschutz

Das Anliegen der Fraktion DIE LINKE, das Mutterschutzgesetz zu einem Elternschutzgesetz
weiterzuentwickeln, ist sachfremd. Beim Mutterschutzgesetz handelt es sich um ein arbeits-
schutzrechtliches Spezialgesetz, das den Gesundheitsschutz der schwangeren oder stillenden
Frau und ihres Kindes am Arbeits- Ausbildungs- und Studienplatz im Blick hat. Es hat das Ziel,
Frauen trotz Schwangerschaft oder Stillen Teilhabe am Arbeitsleben zu ermdglichen. Zu Frei-
stellungen der Frau im Rahmen sog. Beschéaftigungsverbote kommt es nur, um sog. unverant-
wortbaren Gefahrdungen fiir inre Gesundheit oder die ihres Kindes auszuschlie3en.

Die Zielsetzung eines Freistellungsanspruchs, wie ihn der Antrag vorsieht, geht dagegen in eine
vollkommen andere Richtung. Er will gesellschaftlich veranlasste Ziele erreichen, ohne dass
dies aus Griinden einer tatigkeitsveranlassten Gesundheitsgefahrdung notwendig ware. Eine
solche Regelung hatte vorrangig den Arbeitsvertrag und seine Hauptleistungspflichten im Blick,
nicht den Arbeitsschutz. Die Herausforderungen, die der Mutterschutz an die Unternehmen
stellt, sind erheblich. Das sollte nicht mit arbeitsrechtlichen Freistellungsansprichen vermengt
werden.

Weiterer Freistellungsanspruch bei Geburt eines Kindes systemwidrig

Eine bezahlte Freistellung von deutlich langerer Dauer als 28 Tagen sieht bereits das Bundes-
elterngeld- und Elternzeitgesetz vor. Eine Elternzeit ermdglicht gleichermalfen eine friihzeitige
Bindung zwischen Kind und zweitem Elternteil und eine partnerschaftliche Aufteilung von Sorge-
und Erwerbsarbeit. Die Forderung geht auch Uber die im Koalitionsvertrag vereinbarte Partner-
freistellung von zwei Wochen ab Geburt des Kindes hinaus — die ebenfalls eine Dopplung eines
bereits bestehenden Anspruchs bedeuten wirde. Der auch in diese Richtung gehende sog. Va-
terschaftsurlaub, den die Vereinbarkeitsrichtlinie vorsieht, muss richtigerweise aufgrund einer
Aussetzungsklausel in Art. 20 Abs. 7 der Richtlinie in Deutschland nicht umgesetzt werden. Es
sollte nicht auf anderer Grundlage zu einer solchen lberzahligen Regelung kommen. Wird EI-
ternzeit im Zeitpunkt der Geburt des Kindes nicht in dem Male geltend gemacht, wie dies ge-
sellschaftlich fir sinnvoll gehalten wird, kann z.B. durch Aufklarung und best-practice ein gesell-
schaftlicher Wandel intensiviert werden, der langst begonnen hat. Der falsche Weg ist dagegen
die Schaffung weiterer Rechtsanspriiche, die dann ggf. ebenfalls ungenutzt bleiben und den
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Uberblick tber die zahlreichen schon jetzt bestehenden Teilzeit- und Freistellungsanspriiche
weiter erschweren.

Finanzierung durch U2-Umlage inakzeptabel

Die Finanzierung eines solchen Freistellungsanspruchs tber die U2-Umlage ist inakzeptabel.
Die U2-Umlage wird ausschlieBlich von Arbeitgebern finanziert. Das gilt, obwohl es sich bei Kos-
ten, die durch Schwangerschaft oder Stillen entstehen, um eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe handelt. D.h. die derzeitige Finanzierung der U2-Umlage bedarf einer Anderung. Es darf
dagegen nicht noch draufgesattelt werden. Elterngeld ist im Gegensatz zu Mutterschutzleistun-
gen dagegen richtigerweise steuerfinanziert. Bei der Betreuung von Kindern ist anerkannt, dass
es sich um eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe handelt. Ein vergleichbares Ziel verfolgt die
Einfihrung eines Freistellungsanspruchs ab der Geburt eines Kindes. Bei dem Anliegen, frih-
zeitig den Aufbau einer engen Bindung zwischen dem zweiten Elternteil und dem neugeborenen
Kind zu ermdglichen sowie eine partnerschaftliche Aufteilung von Sorge- und Erwerbsarbeit zu
erreichen handelt es sich um eines, dass der Gesellschaft als solcher dient — nicht aber im Inte-
resse von Arbeitgebern angestrebt wird. Arbeitgebern die Kosten fir eine solche Entgeltersatz-
leistung (zusétzlich) aufzuerlegen, ist ein unsachgemaRe Uberlastung.

Riickkehrrecht, Diskriminierungsschutz oder Kiindigungsschutz bestehen bereits

Der Anspruch auf Elternzeit mit allen gesetzlich geregelten Folgen ist auch hinsichtlich Rick-
kehrrecht, Diskriminierungsschutz und Kindigungsschutz ausreichend. Wahrend einer Eltern-
zeit ruht das Arbeitsverhaltnis und kann ab Ankiindigung oder Beantragung wegen des in § 18
BEEG geregelten Sonderkiindigungsschutzes nicht gekiindigt werden. Mit Ende der Elternzeit
leben die arbeitsvertraglichen Leistungspflichten wieder auf. Damit hat der Arbeitnehmer An-
spruch darauf, entsprechend den Vereinbarungen des Arbeitsvertrags wieder beschaftigt zu
werden. Dazu gehért, genau wie vor der Elternzeit auch, dass der Arbeitgeber den Arbeithehmer
im Rahmen seines Direktionsrechts einsetzen kann. Wie weit dieses Direktionsrecht geht, ergibt
sich aus dem Arbeitsvertrag. Es besteht unverandert wie vor der Elternzeit. Ein davon abwei-
chender Einsatz ist nicht méglich. Ist dies gewollt, bedarf es einer Anderungskiindigung, an die
zum einen hohe Anforderungen gestellt werden (Kiindigungsfristen, ggf. soziale Rechtfertigung
nach dem KSchG), die aber zum anderen ebenfalls unter das Kiindigungsverbot wahrend der
Elternzeit fallt, so dass eine solche vom Arbeitsvertrag abweichende Anderung der Téatigkeit im
Zeitpunkt der Rickkehr des Arbeithehmers nicht einseitig vom Arbeitgeber veranlasst werden
kann.

Ansprechpartner:

BDA | DIE ARBEITGEBER
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande

Abteilung Arbeitsrecht und Tarifpolitik
T +49 30 2033-1200
arbeitsrecht@arbeitgeber.de

Die BDA organisiert als Spitzenverband die sozial- und wirtschaftspolitischen Interessen der
gesamten deutschen Wirtschaft. Wir blindeln die Interessen von einer Million Betrieben mit
rund 30,5 Millionen Beschéftigten. Diese Betriebe sind der BDA durch freiwillige Mitglied-
schaft in Arbeitgeberverbanden verbunden.
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von Bundesforum Ménner — Interessenverband fiir Jungen, Méanner & Viter e. V.,
Dr. Dag Scholper

4. November 2022
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Berlin, 03. November 2022

Stellungnahme des Bundesforum Manner

zum
Gesetzentwurf der Bundesregierung ,,Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung
der Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni
2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehorige
und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates“ (BT-DRS. 20/3447)

im Rahmen der 6ffentlichen Anh6rung des Ausschusses fiir Familien, Senioren, Frauen
und Jugend am 7. November 2022

Vorbemerkung

Das Bundesforum Manner hat die Verhandlungen rund um die EU-Vereinbarkeitsrichtline auf
EU-Ebene eng verfolgt und die Verabschiedung der Richtlinie 2019 ausdricklich begriifit. Zu-
gleich hat das Bundesforum Manner bedauert, dass die Richtlinie im Zuge der Verhandlungen
im Vergleich zum urspringlichen Entwurf der EU-Kommission abgeschwacht wurde. Die
Richtlinie setzt in der EU notwendige Mindeststandards zur Vereinbarkeit von Beruf und Pri-
vatleben und damit zugleich auch fur eine starker partnerschaftliche Aufteilung von Haus-,
Sorge- und Erwerbsarbeit zwischen den Geschlechtern. Dies ist auch das erklarte Ziel der Bun-
desregierung.

Das Bundesforum Manner teilt die Einschatzung der Bundesregierung, dass die von der EU-
Vereinbarkeitsrichtline formulierten Mindeststandards durch die nationale Gesetzgebung in
Deutschland bereits weitgehend erfillt sind. Wir begriufien ausdricklich, dass mit dem Gesetz
zur Umsetzung der Richtlinie nun weitere Schritte unternommen werden sollen, auch wenn die
vorgesehene Umsetzungsfrist 2. August 2022 damit nicht eingehalten wird.

Allerdings weist das Bundesforum Manner mit Nachdruck darauf hin, dass zur Erreichung tat-
sachlicher Gleichstellung von Mannern und Frauen Mafsnahmen erforderlich sind, die deutlich
Uber die in der Richtlinie formulierten Mindeststandards hinausgehen. Dies gilt nicht nurim
Hinblick auf die Erhéhung der Erwerbsbeteiligung von Frauen und die Verbesserung von Re-
gelungen zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben. Dies umfasst auch Manahmen zur
Forderung der vermehrten Ubernahme von Sorgearbeit durch Manner. In ihrem Koalitionsver-
trag hat sich die Bundesregierung das Ziel gesteckt, die Gleichstellung der Geschlechter noch
in diesem Jahrzehnt zu erreichen. Daran gemessen, ist der vorgelegte Gesetzesentwurf wenig

Bundesforum Manner e. V. Telefon: 030 -27581122 Bank fur Sozialwirtschaft Vereinsregister
Reginhardstrae 34| 13409 Berlin Fax: 030-97004897 BIC: BFSWDE33BER Amtsgericht Charlottenburg
www.bundesforum-maenner.de info@bundesforum-maenner.de  IBAN: DE47100205000001215400 VR 30350 Berlin

Seite 70 von 93


http://www.bundesforum-maenner.de/

bundesforum

manner

Interessenverband fir
Jungen, Manner & Vater

engagiert. Dies gilt insbesondere fur die in der Richtlinie verankerte zweiw6chige bezahlte
Freistellung fur Vater (und zweite Elternteile) nach der Geburt, die im Gesetzentwurf vollstan-
dig ausgespart wird.

1. Leerstelle im Gesetzesentwurf: ,,Vaterschaftsurlaub“
Den mit Artikel 4 ,Vaterschaftsurlaub®in Verbindung mit Artikel 8 ,Bezahlung oder Vergu-
tung“in der EU-Vereinbarkeitsrichtline! vorgesehenen Anspruch gibt es in dieser Form in
Deutschland bisher nicht, anders als in anderen EU-Mitgliedsstaaten. In den Erwagungsgrin-
den 11 und 19 der Vereinbarkeitsrichtline wird betont, dass der Rechtsrahmen der EU derzeit
nur wenig Anreize fur Manner biete, einen gleichwertigen Anteil an den Betreuungs- und Pfle-
geaufgaben zu Ubernehmen. Daher, und auch um den frihzeitigen Aufbau einer engen Bin-
dung zwischen Vatern und Kindern zu erméglichen, solle ein Recht auf Vaterschaftsurlaub fur
Vater (oder gleichgestellte zweite Elternteile) eingefuhrt werden.

Aus Sicht der Bundesregierung scheint die Einfilhrung eines solchen Anspruchs im Rahmen
der Umsetzung der EU-Vereinbarkeitsrichtline aber nicht notwendig zu sein, da die in Deutsch-
land vorhandenen gesetzlichen Rahmenbedingungen bereits Uber die in der Richtlinie formu-
lierten Mindeststandards hinausgehen (vgl. Artikel 20, Abs. 6 und 7). Der Entwurf des Gesetzes
zur Umsetzung der Richtlinie geht auf den ,Vaterschaftsurlaub® jedenfalls mit keinem Wort
ein.? Demgegenuber ist das Bundesforum Manner - im Einklang mit verschiedenen Rechtsgut-
achten - der Uberzeugung, dass diese durch die Vereinbarkeitsrichtlinie vorgesehene Leis-
tung einen eigenstandigen Anspruchscharakter hat und nicht bereits durch die aktuellen EI-
terngeld- und Elternzeit-Regelungen abgedeckt ist.

Hinzu kommt, dass sich die Bundesregierung mit ihrem Koalitionsvertrag explizit vorgenom-
men hat: ,Wir werden eine zweiwo6chige vergltete Freistellung fur die Partnerin oder den

1Vgl. https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:3201911158&rid=1 [zuletzt:
01.11.2022]

2Im Weiteren werden wir in dem Zusammenhang von ,Vaterschaftsfreistellung” sprechen, denn die
Formulierung ,Vaterschaftsurlaub“ suggeriert falschlicherweise, dass mit dieser Freistellung Freizeit
verbunden sei, wo es tatsachlich um die Zeit fir Sorgearbeit geht.

3Vgl. Stefan Treichel (2021): Zur Notwendigkeit einer Umsetzung der Vereinbarkeitsrichtlinie
2019/1158 vom 20. Juni 2019 in das geltende Arbeits- und Sozialrecht. Rechtsgutachten im Auftrag des
Bundesvorstandes des Deutschen Gewerkschaftsbundes, Berlin. - Die zentralen Ergebnisse zur Vater-
schaftsfreistellung finden sich online: https://frauen.dgb.de/themen/++co++79620058-5fbl-11eb-91bf-
001a4a160123 [zuletzt: 01.11.2022]

Gregor Thising/Lena Bleckmann (2021): Diskriminierungsschutz von Flrsorgeleistenden - Caregiver
Discrimination. Gutachtliche Stellungnahme im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, S.
78ff, online: https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/forschungsprojekte/DE/RG_Caregi-
ver_Discrimination.html [zuletzt: 01.11.2022]
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Partner nach der Geburt eines Kindes einfiihren.“4 Unverstandlich ist insofern, warum die Ein-
fUhrung einer solcher Freistellungsregelung in das sogenannte ,,Paket flir mehr Partnerschaft-
lichkeit“® verschoben wird, anstatt dies in den Gesetzentwurf zur weiteren Umsetzung der
Vereinbarkeitsrichtlinie aufzunehmen. So riskiert die Bundesregierung nicht nur ein aktuell be-
reits anhangiges Vertragsverletzungsverfahren wegen Nichtmitteilung der fristgemaRen Um-
setzung der Richtlinie, sondern in Folge auch wegen ihrer nicht vollstandigen Umsetzung in na-
tionale Gesetzgebung.®

Als Dachverband fiir gleichstellungspolitische Anliegen von Jungen, Mannern und Vatern er-
warten wir von der Bundesregierung, dass diese wichtige und weichenstellende Mafsnahme
moglichst rasch in dieser Legislatur umgesetzt wird. Das Bundesform Manner ist davon Uber-
zeugt, dass die Einfuhrung eines solchen neuen und eigenstandigen Anspruchs jenseits der
bereits bestehenden Regelungen zu Elterngeld und Elternzeit einen wichtigen Beitrag dazu
leisten wird, die Vater-Kind-Bindung von Anfang an zu starken, die Vaterbeteiligung an der
Sorgearbeit zu erhdhen, die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben zu verbessern und Mit-
tern mehr Erwerbsperspektiven zu er6ffnen. Darliber hinaus halten wir die Einfihrung einer
Vaterschaftsfreistellung flr einen zentralen Schritt, um einen Kulturwandel einzuleiten bzw.
weiter voranzubringen: Auch Manner und Vater tragen Sorgeverantwortung und dies ist ein
selbstverstandlicher Teil ihrer (Erwerbs-)Biografie. Nicht zuletzt schafft eine eigenstandige
Regelung zur Vaterschaftsfreistellung auch gegenliber Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern
einen klaren rechtlichen Rahmen, damit Vater sich in der wichtigen ersten Phase nach Geburt
voll und ganz auf ihre Kinder und die Unterstitzung ihrer Partnerinnen konzentrieren kbnnen.

Insofern spricht sich das Bundesforum Manner auch entschieden daflir aus, in der Bezeich-
nung dieses neuen Anspruchs explizit auf Vater abzuheben und in der begleitenden politi-
schen Kommunikation in der Phase der Einfuhrung der Leistung Vater offensiv zu adressieren.
Denn damit wird ein deutliches Zeichen gesetzt: Eltern sind in der gemeinsamen Verantwor-
tung fur Kinder - und Vater sind von Anfang an wichtig. Von einer solchen Regelung wiirden
Uberschlagsmatig jahrlich ca. 644.000 Vater sowie ihre Partnerinnen und Kinder profitieren.’

4Vgl. https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/koalitionsvertrag-2021-
1990800 [zuletzt: 02.11.2022]

5Vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Gokay Akbulut, Heidi
Reichinnek, Susanne Ferschl, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 20/2093
vom 17.06.2022, online: https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-901320 [zuletzt:
02.11.2022].

6 Vgl. die Pressemitteilung der Europaischen Kommission vom 21.09.2022, online: https://germany.re-
presentation.ec.europa.eu/news/vertragsverletzungsverfahren-gegen-deutschland-wegen-mangeln-
der-umsetzung-der-regeln-zu-2022-09-21_de [zuletzt: 26.10.2022].

7 Eigene Schatzung auf Grundlage der amtlichen Statistik: Im Jahr 2021 gab es insg. 795.000 Geburten
[online: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Geburten/_in-
halt.html; zuletzt: 02.11.2022]. Im Jahr 2019 gab es insgesamt 5,7 Millionen Ehepaare mit minderjahrigen
Kindern und 942.000 Lebensgemeinschaften mit minderjahrigen Kindern. Zudem gab es ca. 1,5
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Selbstverstandlich muss die Regelung aber auch gleichgestellten zweiten Elternteilen zugute-
kommen und es braucht dartiber hinaus eine adaquate Umsetzung flr Alleinerziehende.

Wir erwarten zudem, dass sich die Vergltung dieser neuen Leistung an demin Artikel 8 Abs 2
EU-Vereinbarkeitsrichtline formulierten Grundsatz orientiert resp. dartiber hinausgeht (vgl.
auch Erwagungsgrinde 29 und 30 der Richtlinie). Das Bundesforum Manner ist davon Uber-
zeugt, dass ein voller Lohnausgleich eine annahernd vollstandige Inanspruchnahme beglinsti-
gen wurde. Damit wiirde zugleich ein wichtiger Beitrag geleistet, um im Sinne von Artikel 18
Absatz 1 des Ubereinkommens der Vereinten Nationen von 1989 Uber die Rechte des Kindes
die gemeinsame Verantwortungsibernahme beider Elternteile fur die Erziehung und Entwick-
lung des Kindes zu starken. Darauf wird auch in der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie in Erwagungs-
grund 5 explizit Bezug genommen.

Das Bundesforum Manner empfiehlt daher dringend, eine Freistellungsregelung im Sinne der
Vorgaben zur EinfUhrung eines ,Vaterschaftsurlaubs® in das Gesetz zur weiteren Umsetzung
der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie zu integrieren.

2. Begriindungspflicht fiir Arbeitgeber bei Ablehnung eines Antrags auf
Eltern-, Pflege- oder Familienpflegezeit
Der Gesetzentwurf zur Umsetzung der EU-Vereinbarkeitsrichtline sieht vor, Arbeitgeber dazu
zu verpflichten, ihre Entscheidung zu begriinden, wenn sie dem Wunsch eines Elternteils, die
Arbeitszeit in der Elternzeit zu verringern oder zu verteilen, nicht entsprechen. Hierdurch wir-
den die Umstande, die zur Ablehnung des Antrages geflihrt haben, auch fur die betroffenen
Eltern transparent.

Die in § 15 Absatz 5 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes (BEEG) geplante Ande-
rung fuhrt eine Begrindungspflicht ein, bei der allerdings keine Kriterien dafur vorgegeben
sind, was als legitimer Grund gelten kann. Das Bundesforum Manner begriif3t eine solche Be-
grundungspflicht, sieht hier aber noch weiteren Klarungsbedarf, damit auch tatsachlich

Millionen Alleinerziehende mit minderjahrigen Kindern (ganz Gberwiegend Mutter). Dartuber hinaus leb-
ten im Jahr 2019 15.000 gleichgeschlechtliche Paare mit Kindern zusammen, ganz iberwiegend Frauen
und in der grofRen Mehrzahl mit Kindern unter 18 Jahren [online: https://www.destatis.de/DE/Ser-
vice/Statistik-Campus/Datenreport/Downloads/datenreport-2021-kap-2.html; zuletzt: 02.11.2022].
Nimmt man die Ehepaare und Lebensgemeinschaften mit minderjahrigen Kindern zusammen, so ma-
chen diese Uber 80 Prozent aller 8,2 Millionen Familien mit minderjahrigen Kindern im Jahr 2019 aus.
Bezogen auf die Geburtenzahlim Jahr 2021 waren das ca. 644.000 Geburten in Familienkonstellationen
mit Vatern. Hinzu kdmen schatzungsweise rund 1.600 zweite Mitter in gleichgeschlechtlichen lesbi-
schen Partnerschaften. Zudem eine grofRere Anzahl alleinerziehender MUtter, soweit diese bereits ab
Geburt alleinerziehend sind.
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Transparenz fir die Antragstellenden hinsichtlich der betrieblichen Erfordernisse hergestellt
wird, die der beantragten Arbeitszeitveranderung entgegenstiinden.

Die in 8§15 Absatz 7 Satz 4 BEEG vorgeschlagene Neufassung betrifft den Inhalt dessen, was
vom Arbeitgeber zu begriinden ist. In der bisherigen Fassung heifit es:

LFalls der Arbeitgeber die beanspruchte Verringerung oder Verteilung der Arbeits-
zeit ablehnen will, muss er dies innerhalb der in Satz 5 genannten Frist mit schriftli-
cher Begriundung tun.”

Kinftig soll es heifden:

»Falls der Arbeitgeber die beanspruchte Verringerung oder Verteilung der Arbeits-
zeit ablehnt, muss die Ablehnung innerhalb der in Satz 5 genannten Frist und mit
schriftlicher Begrindung erfolgen.”

Flr das Bundesforum Manner stellt sich die Frage, ob es sich lediglich um eine sprachliche
Vereinheitlichung handelt oder ob hierdurch eine bisher geltende Schrittfolge beseitigt wird.
Denn die bisher geltende Fassung lasst sich dahingehend verstehen, dass der Arbeitgeber
seine Absichtserklarung, also den Antrag ablehnen zu wollen, binnen genannter Frist schrift-
lich begriinden und mitteilen muss. Der vorgeschlagenen Neufassung zufolge musste dann
erst die tatsachlich beschlossene Ablehnung begriindet werden, was eine mégliche Nachver-
handlungsposition der Antragstellenden gegentiber der aktuellen Fassung schwachen wirde.

3. Antwortfrist fiir Kleinbetriebe auf Freistellungsantrage nach dem Fa-

milienpflegezeitgesetz bzw. Pflegezeitgesetz
Der Gesetzentwurf sieht zudem vor, Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber in Kleinbetrieben (bis
15 Mitarbeiter:innen im Pflegezeitgesetz; bis 25 Beschaftigte im Familienpflegezeitgesetz)
dazu zu verpflichten, ihren Beschaftigten, die den Abschluss einer Vereinbarung Uber eine
Freistellung nach dem Pflegezeitgesetz oder dem Familienpflegzeitgesetz beantragen, inner-
halb einer Frist von vier Wochen ab Zugang des Antrages zu antworten. Ferner wird die Be-
grundungspflicht fur den Fall einer Ablehnung des Antrags eingefuhrt.

Mit der Einfligung der Absétze 6a in § 3 Pflegezeitgesetz und 5ain § 2a Familienpflegezeit-
gesetz soll jeweils die Antwort- bzw. Begriundungspflicht eingefihrt werden. Auch hier sind
allerdings keine Kriterien vorgegeben, was jeweils als legitimer Grund gelten kann. Zudem ist
nicht expliziert, dass die Antwort bzw. Begrindung schriftlich erfolgen muss.

Das Bundesforum Manner begrifdt eine solche Antwort- und Begrindungspflicht, sieht aber
auch hier weiteren Klarungsbedarf, damit tatsachlich und in schriftlicher Form Transparenz fur
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die Antragstellenden hinsichtlich der betrieblichen Erfordernisse hergestellt wird, die der be-
antragten Freistellung ggf. entgegenstehen.

Irritation 16st die Ausfuhrung im Erlauterungsteil zum Pflegezeitgesetz zu Artikel 2.1.b aus:

»Eine unterbliebene Antwort oder eine nicht sachlich begriindete Ablehnung fuhrt jedoch
nicht zu einer Fiktion der Zustimmung des Arbeitgebers zur beantragten Freistellung.”

Wenn das bedeutet, dass eine unterbliebene oder nicht fristgemaf erfolgte Antwort bzw. Ab-
lehnung ohne Konsequenz fiir den Arbeitgeber bleibt, dann sieht das Bundesforum Manner
hier dringenden Klarungsbedarf. Denn ohne eine Klarstellung, was die Antragstellenden erwar-
ten kbnnen, wenn ein Arbeitgeber bzw. eine Arbeitgeberin nicht angemessen auf einen or-
dentlich gestellten Antrag reagiert, konnte die erwlinschte rechtstatsachliche Wirkung der
Begrindungspflicht erheblich unterminiert werden. Das gilt gleichermafien fur alle im Gesetz-
entwurf vorgesehenen Pflichten zur Begriindung einer Ablehnung der betreffenden Antrage
auf Freistellung bzw. Arbeitszeitregelung.

4. Riickkehrrecht und Kiindigungsschutz
Der Gesetzentwurf sieht vor, fir Beschaftigte in Kleinbetrieben einen Kiindigungsschutz fr
die Dauer der vereinbarten Freistellung nach dem Pflegezeitgesetz oder dem Familienpflege-
zeitgesetz einzufuhren und die Mdglichkeit zu schaffen, die Freistellung vorzeitig zu beenden,
wenn die oder der nahe Angehdrige nicht mehr pflegebedlrftig oder die hausliche Pflege der
oder des nahen Angehdrigen unmodglich oder unzumutbar ist.

Mit der Einfligung des folgenden Satzes an den bisherigen § 5 Absatz 1 Pflegezeitgesetz soll
klnftig gelten:

-Im Fall einer Vereinbarung Uber eine Freistellung nach § 3 Absatz 6a dieses Gesetzes oder
nach § 2a Absatz 5a des Familienpflegezeitgesetzes beginnt der Kiindigungsschutz mit dem
Beginn der Freistellung.”

Das Bundesforum Manner halt grundsatzlich den besonderen Kindigungsschutz fur einen
wichtigen Bestandteil von Freistellungsregelungen zur Ubernahme von Sorgearbeit. Dieser
sollte auch fur Beschaftigte in Kleinbetrieben gelten. Das Bundesforum Manner regt allerdings
an, nochmals zu prifen, ob nicht ein Kiindigungsschutz bereits ab Ankiindigung und nicht erst
ab Beginn der Freistellung auch fur Beschaftigte in Kleinbetrieben etabliert werden sollte, wie
ihn 8§ 5 Absatz 1 Pflegezeitgesetz generell vorsieht.

Das Bundesforum Manner begriuf3t dartiber hinaus die Ausweitung der Méglichkeit, die verein-
barte Freistellung vorzeitig zu beenden, wenn der Vereinbarkeitsbedarf nicht mehr gegeben
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ist und wie dies schon jetzt gemaf § 4 Pflegezeitgesetz fir Betriebe mit mehr als 15 bzw. ge-
maf 8 2a Absatz 5 Familienpflegezeitgesetz mit mehr als 25 Beschaftigten gilt.

5. Ausweitung des Zustandigkeitsbereiches der Antidiskriminierungs-

stelle des Bundes
Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Antidiskriminierungsstelle des Bundes nach dem Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetz fir Fragen zustandig erklart wird, die Vereinbarkeitsfragen
hinsichtlich Elternschaft bzw. Angehoérigenpflege betreffen.

Mit der Einflgung des folgenden Satzes an den bisherigen § 27 des Aligemeinen Gleichbe-
handlungsgesetzes im Anschluss an Absatz 1 soll kiinftig gelten:

»An die Antidiskriminierungsstelle des Bundes kdnnen sich auch Beschaftigte wenden, die der
Ansicht sind, benachteiligt worden zu sein auf Grund

1. der Beantragung oder Inanspruchnahme einer Freistellung von der Arbeitsleistung

oder der Anpassung der Arbeitszeit als Eltern oder pflegende Angehdrige nach dem

Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, dem Pflegezeitgesetz oder dem Familienpfle-

gezeitgesetz,

des Fernbleibens von der Arbeit nach § 2 des Pflegezeitgesetzes oder

3. der Verweigerung ihrer personlich zu erbringenden Arbeitsleistung aus dringenden fa-
miliaren Griinden nach § 275 Absatz 3 des Blrgerlichen Gesetzbuchs, wenn eine Er-
krankung oder ein Unfall ihre unmittelbare Anwesenheit erforderten.”

N

Des Weiteren sind Anpassungen in Absatz 3 Nummer 2 und in Absatz 4 Satz 1 vorgesehen,
um dieser Zustandigkeitserweiterung zu entsprechen.

Das Bundesforum Manner begrif3t ausdricklich, dass der Schutz vor Diskriminierung auf
Grund der Beantragung oder Inanspruchnahme von Rechtsanspriichen zur besseren Verein-
barkeit zwischen Erwerbstatigkeit und familialer Verantwortungsibernahme gestarkt wird.

Eine kurzlich von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes ver6ffentlichte Befragung ergab,
dass 41 Prozent der Eltern und 27 Prozent der Pflegepersonen angegeben haben, ,,am Ar-
beitsplatz aufgrund der Elternschaft oder Kinderbetreuung bzw. der Pflege von Angehdrigen
nach eigener Wahrnehmung Diskriminierung erlebt zu haben.“®

Diskriminierung von Eltern und Pflegenden im Job sei weit verbreitet, teilt die Antidiskriminie-
rungsstelle auf Grundlage der Studie mit und berichtet: 19 Prozent der Vater und 11 Prozent

8 Vgl. hier und im Folgenden: https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/aktuel-
les/DE/2022/20220524 Caregiverstudie.html [zuletzt: 03.11.2022].
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der MUtter fuhlten sich beispielsweise unter Druck gesetzt, keine Elternzeit zu nehmen oder
den Umfang zu reduzieren. Andere berichten, auf die Bekanntgabe der Elternzeit sei abfallig
oder negativ reagiert worden (24 % der Frauen, 30 % der Manner).”

Der Studie zufolge berichtet knapp die Halfte der befragten Pflegepersonen von diskriminie-
renden Erfahrungen am Arbeitsplatz. Genannt wurden:

¢ Ausbleiben von Gehaltserhdéhungen (Frauen 15 %, Manner 17 %)

e schlechtere Leistungsbewertung (Frauen 12 %, Manner 16 %)

¢ fehlende Ricksichtnahme auf Pflegeaufgaben bei der Terminierung von Sitzungen
(Frauen 16 %, Manner 19 %).

Fazit

Die vorgesehene Umsetzung der EU-Vereinbarkeitsrichtline konkretisiert einzelne Regelungs-
bereiche und starkt die Position von flrsorgeleistenden Erwerbspersonen. Vor allem mit Blick
auf die Vaterschaftsfreistellung (,Vaterschaftsurlaub®) weist sie allerdings eine Leerstelle auf,
die aus Sicht des Bundesforum Manner im weiteren Gesetzgebungsverfahren noch ausgefullt
werden muss.

Zudem wird mit der Betrachtung der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie und ihrer Umsetzung in natio-
nale Gesetzgebung deutlich, dass politisch noch weitergehender Handlungsbedarf besteht, im
Geiste der Richtlinie Beschaftigten die Ubernahme von Sorgearbeit zu erméglichen, den Gen-
der Care Gap zu verringern und insgesamt zu einer fairen Umverteilung von Sorgearbeit zwi-
schen den Geschlechtern zu kommen. Dies gilt - neben der Vaterschaftsfreistellung und einer
starker paritatisch ausgestalteten Regelung beim Elterngeld - insb. auch flr die Frage der Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf. Uber die bisherigen Regelungen im Pflegezeitgesetz und Fa-
milienpflegezeitgesetz hinaus, ware hier eine Lohnersatzleistung flr pflegebedingte Auszeiten
notig, wie sie ebenfalls im Koalitionsvertrag vorgesehen ist. Insofern sollte die Umsetzung der
EU-Vereinbarkeitsrichtline Anlass sein, in Fragen der Vereinbarkeit und Gleichstellung auch
zukunftig weiter voranzuschreiten und mehr Fortschritt zu wagen.
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Deutscher Bundestag
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Ausschussdrucksache 20(13)32b

angeforderte Stellungnahme zur 6ffentlichen Anhérung im Ausschuss fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend am 7. November 2022

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung , Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehérige und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates®, BT-Drs. 20/3447

sowie

zu dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. ,,28 Tage Elternschutz fiir den zweiten Elternteil ab Ge-
burt des Kindes einfiihren®, BT-Drs. 20/2688

vom Zukunftsforum Familie e. V., Lisa Sommer

1. November 2022
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tes” sowie zu dem Antrag der Fraktion DIE
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Elternteil ab Geburt des Kindes einfuhren®
(BT-Drs. 20/2688).

01. November 2022
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1. Anlass

Der Ausschuss fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat die Referentin des Zu-
kunftsforum Familie e.V. (ZFF), Lisa Sommer, als Sachverstindige zur Offentlichen An-
horung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung ,,zur weiteren Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2019/1158 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehorige und zur
Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates” sowie zu dem Antrag der Fraktion DIE
LINKE. ,28 Tage Elternschutz fir den zweiten Elternteil ab Geburt des Kindes einfiih-
ren” geladen. Dariliber hinaus wird bis zum 01. November 2022 die Mdoglichkeit gege-
ben, schriftlich Stellung zu nehmen. Das ZFF bedankt sich fir die Gelegenheit und
nimmt diese hiermit wahr.

2. Die vorgelegten gesetzlichen Anderungsvorschlage

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf soll die so genannte EU-Vereinbarkeitsrichtli-
nie in Deutschland umgesetzt werden. Die ,Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehdrige und zur Aufhebung der Richtlinie
2010/18/EU des Rates (Vereinbarkeitsrichtlinie)” formuliert Mindestvorschriften, die
Eltern und pflegenden Angehorigen in den EU-Mitgliedstaaten die Vereinbarkeit von
Beruf und Familienleben erleichtern sollen.

Aus Sicht der Bundesregierung werden die erforderlichen Rechte durch die bestehen-
den nationalen Regelungen bereits mehrheitlich gewahrt, insbesondere durch Rege-
lungen im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, Pflegezeitgesetz und Familienpfle-
gezeitgesetz. Folglich ergebe sich aus der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie nur geringer ge-
setzlicher Anderungsbedarf.

Zur Umsetzung der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie sind folgende Neuregelungen geplant:

Anderungen im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz

1. Eltern, die in ihrer Elternzeit einen Antrag auf Verringerung der Arbeitszeit oder
ihrer Verteilung stellen, sollen mit der geplanten Neuregelung im Falle einer
Ablehnung eine Begriindung erhalten. Diese Regelung betrifft insbesondere El-
tern, die in Kleinbetrieben mit 15 oder weniger Arbeitnehmer*innen beschaf-
tigt sind. Wenn sie ihre Arbeitszeit wahrend der Elternzeit anpassen wollen,
missen diese Eltern individuell mit Arbeitgeber*innen eine Verringerung oder
Verteilung der Arbeitszeit vereinbaren. Arbeitgeber*innen, die diesem Wunsch
nicht entsprechen, sollen verpflichtet werden, ihre Entscheidung nun zu be-
grinden.

Anderungen im Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetz

2. Arbeitnehmer*innen in Kleinbetrieben, mit in der Regel bis zu 15 (Pflegezeitge-
setz) bzw. bis zu 25 (Familienpflegezeitgesetz) Beschaftigten, haben aktuell kei-
nen Rechtsanspruch auf eine Freistellung nach dem Pflegezeit- oder Familien-
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pflegzeitgesetz, konnen diese aber individuell beantragen. Kiinftig haben sie in-
nerhalb von vier Wochen Anspruch auf eine Antwort ihres Antrags, die im Falle
der Ablehnung zu begriinden ist.

3. Kommt eine Vereinbarung zustande, sollen mit der Neuregelung auch in Klein-
betrieben Beschaftigte die Freistellung vorzeitig beenden kdnnen, wenn nahe
Angehorige nicht mehr pflegebediirftig oder die hdusliche Pflege unmaglich o-
der unzumutbar geworden ist.

4. Fir Beschéftigte in Kleinbetrieben, die mit ihren Arbeitgeber*innen eine Frei-
stellung nach dem Pflegezeit- oder Familienpflegezeitgesetz vereinbart haben,
soll ein Kiindigungsschutz fir die Dauer der vereinbarten Freistellung einge-
flhrt werden.

Zustandigkeit Antidiskriminierungsstelle des Bundes

5. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes wird fiir Fragen im Zusammenhang
mit Diskriminierungen, die unter die Richtlinie (EU) 2019/1158 fallen, als zu-
standig bestimmt.

Bewertung des ZFF:

2.1 Anderungen im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz

Mit der EinfUhrung von ElterngeldPlus 2015 kann das Elterngeld deutlich flexibler und
an die individuelle Lebenssituation angepasst genutzt werden. Die flexible Nutzung von
Elterngeld- und Elternzeit ist allerdings nur unter bestimmten Voraussetzungen mog-
lich und kann nicht in jedem Fall verlangt werden. So haben Eltern, die in Betrieben mit
15 oder weniger Arbeitnehmer*innen beschaftigt sind, keinen Anspruch auf Teilzeitta-
tigkeit. Die mit der Neuregelung geplante Verpflichtung der Arbeitgeber*innen, Ableh-
nungen eingereichter Antrdge zu begriinden, ist vor diesem Hintergrund grundsatzlich
zu begriBen. Allerdings wird in der Gesetzesbegriindung festgehalten, dass an den In-
halt der Begriindung keine hohen Anforderungen zu stellen sei und diese formlos mog-
lich sei. Um die Position der Antragsteller*innen zu verbessern, missten aus Sicht des
ZFF Kriterien zur Bewertung der Antrdge zu Grunde gelegt werden.

Um die flexiblen Nutzungsmoglichkeiten von Elterngeld und -zeit tatsachlich besser
zuganglich zu machen, sollte aus Sicht des ZFF der Anspruch auf Verringerung der Ar-
beitszeit auf Beschaftigte aller BetriebsgréRen ausgeweitet werden.

2.2 Anderungen im Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetz

Der Anspruch auf Pflegezeit- bzw. Familienpflegezeit und in Folge dessen auch der An-
spruch auf Freistellung flr die Sterbebegleitung eines nahen Angehdrigen ist nur ge-
genlber Arbeitgeber*innen bei einer Betriebsgrofle von mehr als 15 bzw. 25 Beschéf-
tigten gegeben. Vor allem Frauen arbeiten aber immer noch grofStenteils in kleinen

3
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und mittleren Unternehmen. Um die Pflege eines nahen Angehdrigen zu Gibernehmen,
konnte es hier folglich zu einer vollstandigen Aufgabe der Berufstatigkeit kommen. Mit
der vorgeschlagenen Neuregelung sollen kleine Verbesserungen flir diese Beschaftig-
ten eingeflihrt werden, indem ihre Situation im Falle einer vereinbarten Freistellung
besser abgesichert und die Beantragung transparenter gestaltet werden soll. Aller-
dings ware es auch fiir die Beschaftigten wichtig, dass klare Anforderungen an Begriin-
dung von Arbeitgeber*innen formuliert werden (vgl. 2.1).

Voraussetzung fiir die Nutzung von Pflege- und Familienpflegezeit bleibt in Kleinbe-
treiben die Zustimmung der Arbeitergeber*in. Aus Sicht des ZFF sollte auch im Pfle-
gezeit- und Familienpflegezeitgesetz der entsprechende Anspruch auf alle Be-

triebsgroRen ausgeweitet werden, sodass alle Beschiaftigte Auszeiten oder eine Ver-
ringerung der Arbeitszeit fiir die Pflege von Angehdrigen tatsachlich nutzen kénnen.

2.3. Zustandigkeit Antidiskriminierungsstelle des Bundes

Beschaftigte erleben aufgrund von familidren Sorgeaufgaben vielfadltige Benachteili-
gungen in der Arbeitswelt.! Mit der Neuregelung soll ihnen ermdglicht werden, sich an
die Antidiskriminierungsstelle des Bundes zu wenden, wenn sie davon ausgehen, dass
sie Benachteiligungen bei Rechten erfahren, die unter die Vereinbarkeitsrichtlinie fal-
len. Wir begriiRen ausdriicklich, dass Eltern und pflegende Angehorige so besser gegen
mogliche Schlechterstellungen vorgehen kénnen.

3. Weiterer gesetzlicher Anderungsbedarf

Aus Sicht des ZFF gibt es einen umfangreichen gesetzlichen Weiterentwicklungsbedarf,
um Rahmenbedingungen fir eine (geschlechter-)gerechte Beteiligung an Erwerbs- und
Sorgearbeit aller Geschlechter auszugestalten. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf
zur Umsetzung der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie wurde die Gelegenheit verpasst, die-
sen anzugehen und nachhaltige Verbesserungen fiir die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf einzuleiten.

3.1 Einfihrung eines Rechtsanspruchs auf Elternschutz

Junge Familien duRern zunehmend den Wunsch nach einer partnerschaftlichen Ar-
beitsteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit. Zuletzt wies etwa der Neunte Familienbe-
richt der Bundesregierung auf diesen Umstand hin: Mutter wollen ihre Arbeitszeit
gerne ausweiten und Vater, v. a. mit kleinen Kindern, wollen ihre Arbeitszeit reduzie-
ren.?

Vor diesem Hintergrund bedauert das ZFF, dass mit der Umsetzung der EU-Vereinbar-
keitsrichtlinie nicht die Moglichkeit genutzt wurde, umfassendere Verbesserungen fiir
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf gerade in der friihen Familienphase zu initiie-
ren. Dabei hdtte man auch gut an die Inhalte der Richtlinie anknilipfen kdnnen. Diese

1 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2022): ,Studie: Diskriminierung von Eltern und Pflegenden im
Job weit verbreitet”, [online], https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/aktuel-
les/DE/2022/20220524_Caregiverstudie.html

2 Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2021): Neunter Familienbericht — Eltern
sein in Deutschland, S. 385.
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sieht z. B. eine bezahlte Freistellung fir zweite Elternteile vor, die explizit mit der Ge-
burt des Kindes verknlipft sein soll. Auf dieses Vorhaben hatte sich die Ampelkoalition
aulBerdem im Koalitionsvertrag geeinigt, der die Einflihrung einer ,zweiwd6chige[n] ver-
gltete[n] Freistellung fir die Partnerin oder den Partner nach der Geburt eines Kin-
des” vorsieht.> Wir fordern eine ziigige Umsetzung dieser familienpolitischen Leis-
tung und duBlern uns im Zusammenhang mit der Bewertung des Antrags der Fraktion
DIE LINKE. dazu ausfiihrlich (vgl. Abschnitt 4).

3.2 Verbesserung des Kiindigungsschutzes

Im Koalitionsvertrag haben sich die Ampelparteien auf verschiedene Reformvorhaben
im Bereich von Elterngeld- und Elternzeit geeinigt.* Aus Sicht des ZFF bietet es sich an,
im Rahmen der Umsetzung der EU-Vereinbarkeitsrichtlinie die angekiindigte Verlange-
rung des elternzeitbedingten Kiindigungsschutzes um drei Monate nach Riickkehr in
den Beruf aufzugreifen. Aktuell erlischt der besondere Kiindigungsschutz nach Ablauf
der Elternzeit und viele Eltern berichten, dass ihnen unmittelbar im Anschluss an die
Elternzeit gekiindigt wird.> Das ZFF begriiRt daher das Vorhaben der Ampelregierung,
Eltern in der vulnerablen Phase nach Riickkehr in den Beruf durch einen verlangerten
Kiindigungsschutz besser abzusichern. Wir bedauern sehr, dass die Moglichkeit, die-
ses Vorhaben umzusetzen, im vorliegenden Gesetzentwurf nicht genutzt wurde.

3.3 Weiterentwicklung des Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetzes

Das ZFF begriRt die marginalen Verbesserungen im Pflegezeit- und Familienpflegezeit-
gesetz. Der grolRe Handlungsbedarf im Bereich der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
bleibt allerdings bestehen. Dies gilt insbesondere fiir Beschaftigte in Kleinbetrieben,
die weiter keinen Anspruch auf Pflegezeit- und Familienpflegzeit erhalten sollen. Laut
aktuellem Koalitionsvertrag ist eine Weiterentwicklung der Regelungen und die Einflh-
rung einer Lohnersatzleistung bei pflegebedingten Auszeiten geplant. Diese Vorhaben
begriRen wir ausdriicklich. Schon lange fordert das ZFF, die Vereinbarkeit von familia-
rer Pflege und Beruf politisch umfassender zu gestalten und Sorgetragende durch zeit-
liche und finanzielle Rechte zu unterstitzen. Bei der Umsetzung der beschriebenen
Leistung pladieren wir dafiir, die Empfehlungen des Beirates fiir Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf zu beriicksichtigen.®

3 ZFF (2022): Koalitionsvertrag zwischen SPD, Biindnis 90/Die Griinen und FDP — Bewertung des Zu-
kunftsforum Familie e. V., [online], https://www.zukunftsforum-familie.de/wp-content/uploads/ZFF-
zum-Koalitionsvertrag-2021_endg.pdf

4 Mehr Fortschritt wagen. Bundnis fur Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit.

Koalitionsvertrag zwischen SPD, Biindnis 90/Die Griinen und FDP/

> Solche Kiindigungen sind zwar hiufig unzulassig, allerdings miissten die Beschaftigten rechtliche
Schritte einleiten, um dagegen vorzugehen. Diese sind u. U. (vgl. Antidiskriminierungsstelle des Bundes
(2021): Diskriminierungserfahrungen von flirsorgenden Erwerbstatigen im Kontext von Schwanger-
schaft, Elternzeit und Pflege von Angehorigen, S. 42).

® Beirat fiir die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf (2022): Empfehlungen zur Familienpflegezeit und
zum Familienpflegegeld, [online], https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/empfehlungen-
zur-familienpflegezeit-und-zum-familienpflegegeld-200058

5
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4. Antrag der Bundestagsfraktion DIE LINKE. ,28 Tage
Elternschutz fur den zweiten Elternteil ab Geburt des
Kindes einfuhren® (BT-Drs. 20/2688)

Mit dem vorgelegten Antrag verfolgt die Fraktion DIE LINKE. das Ziel, eine partner-
schaftliche Aufteilung von Erwerb- und Sorgearbeit zu unterstiitzen und die Eltern-
Kind-Beziehung des zweiten Elternteils rund um die Zeit der Geburt zu starken.

Zur Umsetzung dieser Zielsetzungen wird die Weiterentwicklung des Mutterschutzge-
setzes zu einem Elternschutzgesetz durch die konsequente Umsetzung der ,,EU-Richtli-
nie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehdrige
(2019/1158)“ gefordert. Diese Weiterentwicklung soll die Einfiihrung eines Rechtsan-
spruchs auf Elternschutz, eine bezahlte Freistellung von der Arbeitsleistung von 28 Ka-
lendertagen fir den zweiten Elternteil oder die soziale Bezugsperson unmittelbar nach
der Geburt des Kindes sowie weitere Punkte umfassen:

1. Eine Entgeltfortzahlung von 100 Prozent, deren Finanzierung entsprechend der
Leistungen aus dem bestehenden Mutterschutzgesetz gestaltet wird;

2. ein Rickkehrrecht auf den friheren Arbeitsplatz;

3. ein Diskriminierungs- und Kiindigungsverbot im Zusammenhang mit dem El-
ternschutz.

Das ZFF begriit die Einfiihrung eines Rechtsanspruchs auf Elternschutz ausdriicklich
und nimmt im Folgenden zu den im Antrag vorgeschlagenen Regelungen im Einzel-
nen Stellung:

4.1 Einfihrung eines Rechtsanspruchs auf Elternschutz

Aus Perspektive des ZFF miissen die Rahmenbedingungen fir eine (geschlechter-)ge-
rechte Beteiligung an Erwerbs- und Sorgearbeit weiter gestarkt werden, denn Verein-
barkeit ist ein Thema fir alle Geschlechter. Dazu gehort auch, die Eltern-Kind-Bezie-
hungen und das familidre Zusammenleben rund um die Geburt des Kindes zu férdern.

Die Geburt eines Kindes stellt eine besondere Zeit im Familienleben dar. Der Mutter-
schutz ermoglicht, neben dem Gesundheitsschutz der schwangeren und stillenden
Frau und ihres (ungeborenen) Kindes, den Schutz der Beziehung zwischen Mutter und
Kind nach der Geburt.” Ein eigenstandiger Anspruch auf eine bezahlte Freistellung
wirde Vater bzw. zweite Elternteile in dieser besonderen Lebensphase ebenfalls un-
terstlitzen und ihre Beziehung zum Kind starken. Die Regelung wiirde daneben ebenso
Midttern bzw. gebarenden Personen zu Gute kommen, die in der Zeit des Wochenbetts
auf umfassende Unterstiitzung angewiesen sind.

Vor diesem Hintergrund bewerten wir positiv, dass der Antrag vorsieht, den Eltern-
schutz im Mutterschutzgesetz zu integrieren. Dies macht deutlich, dass der zuséatzliche
Freistellungsanspruch in der ,friihen Familienphase” eine eigenstandige Funktion er-
fillt, welche die Regelungen zu Elternzeit und Elterngeld erganzt. Die vorgeschlagene

7 Bundesregierung (2017): Zweiter Gleichstellungsbericht der Bundesregierung, BT-Drucksache 18/2840,
Berlin, S. 159.
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bezahlte Freistellung von der Arbeitsleistung von 28 Kalendertagen begriift das ZFF,
setzt sich aber fiir eine Einfiihrung von mindestens 14 Kalendertagen ein.

Wir begriiRen daneben ausdriicklich, dass der Freistellungsanspruch dem nicht geba-
renden Elternteil sowie einer sozialen Bezugsperson der Mutter bzw. gebarenden Per-
son zustehen soll. So wird der Vielfalt familiaren Zusammenlebens und den Bedarfen
von Alleinerziehenden adaquat Rechnung getragen. Um die partnerschaftliche Auftei-
lung von Erwerbs- und Sorgearbeit innerhalb der Familie zu starken, schlagen wir je-
doch vor, den Elternschutz fiir eine soziale Bezugsperson der Mutter bzw. gebarenden
Person nur dann zu ermdoglichen, wenn diese bei Geburt alleinerziehend ist.

Ein eigenstandiger Rechtsanspruch auf einen Elternschutz ist ein wichtiger Baustein,
um sich von ,,Anfang an“ in die familiare Kinderbetreuung einzubringen und hat dem-
entsprechend das Potential, auch langerfristige partnerschaftliche Wirkung zu entfal-
ten. Er kann den Grundstein dafiir legen, dass der zweite Elternteil eine langere Eltern-
zeit nutzt oder Arbeitszeiten auch im Anschluss reduziert.® In der Folge kann dies lang-
fristig zu einer Erhohung der Erwerbsarbeitszeit von Mittern beitragen und das Er-
werbsvolumen von Eltern insgesamt steigern.®

4.2 Entgeltfortzahlung wahrend des Elternschutzes

Wir bewerten positiv, dass dem zweiten Elternteil laut Antrag in der Zeit des Eltern-
schutzes eine Entgeltfortzahlung von 100 Prozent zustehen soll. Die Verglitung gibt El-
tern den finanziellen Spielraum, um die Regelung auch tatsachlich in Anspruch nehmen
zu konnen. Viele Familien mit mittlerem und niedrigem Einkommen kdnnen nicht auf
das volle Einkommen des besser verdienenden Elternteils (haufig des Vaters) verzich-
ten und entscheiden sich aus finanziellen Griinden gegen eine Elternzeit oder nur fir
eine kurze Elternzeit des Vaters.'° Gerade diese Familien kénnten von dem vollem
Lohnersatz der Freistellung nach Geburt profitieren.

Darliber hinaus halten wir es fiir sinnvoll, die Finanzierung entsprechend der Leistun-
gen aus dem Mutterschutzgesetz auszugestalten. Dies entspricht auch dem Ziel, die
bezahlte Freistellung fur zweite Elternteile in das Mutterschutzgesetz zu integrieren
und zu einem Elternschutz weiterzuentwickeln.

4.3 Rickkehrrecht sowie Diskriminierungs- und Kiindigungsverbot

Wir begriifRen die Initiative des Antrags, bei der Einflihrung des Elternschutzes ein
Rickkehrrecht auf den fritheren Arbeitsplatz schaffen. Dies ist neben dem Diskriminie-
rungs- und dem Kiindigungsverbot unbedingt nétig, damit der Anspruch auch tatsach-
lich genutzt werden kann, ohne berufliche Nachteile in Kauf nehmen zu mussen.

Allerdings bedarf es auch im bestehenden Mutterschutzgesetz einer Klarstellung, dass
Mitter nach den Mutterschutzfristen ein Recht darauf haben, an ihren friitheren oder
gleichwertigen Arbeitsplatz zuriickzukehren. Im Gesetzgebungsverfahren im Zuge der
Neuregelung des Mutterschutzgesetzes wies etwa der Bundesrat darauf hin, dass

& Hobler, Dietmar/Pfahl, Svenja im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung (2015): Einflussfaktoren auf die
Arbeitszeitdauer von Vatern nach den Elterngeldmonaten, Berlin, S. 71.

9 Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2020): (Existenzsichernde) Erwerbstétig-
keit von Muttern. Konzepte, Entwicklungen und Perspektiven. Monitor Familienforschung, S. 45.

10 DIW (2019): Elterngeld und Elterngeld Plus: Nutzung durch Véter gestiegen, Aufteilung zwischen Miit-
tern und Vatern aber noch sehr ungleich, S. 610.
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Deutschland unionsrechtlichen Umsetzungsverpflichtungen mit Blick auf das Rickkehr-
recht nach dem Mutterschutz bislang nicht nachgekommen sei.!! Dieses Ruickkehr-
recht ist ein zentraler Baustein zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Er sollte im
Mutterschutz-, Elternzeit- und Elterngeldgesetz sowie fiir den geforderten Elternschutz
einheitlich geregelt werden.

Bei den Regelungen zum besonderen Diskriminierungs- und Kiindigungsverbot lasst
sich gut an die Regelungen des § 17 MuSchG ankntipfen.

Berlin, 01. November 2022

11 Der Bundesrat verwies auf Art. 15 der européischen Gleichbehandlungsrichtlinie RL 2006/54/EG und §
5 Abs. 1 der durch die Elternurlaubsrichtlinie RL 2010/18/EU2 umgesetzten Rahmenvereinbarung (vgl.
Stellungnahme des Bundesrats (2016): Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Mutterschutzrechts
(BR-Drs. 230/16 (Beschluss)).
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Sekretariat des Ausschusses
fur Familie, Senioren, Frauen
und Jugend

4
7

T

Deutscher Bundestag
N

Ausschussdrucksache 20(13)32f

angeforderte Stellungnahme zur 6ffentlichen Anhérung im Ausschuss fur Familie, Senioren,
Frauen und Jugend am 7. November 2022

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung ,,Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fur Eltern und pflegende Angehérige und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates®, BT-Drs. 20/3447

sowie

zu dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. ,,28 Tage Elternschutz fur den zweiten Elternteil ab Ge-
burt des Kindes einfuhren*, BT-Drs. 20/2688

von SAP Deutschland SE & Co. KG, Nina Stral3ner

3. November 2022
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SAP SE

Dietmar-Hopp-Allee 16

69190 Walldorf

Deutschland

T +49 6227 7-47474
SAP SE, Dietmar-Hopp-Allee 16, 69190 Walldorf F +49 6227 7-57575

info@sap.com

Ulrike Bahr, MdB

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-37474

Fax: +49 30 227-36805
familienausschuss@bundestag.de

Nina Katrin Stral3ner

SAP SE
Dietmar-Hopp-Allee 16
69190 Walldorf

Telefon: +49 178 3822175
nina.strassner@sap.com

Date: 03.11.2022

Betr.: Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung "Entwurf eines Gesetzes zur
weiteren Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehérige und
zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates" (BT-Drs. 20/3447) und dem Antrag der Fraktion
DIE LINKE. "28 Tage Elternschutz fiir den zweiten Elternteil ab Geburt des Kindes einfiihren" (BT-
Drs. 20/2688)."

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Ausschussmitglieder,

ich bedanke mich fiir die Einladung zur Stellungnahme in meiner Funktion als Global Head of People
Initiatives sowie als Head of Diversity Germany der SAP SE mit Hauptsitz in Walldorf.

Antrag der Fraktion DIE LINKE. - "28 Tage Elternschutz fiir den zweiten Elternteil ab Geburt des
Kindes einfiihren" (BT-Drs. 20/2688)

Die Linksfraktion fordert in ihrem Antrag das bestehende Mutterschutzgesetz zu einem Elternschutzgesetz
weiterzuentwickeln und darin einen Rechtsanspruch auf Elternschutz festzuschreiben, der eine bezahlte
Freistellung von der Arbeitsleistung von 28 Kalendertagen fir den zweiten Elternteil oder fiir eine von der
leiblichen Mutter benannte soziale Bezugsperson ab Geburt des Kindes vorsieht. Dabei soll eine
Entgeltfortzahlung von 100 Prozent geleistet werden, deren Finanzierung entsprechend der Leistungen aus
dem bestehenden Mutterschutzgesetz gestaltet wird. Zudem sei ein Rickkehrrecht auf den friheren
Arbeitsplatz zu schaffen und ein Diskriminierungs- und Kindigungsverbot im Zusammenhang mit dem
Elternschutz festzuschreiben. Somit soll der frihzeitige Aufbau einer engen Bindung zwischen dem zweiten

SAP SE

vertreten durch ihren Vorstand: Christian Klein (CEO), Sabine Bendiek, Luka Mucic, Dr.-Ing. Jirgen Mdller, Scott Russell, Thomas Saueressig, Julia White
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Hasso Plattner / Registergericht Mannheim HRB 719915

Deutsche Bank AG, Heidelberg: SWIFT-BIC DEUT DE SM 672, IBAN DE78 6727 0003 0091 2030 00 / Steuernummer: 32497/82215; USt-ldentNr.: DE 143454214
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Elternteil und dem neugeborenen Kind ermdglicht sowie eine partnerschaftliche Aufteilung von Sorge- und
Erwerbsarbeit erreicht werden.

Stellungnahme:

SAP sieht die Themen Vereinbarkeit von Familie und Beruf fur alle Geschlechter als Schlisselfaktoren fiir
eine erfolgreiche unternehmerische Praxis und fir die Zukunft des Wirtschaftsstandorts Deutschland im
Allgemeinen und geht daher in vielen Fallen aufgrund der dem Thema ,Dimensionen von Familie®
immanenten Vielfalt in vielen Fallen Uber die gesetzlichen Mindestanforderungen hinaus.

Heutzutage ist es fir Fachkrafte weltweit und auch in Deutschland technologisch in sehr vielen Branchen
unproblematisch madglich, von Uberall auf der Welt fir auslandische und inlandische Unternehmen zu
arbeiten. Wir operieren und konkurrieren mehr und mehr in einem globalen Arbeitsmarkt. SAP steht
dementsprechend im branchenspezifischen Wettbewerb mit inlandischen und auslandischen Unternehmen
am Standort Deutschland, dementsprechend auch um die besten Talente im nationalen und globalen
Arbeitsmarkt. Mit dieser Herausforderung, aber auch Chance, sind wir als Unternehmen die Regel, nicht die
Ausnahme.

Die folgende Stellungnahme soll dazu dienen, die ,Vaterzeit*™ eine bereits seit 30 Monaten etablierte und
dem Antrag in der Praxis dhnliche MaRnahme zur Férderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie
darzulegen. Im Folgenden erlautere ich gerne die dahinterstehenden Erwagungen und die tatsachlichen,
aus Sicht der SAP als Arbeitgeberin sehr positiven Auswirkungen, sowohl aus Sicht der Fuhrungskréfte als
auch aus Sicht der Mitarbeitenden mit Familie oder auch derer mit zukiinftigem Kinderwunsch.

Was ist die Vaterzeit* bei SAP in Deutschland?

Das 1972 gegriindete Unternehmen SAP beschaftigt weltweit knapp Gber 102.000 Mitarbeitende und gehort
zu den weltweit fihrenden Unternehmen in der Technologiebranche, fihrend im Deutschen Aktienindex. Auf
die 14 deutschen Standorte des Unternehmens entfallen tiber 23.000 fest angestellte Mitarbeitende, mit
einem derzeitigen Anteil an mannlichen Mitarbeitenden von knapp 70%. Die prozentuale Verteilung von
Frauen und Maénnern in der Belegschaft ist vergleichbar mit allen anderen Unternehmen in der
Softwarebranche in Deutschland.

Seit 01.01.2020 haben im Rahmen der Vaterzeit* bei der SAP in Deutschland langer als 6 Monate
beschéftigte Vater, selbstverstandlich auch Personen in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften und
Adoptiveltern Paare wahrend der gesetzlichen, achtwéchigen Mutterschutzzeit nach der Geburt die
Moglichkeit, fir 20% ihrer Arbeitszeit bezahlt freigestellt zu werden.

Bei einem in Vollzeit berufstatigen Vater* bzw.in gleichgeschlechtlicher Partnerschaft lebenden Mutter®
bedeutet dies rechnerisch ein freier Arbeitstag pro Woche, dementsprechend freie 8 Tage, in der Zeit nach
der Geburt des Kindes in den ersten 8 Wochen des Mutterschutzes. Bei Mehrlingsgeburten entfallt dies
entsprechend auf die ersten 12 Wochen.

Sehr bewusst haben wir auf konkrete Regelungen der individuellen Ausgestaltung der Lage der freien Tage
verzichtet und so den Fihrungskraften in Absprache mit den Mitarbeitern die Moglichkeit gegeben, diese
20% Arbeitszeit wahrend der ersten acht Wochen nach der Geburt entsprechend ihrer familiaren und
betrieblichen Bediirfnisse zu verteilen, darlber zu sprechen und sie auszugestalten. Anspriiche auf
gesetzliche Elternzeiten oder Elternteilzeiten bestehen gleichberechtigt und davon unbenommen
selbstverstandlich weiterhin. Die Etablierung verlief weitgehend reibungslos und mit groRem Anklang bei den
Mitarbeitenden. Nach 30 Monaten wird die Vaterzeit* haufig als Grund genannt, warum die Zufriedenheit mit
uns als Arbeitgeberin hoch ist. Besonders geschatzt wird die Moglichkeit der Kombination der Modelle und
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die individuelle Kommunikation. Die Planbarkeit der ,Ausfallzeit* wird von den Flhrungskraften besonders
hervorgehoben, da ohnehin bereits ein breites Bewusstsein fiir die individuellen und schwer
vorherzusehenden Herausforderungen der ersten Zeit besteht. Mit der Vaterzeit* werden Ablaufe in den
ersten Wochen nach der Geburt koordinierter gestaltet und auch die notwenige Abstimmung fir die Zeit
danach erleichtert, da beide Seiten miteinander proaktivim Gesprach bleiben. Wir erreichen hier nachhaltige
Kommunikation und bessere Prozesse im Rahmen der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, die
insbesondere bei Mitarbeitern in der Vergangenheit im Vergleich zu Mitarbeiterinnen nicht ausgewogen
stattfand.

Erfahrungen nach 30 Monaten ,,Vaterzeit*“ in der SAP mit Blick auf Akzeptanz und Inanspruchnahme
durch lhre Mitarbeiter/innen

Nachdem seit 01.01.2020 ,Vaterzeit*™ bei der SAP in Deutschland etabliert wurde, kdbnnen wir an dieser
Stelle ein aufRerordentlich positives Fazit ziehen. Das Angebot wird sehr gut angenommen. In den ersten 15
Monaten haben mehr als 500 Vater und weniger als 10 gleichgeschlechtliche Elternpaare das Angebot in
Anspruch genommen, wobei durch die Verankerung als bezahlte Freistellung kein zusatzliches Budget
aufgewendet werde musste. Durch die bereits stark in der Unternehmenskultur verankerte flexible
Vertrauensarbeitskultur, zeigte sich nicht nur bei den die Vaterzeit* in Anspruch nehmenden Personen die
erhoffte Wirkung, zusatzlich wurde das Modell insbesondere positiv von den Fiihrungskraften angenommen
und umgesetzt. Im Schnitt haben in den zuriickliegenden 22 Monaten im Schnitt 33 Personen pro Monat die
Vaterzeit* in Anspruch genommen. Dabei ist insbesondere die Anzahl der jungen Vater* innerhalb dieses
Modells Uber die letzten zwei Jahre angestiegen. Das Modell etablierte sich aber aulRerordentlich positiv
auch bei Personen, die das zweite oder mehr Kinder bekommen. Interessant ist, dass vor allem eine
steigende Tendenz innerhalb der Management Rollen sichtbar ist, was unserem Ziel der flexiblen
Maoglichkeiten, die sich nach den individuellen Herausforderungen der Karriereplanung richten, entspricht.

Zufriedenheit der Mitarbeitenden in Bezug auf Vereinbarkeit von Familie und Beruf und das Thema
der erhohten Sichtbarkeit des ,,Vatersein“ und dem Blick auf gemeinsame ,,Care Arbeit*

Innerhalb der 2021 durchgefiihrten Mitarbeitendenbefragung zu den Diversitadtsdimensionen innerhalb der
SAP in Deutschland, konnten wir feststellen, dass Mitarbeitende, die mit ihrem gewahlten Arbeitszeitmodell
zufrieden sind in erster Linie den Komplex ,Vereinbarkeit* nennen, der ihnen besonders gut gelingt. Hierzu
gaben 95% der Manner* und 94% der Frauen* bei SAP in Deutschland an, dass sie mit der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf stark zufrieden sind. Mitarbeitende, die angeben mit ihrem gewahlten Modell nicht
zufrieden zu sein, geben an, dass dieser Komplex ihnen noch immer individuell Schwierigkeiten bereitet.
Das zeigt uns, dass bei Fragen der Vereinbarkeit offenbar ein ganz wesentlicher Dreh- und Angelpunkt liegt
und dieser auch im Zusammenspiel der gesellschaftlichen Méglichkeiten, die vorgefundenen Gegebenheiten
der Partner*innen bei anderen Arbeitgebenden und auch Betreuungsmdglichkeiten in den Kommunen
funktionieren missen, damit Angebote der Unternehmen den gewiinschten Erfolg haben. Die Systeme
missen dementsprechend deutlicher ineinandergreifen, so dass die Bemihungen der einzelnen Akteure
(Unternehmen, Kommunen, Schulen, freie Trager etc.) in den Familien nachhaltig greifen kdnnen.

Da analytische Systeme zur Identifizierung des Anteils an ,Eltern” in der Belegschaft nur begrenzt in der
Lage sind, greifen wir erganzend auf Befragungen von Mitgliedern in den Netzwerken der Mitarbeitenden
zurlck. Hier einschlagig sind die ,Moms@SAP“ und ,DADS@SAP, in denen allein deutschlandweit derzeit
Uber 800 Personen aktiv sind.

Positiv hoben die befragten Fihrungskrafte im Hinblick auf die Vaterzeit* hervor, nun auch aktive Gesprache
mit mannlichen Mitarbeitenden und mit gleichgeschlechtlichen Partner:innen lebenden tber Vereinbarkeit
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und Arbeitsmodelle der Zukunft zu fiuhren. Sie meldeten zurick, nun viel deutlicher und offener
wahrzunehmen, wer in einem Team ,Vater ist, welche Herausforderungen sich diesen Personen stellen und
auf diese als Arbeitgeber aktiv Ricksicht nehmen zu kdénnen, sie bei der Gestaltung des Arbeitsplatzes
mitdenken zu kénnen und deren Bedurfnisse zu héren. Zwar bildeten Vater selbstverstandlich schon vorher
in der Belegschaft einen groRen Teil, sie waren aber nicht in diesem Male sichtbar, wie nun unter anderem
durch diese proaktive MaRnahme gerschehen. Wir haben das Selbstverstandnis der mannlichen
Mitarbeitenden im Hinblick auf ihre Familie fraglos starken und ihre Identitat im Hinblick auf ihr Bedurfnis
nach Familie und Verantwortung bei der Carearbeit und damit auch in der Gesellschaft stéarken kénnen. Dies
halten wir im Hinblick auf das notwendige Aufbrechen von Stereotypen, die in diesem Komplex
gesellschaftlich noch immer weiblich gepragt sind, flir eine gute und positive Entwicklung, die allen
Geschlechtern zu Gute kommt. Auch Vater mdchten in ihrer Vaterschaft am Arbeitsplatz ernstgenommen,
wahrgenommen und gehdért werden.

Kulturwandel im Umgang mit Familienzeit unter den mannlichen Angestellten und Vorgesetzten

Das allseits bekannte, gesamtgesellschaftliche Bild der unterschiedlichen Verteilung der Elternzeiten nach
Geschlechtern und auch deren stark durchschnittliche Dauer, spiegelt sich selbstverstandlich innerhalb der
Mitarbeiterschaft der SAP in Deutschland ebenso in der Tendenz wider. Dies ist bei der groRen Anzahl an
Mitarbeitenden, verteilt auf 14 Regionen in Deutschland, auch nicht weiter Uiberraschend. Lediglich der hohe
Anteil an Mitarbeitenden mit einem hohem Bildungsabschuss (ca. 95% der Belegschaft in Deutschland) ist
aus unserer Sicht im vorliegenden Kontext der Stellungnahme eines DAX Konzerns der IT Branche
besonders zu erwahnen.

Dies vorangestellt, bemerken wir jedoch auch deutliche Unterschiede und positive Tendenzen.
Zusammengefasst lasst sich zwar nachwievor die Aussage treffen, dass der prozentuale Anteil an Frauen in
Teilzeit und der prozentuale Anteil an Frauen in Elternzeit wesentlich hoéher ist, als der dementsprechende
Anteil der Manner hieran. Am Anfang des Berufslebens, also in den meist jungen Jahrgangen, sind die
Teilzeitquoten nur marginal nach Geschlechtern unterschiedlich verteilt. Das lasst schon rein formal
Ruckschlisse zu, dass auch bei uns mit steigendem Lebensalter vor allem ,kinderbedingt® in Teilzeit
gearbeitet wird. Dies, und bemerkenswert auch die Pflegezeiten der eigenen Eltern, gaben die
Mitarbeitenden auch in der diesjédhrigen Umfrage als Hauptgrund fur reduzierte Arbeitszeiten an.

Jedoch hat sich im Hinblick auf die Elternzeit seit 2019 die Anzahl der Vater*, die diese in Anspruch nehmen
mehr als verdoppelt. Zusatzlich hat sich bei uns das Modell des Co-Leaderships stark etabliert und stieg von
17 auf Uber 40 Tandems in den Fuhrungsebenen an. Hier kann ein aufstrebender Trend von Mannern*,
darunter auch Vatern* beobachtet werden. Die 40 Co-Leadership Tandems sind nahezu paritatisch verteilt,
hier handelt es sich also nicht um ein ,Muttermodell“, sondern mithin um ein Fihrungsmodell, dass allen
Geschlechtern zunehmend attraktiv erscheint und sicherlich von unseren flexiblen Moglichkeiten gespeist
wird.

Die erhohte Nachfrage weiterer Unterstitzungsmaoglichkeiten von Vereinbarkeit von Familie und Beruf flihren
wir auf die Wirksamkeit unserer flexiblen Malinahmen zurtick. Frauen haben dementsprechend wahrend der
Pandemie in der Tendenz ihre Arbeitszeit bei SAP in Deutschland in der Tendenz erhoéht, nicht gesenkt. Dies
fuhren wir ebenfalls auf unser Engagement im Hinblick auf flexible MaRnahmen — gerade auch fur Vater als
direkte Zielgruppe, zuruick, denn dadurch schliefen wir den vorliegenden Gendergap in den Eltern- und
Teilzeitarbeit.

Dies zeigt uns, dass unser Ziel eine nachhaltige Veranderung mdglich zu machen, diese proaktiv als
Arbeitgeberin mit anzustolen und ein Fokus auf mehr als punktuelle Auszeiten und anschlieRender
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Fortfiihrung der ,klassischen Modelle* bezieht, erreicht wird. Die nachhaltige Umgestaltung von
Moglichkeiten der Gestaltung eines individuellen Familienlebens, in dem eine Berufstatigkeit beider
Geschlechter geférdert wird, halten wir fir einen entscheidenden Faktor im Hinblick auf
Geschlechtergerechtigkeit und die Beseitigung der Unterschiede im Hinblick auf Einkommen, Wohlstand,
Altersvorsorge und auch im Hinblick auf den Fachkraftemangel.

Unsere PersonalmaBnahmen verfolgen fiir die Sicherung des Wirtschaftsstandortes Deutschland
und aus unserer Sicht logisch konsequent unter anderem das Ziel der ,,maximalen Flexibilitat“ im
Hinblick auf die Gestaltung des Arbeitsplatzes, der Arbeitszeit und der gebotenden
Arbeitsbedingungen.

Diese wurden im Zuge der Pandemiesituation innerhalb des ,Pledge to Flex* Konzeptes global verankert.
Nicht nur Vertrauensarbeitszeit, grundsatzlich fehlender Prasenzpflichten in den Biros oder auch flexibelste
Regelungen im Hinblick auf Reduzierung oder Erhéhung der Arbeitszeiten im Laufe eines Arbeitslebens,
sind wesentliche Bausteine unserer Personalfihrungskultur, nicht nur in Deutschland. Selbstverstandlich
sind ebenfalls Mallnahmen wie Arbeitszeitkonten oder auch ,Social Sabbaticals® in der Kultur integriert.

Wir missen und mdchten auf die individuellen Schwankungen und menschlichen Herausforderungen im
Leben unserer Mitarbeitenden zu jeder Zeit flexibel reagieren koénnen, insbesondere wahrend
Sondersituationen wie der Pandemie, ihnen groRtmdgliche Wahlfreiheit bieten und ihnen ermdglichen,
individuell flexibel ihr Privatleben und den Beruf miteinander vereinbaren zu kénnen. Nur so kdnnen wir
sicherstellen, dass vermeidbare Hirden abgebaut und eliminiert werden und unsere Mitarbeitenden ihre
Starken einsetzen oder Talente nicht dem Arbeitsmarkt fernbleiben, die wir als Arbeitgeber dringend
brauchen.

Ist die aktuelle Elternzeitregelung zu unflexibel und der Biirokratieauffand zu hoch?

Das Instrument der gesetzlichen Elternzeit wird zwar unter den Mitarbeitenden sehr geschatzt, aber aus
vielfaltigen und in den individuellen Familiengeflge liegenden Grinden nicht im rechtlich zulassigen Mal3e
ab der Geburt ausgenutzt. Zudem sehen wir hier einen Unterschied zwischen den Geschlechtern, der sich
mit den vorhandenen, gesetzlichen Regelungen offenbar nicht zureichend aufbrechen lasst.

Eine Befragung innerhalb des Netzwerks der aktiven Vater ergab im Jahr 2019, dass finanzielle
Einschrédnkungen durch langere Elternzeiten durch den Elterngeldbezug ein wesentlicher Faktor sind. Die
mit der gesetzlichen Elternzeit verbundene, als unflexibel empfunden Hochstarbeitszeit von 30h in
Elternteilzeit, sowie der birokratische Aufwand bei der Beantragung von Elterngeld in Elternteilzeit bei den
staatlichen Stellen, um den Verdienstausfall auszugleichen, wurden ebenfalls innerhalb der Netzwerke
genannt. Sie aulRerten zudem das Bedirfnis, eng an ihren Teams oder Aufgaben eingebunden bleiben zu
wollen und empfanden die gesetzliche Regelung der Elternzeit als ,starr* und ,unflexibel“ in der konkreten
Handhabung. Diese kdnnen wir als Unternehmen aber nicht aktiv beeinflussen und setzen daher konsequent
auf eine Vielfalt an Moglichkeiten, Elternschaft im Beruf aktiv zu leben, in dem wir die gebotenen Rahmen
ausnutzen und gestalten.

Wohlwissend, dass die Bedirfnisse der Mitarbeitenden hier so vielfaltig sind, wie Familien in all ihren
Dimensionen es in ihren unterschiedlichsten Konstellationen sind, setzen wir auf ein agiles, klares und
blrokratiearmes Portfolio und vertrauensvolle Fihrungskultur. Rechtliche Rahmenbedingungen, wie im hier
gegenstandlichen Kontext also Elternzeiten oder Elternteilzeit, schopfen wir selbstverstandlich umfassend
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aus und gehen, wo Uberall méglich, wirtschaftlich und menschlich sinnvoll sowie effizient umsetzbar,
regelmalig darliber hinaus, um als attraktive Arbeitgeberin die besten Talente zu gewinnen und vor allem
auch zu bei uns im Unternehmen und am Standort in Deutschland zu halten.

Flexible Modelle, auch im Hinblick auf rechtliche Mdglichkeiten, sind aus unserer Sicht ein entscheidender
Faktor um uns als deutscher, aber global agierender Arbeitgeber im globalen Wettbewerb zukunftssicher
aufstellen zu kénnen. Der Wirtschaftsstandort Deutschland profitiert von einem herausragend sozialen
Geflge, von der Sicherheit der Arbeitsplatze und von der Férderung individueller, flexibler Moglichkeiten.
Wir sind als Unternehmen vollumfanglich bereit, die in unserer Macht stehenden Antworten auf die Fragen
und Herausforderungen zu geben und unsererseits Bedingungen fiir Familien zu schaffen, die auf die
Schwankungen im Leben adaquat eingehen. Hier gilt es aus unserer Sicht, die Synergien von Politik und
Wirtschaft noch mehr auszubauen.

Nina Katrin StraRner, LL.M

Global Head of People Initiatives, SAP SE

Head of Diversity and People Programs Germany
Fachanwaltin fir Arbeitsrecht

Seite 93 von 93



	Wortprotokoll 
	Einziger Tagesordnungspunkt Seite 7 

	Die Vorsitzende: Sehr geehrte Damen und Herren, ich begrüße Sie zu unserer heutigen 24. Sitzung. Ich begrüße die Kolleginnen und Kollegen, auch die, die uns per Videokonferenz zugeschaltet sind. Wie gewohnt, werde ich Sie jetzt fraktionsweise einzeln aufrufen. Ich bitte Sie kurz zu bestätigen, dass Sie in der Leitung sind. 
	Schluss der Sitzung: 15:37 Uhr 
	Vorsitzende 
	Anlagen: Zusammenstellung der Stellungnahmen 

	Einfügen aus "Anlagen 24. Sitzung.pdf"
	In te r n a t io n a le  u n d  e u r o p ä is c h e  S o z ia lp o lit ik
	Stellungnahme der Geschäftsstelle des 
	­ ­ ­
	­ ­ ­
	­ ­ ­
	­ ­ ­
	Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. –

	Einfügen aus "20(13)32a_Vorblatt.pdf"
	Titel: Ausschussdrucksache 20(13)32a 

	Einfügen aus "20(13)32h_Vorblatt.pdf"
	Titel: Ausschussdrucksache 20(13)32h 

	Titel: Ausschussdrucksache 20(13)32g 


